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Rosinenpicken

Eine Rosine macht noch keinen Kuchen,

viele Rosinen sind noch kein Gebäck,

und willst du sie dann ohne Teig versuchen,

schmaust sie sich, ohne satt zu werden, weg.

Man nennt es auch im Fall von Brexit naschen,

Theresa May versäumt den süßen Rest,

und ihr Versuch, das Beste zu erhaschen,

erweist sich endlich doch als falscher Test.

Verloren geht der hungerstill'nde Kuchen

für einen viel zu kurzen Appetit,

und nichts hilft mehr, nicht bitten oder fluchen,

Magen und Darm knurr'n dann ihr altes Lied.

Ihre Schattenblick-Redaktion


28. September 2018
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WALD/344: Hambacher Forst - nach dem Kampf ist vor dem Kampf ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 30.09.2018

Hambi-Rede auf dem Waldspaziergang 30.09.2018



Beim heutigen Waldspaziergang wurde unter anderem diese Rede von
einem Menschen aus dem Wald gehalten. Wie schön, endlich mal wieder
viele nicht-uniformierte Menschen auf der "Secu-Straße" (aka L276) zu
sehen! Vielen Dank auch allen anderen Redner*innen für die bunte
Vielfalt an Beiträgen. (Und auch danke an einige andere
Hambi-Aktivisti*, von deren spontaneren Beiträgen wir leider kein
Videomaterial haben.)


Ihr könnt die Rede anschauen [1] und/oder hier lesen:

Seit 16 Tagen räumt die Polizei die Besetzungen im Hambacher Forst.

16 Tage lang war dieser Wald ununterbrochen von zig Hundertschaften,
Räumpanzern, Hebebühnen und dem SEK belagert. Seit 16 Tagen fährt der
Staat seine ganze Übermacht auf, um ein Paar hundert Anarchas die
Botschaft einzuprügeln, dass ein widerständiges, wildes und freies
Leben hier nicht toleriert wird.

16 Tage Räumung haben die Besetzung noch lange nicht klein gekriegt.
In den letzten Tagen ist in Ghosttown nahe des Wiesencamps ein neues
Baumhausdorf entstanden. Und um das letzte alte Baumhaus, Paragraph11,
wachsen in diesem Moment die Barrikaden.

Diese Räumung hat eine Aufmerksamkeit her gebracht, die noch vor zwei
Jahren unmöglich erschienen wäre. Die Welt schaut dem deutschen Staat
auf die Finger. Und sie sieht, was der angebliche Musterschüler in
Sachen Umweltschutz, was die angebliche "Klimakanzlerin" für einen
Dreck am Stecken haben. Das allein ist ein riesiger Erfolg.

Aber die Räumung ist noch nicht zu Ende. Und wenn sie dieser Tage zu
Ende gehen sollte, dann fängt der Kampf erst richtig an. In der
kommenden Rodungssaison will RWE mit dem Wald kurzen Prozess machen.
Dafür war die Räumung nur eine Vorbereitung. Wenn sie anfangen zu
roden, dann ist es für uns Hambis natürlich viel schwieriger
einzugreifen, weil wir nicht mehr im Wald wohnen, sondern erstmal an
der Polizei vorbei müssen, um das Rodungsgebiet überhaupt zu sehen.

Deshalb werden wir, um den Wald retten zu können, jeden erdenklichen
Einsatz von der ganzen Bewegung brauchen. Viele von Euch waren
vielleicht dieser Tage die ersten Male im Wald und haben die ersten
Male mitbekommen, was es bedeutet, wenn der Rechtsstaat seine Zähne
zeigt.

Ich hoffe, dass Ihr noch Atem habt, denn der Überlebenskampf, den wir
für diesen Wald führen müssen, fängt Mitte Oktober erst richtig an.

Dieser Wald ist ein Symbol des Widerstands geworden. Unser Protest ist
eine Aussage: Wir lassen uns von den Machteliten in Politik und
Wirtschaft nicht mehr eine Wirtschaftsweise vorsetzen, die unseren
Planeten zu Grunde richtet! Dieser Wald, und der Widerstand zu seiner
Rettung, ist das Ausrufezeichen hinter dieser Aussage. Ich hoffe, Ihr
habt noch Atem, im Oktober immer wieder zu kommen - auch unter der
Woche! - und Euch vor das Ausrufezeichen zu stellen. Wir brauchen den
Wald, und jetzt braucht der Wald uns!

Ich komme bei Großdemonstrationen leicht in Feierlaune, in einen
emotionalen Höhenflug nach dem Motto: Wir sind so viele, wir haben
doch fast gewonnen, das können sie nicht ignorieren. Falls es euch
ähnlich geht, tut es mir Leid, da stören zu müssen: Doch, sie können
uns ignorieren. Armin Laschet und Herbert Reul interessieren sich
leider einen Scheißdreck, wie viele Menschen für die Rettung des
Waldes auf die Straße gehen. Sie werden uns - wie immer - so lange
ignorieren, bis wir sie zum Einhalten zwingen.

Es tut mir Leid, wenn ich irgendwem die Feierlaune stören muss, aber
wie gesagt, der Kampf fängt gerade erst an, und wir sollten ehrlich
darüber reden, was uns erwartet.

Ich will hier nicht mehr Panik verbreiten als nötig - auch in der
kommenden Rodungssaison werdet Ihr meistens einen gewissen Einfluss
darauf haben, wieviel Repression Ihr zu spüren bekommt. Aber manche
haben auch Pech, sind zur falschen Zeit am falschen Ort und treffen
auf den falschen Bullen, der Spaß daran hat, sich mal austoben zu
können.

Wir brauchen den Wald, und der Wald braucht jetzt uns - aber wir
müssen dabei auch wach sein, auf uns aufpassen und aufeinander
aufpassen.

Ich störe nur ungern eine Party, aber ehrlich gesagt ist mir
persönlich noch gar nicht so richtig nach Feiern zumute. Diese Räumung
läuft noch, und sie wird in den letzten Zügen wahrscheinlich nicht
freundlicher werden. Und diese Räumung und das Vorgehen der Polizei
haben mich unglaublich wütend gemacht.

Sie haben Abgase in besetzte Tunnel geleitet. Sie haben gedroht, Seile
zu kappen, an denen Menschenleben hingen. Sie haben Tripods mitsamt
Besetzer*innen durch die Gegend getragen. Sie haben ganze Gruppen von
Aktivist*innen gegen Barrikaden geschubst; gegen Barrikaden, in denen
teilweise Menschen am Hals fest gekettet waren. Sie wurden immer
wieder davor gewarnt, dass ihr rücksichtsloses Verhalten Menschenleben
gefährdet. Sie haben alle Warnungen in den Wind geschlagen. Und diese
Liste ist noch lange nicht vollständig.

Aber wir - sind immer noch im Wald.

Sie haben geprügelt, Platzverweise erteilt, Brillen zertreten,
geprügelt, die Presse fern gehalten, Gefangene nicht aufs Klo oder
telefonieren lassen, geprügelt, Arme gebrochen, eingesperrt, und von
vorne angefangen.

Aber für unsere Gegner - ist immer noch unsere Gewalt das
Hauptproblem.

In vielen Solidaritätsbekundungen und freundlich gesinnten
Presseartikeln ist vom "gewaltfreien Protest" im Hambacher Forst die
Rede. Wie gesagt, ich störe nur ungern - aber das ist ein bisschen
Unsinn. Was stimmt ist: Die Gewaltexzesse der Polizei standen nie in
irgendeinem Verhältnis zur teilweise militanten Gegenwehr, die es im
Wald immer wieder gab.

Der Punkt ist: Wenn die Besetzungen von Anfang an konsequent friedlich
gewesen wären, dann hätten sie die ersten drei Jahre nicht überlebt.
Ihr habt gesehen, wozu die Polizei und die RWE-Sicherheitsdienste
fähig sind - und das war von Anfang an so.

Die Besetzungen im Hambacher Forst hatten bewusst nie einen
gewaltfreien Aktionskonsens. Die letzten Wochen haben hoffentlich
allen hier den Grund dafür verdeutlicht:

Wir leben ja auch nicht in einem gewaltfreien Staat.

Wir leben nicht in einem funktionierenden Rechtsstaat, wenn es so
etwas denn geben kann.

Wir leben nicht in einem Staat, der auch nur versucht, sich seinen
Anspruch auf ein "Gewaltmonopol" würdig zu verdienen.

Zu diesem Zeitpunkt sind vier von unseren Freund*innen und
Weggefährt*innen in Untersuchungshaft, und eine weitere [rechtskräftig
zu neun Monaten verurteilt] wegen "rhythmischer Unterstützung" von
Böllerwerfer*innen [mit einem Tamburin].

Mit ihrer Einknastung sind wir alle gemeint! Also lasst uns unsere
Gefangenen nie vergessen: Bitte schaut auf den Blog von abc-rhineland,
findet ihre Knastadressen und schreibt schreibt schreibt Briefe!

Wir sind nicht alle - es fehlen die Gefangenen!

Was im Hambacher Forst in den letzten Wochen passiert ist, ist kein
versehentlicher Ausrutscher. Die massive Gewalt, die viele von Euch am
eigenen Leib erlebt haben; die Einschränkungen der Pressefreiheit; das
Gelächter über die Erinnerung an Menschenrechte; die Verlogenheit und
der abgrundtiefe Zynismus ihrer Verlautbarungen; die erfundenen und
überzogenen Anschuldigungen, mit denen sie Freiheitskämpfer*innen in
den Knast stecken; die völlige Blindheit für Augenmaß und
Deeskalation;

all das sind wir in den Besetzungen seit sechs Jahren gewohnt. Das ist
der Standard dieses Staates für die, die nicht nur bitten, sondern
fordern. Die nicht nur protestieren, sondern sich effektiv in den Weg
stellen.

All das ist übrigens auch schon immer der Standard dieses Staates für
Geflüchtete, insgesamt für nicht weiße Menschen, Sexarbeiter*innen,
Leute die als psychisch krank abgestempelt werden, Obdachlose und
andere mit sehr wenig Geld, Punks, und viele andere diskriminierte
Gruppen.

Dieser Staat kennt keine Rücksichtnahme. Nicht einmal nach dem
tödlichen Absturz unseres Freundes Steffen hat die Staatsmacht auch
nur einen Tag Ruhe gegeben. Es wurde behauptet, der Räumungseinsatz
sei gestoppt - aber selbst in Beechtown, wo der Unfall passierte,
liefen noch in derselben Nacht die Generatoren und Flutlichter.

Stellt Euch vor, die Polizei ist gerade dabei, Euch aus Eurem zu Hause
zu schmeißen. In dieser Situation stirbt ein Freund, woran auch
immer - und dann stellen die Bullen Flutlichter vor jedes Eurer
Fenster, und lassen sie die ganze Nacht durchlaufen.

Das ist nur ein kleiner, vielsagender Ausschnitt des Psychoterrors,
mit dem sie schon seit Wochen versuchen, die Menschen im Wald mürbe zu
machen.

Wenn es ein Gutes geben soll an der Brutalität dieses Einsatzes, der
immer noch läuft, dann ist es dies: Die alltägliche Brutalität der
Polizei ist um Einiges sichtbarer geworden. Das Vertrauen in den Staat
ist bei Vielen ins Wackeln gekommen.

Und vielleicht gärt bei Vielen auch die trotzige Einsicht: Diesen
Staat, der mit solch einer Gewalt an seinem rasanten Kurs auf den
Abgrund festhält, werden wir nicht allein mit untertänigen Appellen
zum Umdenken kriegen.

Dieser Staat erlaubt relativ viele Demonstrationen einzig deshalb,
weil sie ihn nicht allzu sehr stören. Aber dieser Staat wird nur dann
seinen Kurs wechseln, wenn wir ihn mit Entschlossenheit, langem Atem,
und allen sinnvollen Mitteln dazu zwingen.

Wir sehen uns in der Rodungssaison!

Wir sind hier, und wir sind laut, weil man uns den Hambi klaut!


[1] Link zum Video:

https://www.youtube.com/watch?v=jBp5dYas9ws

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/343: Hambacher Forst - eine sozialökologisch geregelte Zukunft ... (Netzwerk Ökosozialismus)


Netzwerk Ökosozialismus - 30. September 2018

Stellungnahme zum Kampf um den Hambacher Forst



In der Öffentlichkeit bisher ignorierte Analysen zeigen, dass auch
langfristig erneuerbare Energien den Verbrauch, wie er momentan ist,
möglicherweise nicht decken können. Eine Ressourcenstrategie, die auf
fossile Reserven für den Fall von Energiemangel bei ansonsten
zukünftig hauptsächlich erneuerbar produzierter Energie setzt, wie sie
die RWE vorgibt, setzt jedoch das völlig falsche Signal für die
aktuelle Situation, in der es um entscheidende energiepolitische
Weichenstellungen nicht nur für Kohle geht. Energiereserven könnten in
akuten Mangelsituationen irgendwann mal immer noch beschafft werden,
besser mit Gas als mit Kohle, besser als Import von ohnehin laufenden
Kraftwerken als durch zerstörerische Erweiterung neuer
Extraktionsgebiete, dazu muss nicht prophylaktisch ohne Not ein
Jahrtausende alter Wald zerstört werden, der als CO2-Speicher hier und
heute eine wertvolle Funktion hat. Soll auf Kohle und andere fossile
Energien in absehbarer Zeit vollständig verzichtet werden, gibt es gar
keine andere Möglichkeit als die enorm hohen Verbrauchsstandards an
Energie deutlich zu reduzieren, mit anderen Worten: auf bestimmte
Bereiche energieintensiven materiellen Wohlstands zu verzichten, z.B.
auf exzessive Mobilität durch Autos und Flugzeuge, auf
hochtechnisierte und industrialisierte Landwirtschaft, auf extrem
schnelllebigen Konsum vor allem von obsoleszenten Elektrogeräten, auf
aufwändig hochdesignte Verpackungen, auf Markenvielfalt, auf
Luxusgüter. Ökosozialisten und auch andere Verfechter einer
Postwachstums-Gesellschaft haben dazu etliche Vorschläge vorgelegt.
Die Notwendigkeit zu entsprechenden Suffizienzstrategien ist in der
politisch-ethischen Güterabwägung der eindeutig akzeptablere Weg als
die weitere CO2-Belastung mit allen hinlänglich bekannten
katastrophalen Folgewirkungen wie Unwetter, Dürren, Überschwemmungen,
Wüstenbildung, Artensterben, Übersäuerung der Ozeane, Wassermangel,
entsprechenden sozialen Folgewirkungen wie Fluchtbewegungen, Hunger,
Landvertreibungen usw.

Das entscheidende tiefere Problem ist aber, dass unser gegenwärtiges
auf Kapitalverwertung, Profitmaximierung und Generierung von immer
aufwändigeren Tauschwerten ausgerichtetes Wirtschaftssystem notwendige
Suffizienz gar nicht ertragen kann. Das angeblich effiziente
marktwirtschaftliche System, in welchem der Ideologie nach das Kapital
immer wirkungsvoll alloziert wird, in welchem die Nachfrage scheinbar
den Bedürfnissen entspringt und die Produktion steuert, dieses System
lebt in Wirklichkeit von Umständlichkeit, langwieriger
planlos-anarchischer Zufälligkeit und Redundanz, von absichtlicher und
auch unabsichtlicher Verschwendung: Markenvielfalt, Obsoleszenz,
Verpackungswahnsinn und sinnlose Werbung sind hier nur die bekannten
oberflächlichsten Verschwendungsphänomene.

Der Vorstoß RWEs ist ein Rückzugsgefecht, eine Verteidigung nach vorn,
da verzweifelt versucht wird, den absehbaren Strukturwandel, in
welchem RWE als Produzent der Erneuerbaren nur Profiteinbußen
hinnehmen müsste, durch die noch laufenden
Kohleförderungs-Vereinbarungen vorerst zu kompensieren. Was hier Sinn
machen würde, wären endlich Überlegungen zu einer gut durchdachten
Vergesellschaftung der großen Energiekonzerne, in welcher
Kapitalallokation, Produktionsziele und -strategien, Verteilug von
Arbeit, Geld und vor allem Gebrauchsgütern unter dem Vorzeichen einer
gemeinwohl-orientierten solidarischen Nachhaltigkeit sorgfältig
geplant würden. Nur die Entlastung der Konzernbetreiber vom Druck
einer profitgetriebenen Unternehmens-Sanierungslogik durch Einbettung
möglicher Konzernaufgaben in eine energiepolitische Gesamtperspektive
könnte die Faktoren umweltschonende Energieverorgung, geplante
allmähliche Suffizienz, Verteilungsfragen von Wohlstand und Arbeit auf
versöhnlichem Wege lösen. Dann müssten Menschen, die sich progressiv
der radikalen Suffizienz eines real-utopischen Lebens in Baumhäusern
verschrieben haben, auch nicht mit Waffengewalt verjagt werden, nur
weil Konzerne aus schierer Überlebensangst too big to fail sind. Nicht
das Mehr oder Weniger an Kohle, erneuerbaren Energien, an erhaltenem
oder verzichtbarem Wohlstand ist das Problem, sondern das eindeutige
Zuviel an großindustrieller Kapitallogik. Das zeigt sich an den
Kämpfen um den Hambacher Forst und wir Ökosozialisten nehmen ziemlich
parteiisch daran teil.

 * 

Quelle:

Presseerklärung des Netzwerks Ökosozialismus vom 30.09.2018

Internet: www.oekosozialismus.net
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WALD/342: Hambacher Forst - nicht mehr, sondern weniger Strom ... (kommunikatz)


kommunikatz - Pressemitteilung vom 29. September 2018

Lautstarker Protest gegen Räumung im Hambacher Wald und Kohlepolitik der
Landesregierung



Anlässlich eines Vortrags des NRW Energieministers Andreas Pinkwart
wurde am gestrigen Freitag lautstark vor dem Aachener Technologiezentrum
am Europaplatz protestiert. Bis zu 200 Menschen lauschten der Kundgebung
mit zahlreichen Redebeiträgen und Musik, riefen Sprechchöre und zeigten
vielfältig bunte Transparente mit Botschaften zum Erhalt des Waldes und
gegen die fatale Braunkohlepolitik der Landesregierung. Aufgerufen hatte
ein breites Bündnis bestehend aus der Seebrücke Aachen, GreenpeaceAachen,
Rhizom115, HambiBleibt Aachen, Fossil Free Aachen und vielen Weiteren.

Im Mittelpunkt der Kritik stand Andreas Pinkwart, der als Minister für
Wirtschaft und Energie in NRW den Protektionismus gegenüber dem
Stromriesen RWE zu verantworten hat. "Die Landesregierung ebnet RWE den
Weg, wo sie nur kann und RWE schafft im Wald fröhlich und rücksichtslos
Fakten", so eine Aktivistin. Die Räumung der Baumhäuser im Hambacher
Wald, die Umweltaktivist*inen gebaut hatten, um den Wald zu schützen,
werden von der Landesregierung seit zwei Wochen unter dem Vorwand von
Brandschutzmängeln geräumt. Profiteur ist der Energiekonzern, der nun
pünktlich zur Rodungssaison im Oktober einen aufgeräumten und
abholzbaren Wald vorfindet.

Pinkwart behauptet in aktuellen Interviews, dass RWE für Tagebau und
Rodungen von der früheren rot-grünen Landesregierung alle Genehmigungen
bekommen habe. Die Entscheidungen darüber seien im Lichte des Pariser
Klimaabkommens getroffen worden, Deutschland sei aber unabhängig von
einem etwaigen Kohleausstiegsbeschluss noch für lange Zeit auf
Braunkohle als Brückentechnologie angewiesen. Die Aktivistinnen und
Aktivisten widersprechen dem lautstark: Deutschland exportiere
massenhaft Strom, weil es durch die Braunkohlefverstromung faktisch eine
viel zu unflexible Überproduktion gebe. Nötig seien effektivere
dezentrale Speichermöglichkeiten für Wind- und Sonnenstrom, keine 
klima- und umweltzerstörenden Technologiedinosaurier. Die erteilten
Genehmigungen ziehen sie ebenfalls in Zweifel. Im Gegenteil befinde sich
das ganze Verfahren in der Schwebe und es ständen noch
Gerichtsentscheide, u.a. des OVG Münster aus.

Der Erfolg deutscher Klimapolitik steht und fällt mit den Entscheidungen
des Braunkohlelandes NRW. Knapp 30% der deutschen CO2-Emissionen hat
allein die Braunkohleverstromung zu verantworten. Wenn
NRW-Wirtschaftsminister Pinkwart in Interviews davon spricht, dass der
Stromsektor seine CO2-Emissionen ausreichend reduziert und damit das von
der Bundesregierung gesetzte Klimaziel 2020 erreicht habe" dann täuscht
er die Öffentlichkeit. Auch er müsste wissen, dass die Klimaziele der
Bundesregierung mit Blick auf das Pariser Klimaschutzabkommen völlig
unzureichend sind. Selbst dann, wenn er von den miserablen Klimazielen
ausgeht, müssten die Treibhausgas-Reduktionen in allen Sektoren - also
von Strom, Wärme und Verkehr - zusammen betrachtet werden. Umfassende
Emissionssenkungen im Verkehrssektor wird es hauptsächlich über
E-Mobilität geben. Und auch bei der Wärmewende wird Strom benötigt. Dass
Deutschland seine Klimaziele bis 2020 bereits hinreichend erfüllt, ist
Augenwischerei.

Die Aufteilung der Klimaziele auf die einzelnen Sektoren ist für die
Aktivist*innen ein eindeutiges Ablenkungsmanöver der Kohlelobby. Weitere
Reduktionsverpflichtungen lassen sich leicht mit der Argumentation
abwehren, man habe doch seinen Anteil geleistet und jetzt seien mal die
Anderen dran. Pinkwart beschwichtigt mit der Behauptung, Deutschland
liege beim Ausbau Erneuerbarer Energien im Stromsektor voll im Plan.
Auch das ist allerdings mit Vorsicht zu genießen: Momentan stammen in
Deutschland über 36% des Stroms aus Erneuerbaren. Laut Zielvorgaben des
Erneuerbare Energien Gesetzes (EEG) von 2017 soll ihr Anteil bis 2025
bei 40 bis 45% liegen. "Die bundesdeutschen Vorgaben sind erreichbar, da
hat Pinkwart Recht. Aber nur, weil es sich mehr um Bremsvorgaben als um
Zielvorgaben handelt", echauffiert sich eine Demonstrantin.

Tatsächlich werden die gesetzlichen Bestimmungen immer komplizierter,
Förderungen und Anreize sind kaum noch existent. Dementsprechend geht
der Zubau von Photovoltaikanlagen in den letzten Jahren dramatisch
zurück und Expert*innen prognostizieren, dass es der Windenergie bald
ähnlich ergeht. Die Regierung inklusive der FDP arbeitet seit Jahren am
Niedergang des EEG. Dabei könnte die EE-Branche sich viel schneller
entwickeln und Deutschland bei der Erreichung der Pariser Klimaziele
unterstützen, wenn die Politik sie nur ließe.

 * 

Quelle:

kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

http://kommunikatz.wordpress.com
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WALD/341: Hambacher Forst - keine Alternative zum Dialog ... (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Hambi bleibt! Brief von Mexiko nach Deutschland



(Oaxaca-Stadt, 27. September 2018, educaoaxaca) - Am 20. September
erhielten wir die Nachricht vom Tod des Journalisten Steffen Horst
Meyn, welcher in Beechtown, einem kleinen Walddorf bestehend aus
Baumhäusern im Hambacher Forst, starb. Er stürzte, als er versuchte
die Räumungsaktion eines Sondereinheitskommandos zu dokumentieren.
Zweck der Räumung - die komplette Zerstörung des Hambacher Forsts zu
Gunsten der größten Braunkohlemine Europas.

Aus mexikanischer Sicht verurteilen wir die Gewalt, welche die
deutsche Regierung gegen die Menschenrechts- und Umweltaktivist*innen
einsetzte, um ihre Interessen umzusetzen. Ein derartiger Umgang mit
Konflikten beweist einen eindeutigen Rückschritt in der Entwicklung
unserer heutigen Gesellschaft. Wir können nicht zulassen, dass
internationale Vereinbarungen, wie zum Beispiel das Pariser
Klimaabkommen, aufgrund von Gewinninteressen der Wirtschaft zunichte
gemacht werden.

Unter den gravierenden Umständen des Klimawandels wird weiterhin über
Möglichkeiten debattiert, wie dieser Situation auf die beste Weise
begegnet werden kann. Einer der Punkte in der Agenda der
Energiedebatte ist, dass der Energieverbrauch einiger Länder zu einer
beschleunigten Zerstörung des Planeten führt.

Der Fall des Hambacher Forsts hat gezeigt, dass die deutsche Regierung
der Kapitalgewinnung durch den Abbau von Rohstoffen deutlich mehr
Priorität beimisst als den Wünschen oder den Interessen der
Gesellschaft oder dem Naturschutz. Die Harmonisierung von
Finanzierung, der Bewilligung durch die Bevölkerung und die Verwendung
von nachhaltigen und weniger schädlichen Technologien zum Abbau der
Rohstoffe muss bei der Gewinnung von Rohstoffen gleichermaßen
berücksichtigt werden.

Die Verwendung von nachhaltigen Energiequellen muss in Einklang stehen
mit dem Einbeziehen der Bevölkerung und einer möglichst
umweltschonenden Technologie. Wir - die wir in Oaxaca, einem
Bundesstaat in Mexiko - leben, kämpfen bereits seit einiger Zeit mit
den gesellschaftlichen Konflikten hervorgerufen durch den ewigen
Disput zwischen Kapitalismus, Naturschutz und der Ausbeutung unserer
Bevölkerung [insbesondere "grüne" Energieprojekte wie Staudamm- und
Windkraftprojekte, ohne dass die indigene Bevölkerung um ihre
Zustimmung gebeten wird]. Die ausnahmslose Unterstützung unserer
Regierung von Projekten zur Förderung von erneuerbaren Energien und
die fehlende Rücksicht auf Menschenrechte und indigene Rechte
verschärfen diesen Konflikt nur noch mehr. Zudem kritisieren wir die
Vorgänge im mexikanischen Staat Coahuila, wo dutzende Minenarbeiter
2006 in einer Kohlemine im Besitz des Unternehmens "Grupo México"
verschüttet und bis heute nicht geborgen wurden.

Diese Umweltkonflikte, welche durch den fehlenden Dialog und Konsens
in unseren Gesellschaften vorangetrieben werden, stellen eine
Rückentwicklung unserer demokratischen Gesellschaften dar.

Aus diesem Grunde:

- Drücken wir unsere Solidarität mit allen Menschenrechts- und
Umweltaktivist*innen des Hambacher Forst aus.

- Verlangen wir von den deutschen Regierung, dass sie einen Dialog mit
AktivistInnen zur gegenseitigen Verständigung aufnehmen.

- Verlangen wir von den Behörden, dass sie das Leben der
Menschenrechts- und Umweltaktivist*innen und der Journalist*innen
garantieren und respektieren, sowie die Sicherheit und das Recht der
Bevölkerung.

Oaxaca, Mexiko den 27. September 2018.

Teilnehmer*innen des Seminars über Soziale Bewegungen und Strategien
zur Verhinderung der Ausbeutung durch die Extraktion von Rohstoffen.

Servicios para una Educación Alternativa EDUCA A.C.

Red de Defensoras y Defensores Comunitarios de los Pueblos de Oaxaca
(REDECOM).

Organización comunitaria Monapaküy.

Centro de Derechos Humanos Tepeyac.

Preparatoria Comunitaria José Martí.

Organización Indígena de Derechos Humanos de Oaxaca (OIDHO) A.C.

Comité de Defensa de Derechos Indígenas (CODEDI) A.C.

Ojo de Agua Comunicación.

Pobladores Oaxaca.

Asamblea de Pueblos del Istmo en Defensa de la Tierra y el
Territorio.

Unión de Comunidades Indígenas de la Zona Norte del Istmo (UCIZONI)
A.C.

Comité de familiares de Pasta de Conchos, Coahuila.

Grupo de trabajo CLACSO Fronteras, regionalización y globalización en
América.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/wir-dokumentieren-hambi-bleibt-brief-von-mexiko-nach-deutschland/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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PROTEST/006: Musikszene - Grup Yorum-Konzert schlußendlich genehmigt ... (Netzwerk Freiheit für alle politischen Gefangenen)


Netzwerk Freiheit für alle politischen Gefangenen - 01.10.2018

Zum Grup Yorum-Konzert in Frankfurt



Die revolutionäre türkische Band Grup Yorum gab am 29.9.in Frankfurt, ein
Konzert unter dem Motto: "Eine Stimme gegen Rassismus."

Das Konzert fand statt, obwohl es seit dem 20.9. zeitweilig verboten war
und es drakonische Auflagen gab:

Es durften keine Bildern von dem wegen § 129b inhaftierten Gefangenen
Musa Asoglu aus Hamburg gezeigt werden, ebenso war der Verkauf der in
Türkei erlaubten Zeitschrift Yürüyüs verboten und Grup Yorum durfte 6
ihrer Lieder nicht spielen.

Das nächste Konzert findet in Düsseldorf um 14 Uhr am Sonntag, den 14.10.,
um 14 Uhr statt.

Weiterhin beginnt in Istanbul am 3.10. ein Prozess gegen 10 Mitglieder von
Grup Yorum.



https://www.facebook.com/pg/GYyasaklanamaz/posts/?ref=page_internal

 * 

Quelle:

Netzwerk Freiheit für alle politischen Gefangenen

E-Mail: hamburg@political-prisoners.net

Internet: http://political-prisoners.net
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KOHLEALARM/476: Klimakampf und Kohlefront - Ausstieg mit Konsequenzen ... (Klima-Allianz)


Gemeinsame Pressemitteilung der Klima-Allianz Deutschland und der
GRÜNEN LIGA - 28. September 2018

Braunkohle-Reserve: Kohlekraftwerk Jänschwalde komplett abschalten -
Strukturwandel jetzt zügig organisieren



Berlin/Jänschwalde, 28.09.2018. Am 1. Oktober geht der Block F des
Braunkohlekraftwerks Jänschwalde in die Sicherheitsreserve.
Klima-Allianz Deutschland und GRÜNE LIGA fordern, das gesamte
Kraftwerk Jänschwalde im Zuge des Kohleausstiegs bald abzuschalten und
nachhaltige wirtschaftliche Perspektiven für die Lausitz zu schaffen.

"Auch die übrigen Blöcke müssen demnächst vom Netz. Nur so kann die
Bundesregierung ihre eigenen und die internationalen Klimaziele
erreichen", sagt Stefanie Langkamp, Kohleexpertin der Klima-Allianz
Deutschland. "Wir brauchen einen Fahrplan für den Kohleausstieg und
ein umfassendes Strukturwandelpaket, damit in Jänschwalde und an den
anderen Kraftwerksstandorten endlich Klarheit herrscht. Nur so kann
die Region vorankommen und Zukunftsperspektiven aufbauen." Das gelte
für die Lausitz ebenso wie für die anderen Kohleregionen.

Eine vergütete Sicherheitsreserve wie jetzt bei den Blöcken E und F
sei jedoch kein geeignetes Konzept für den weiteren Kohleausstieg.
"Steuermillionen gehören nicht in die Taschen der Kraftwerksbetreiber,
sondern müssen in die Strukturentwicklung investiert werden", so
Langkamp weiter.

"Ein Weiterbetrieb des Kraftwerkes Jänschwalde bedroht die Zukunft des
Dorfes Proschim, wo Menschen seit Jahren in Angst vor einer
Zwangsumsiedlung leben müssen", kritisiert René Schuster von der
GRÜNEN LIGA. Der Betreiber LEAG plant weiterhin massive
Kohlelieferungen aus dem Tagebau Welzow-Süd nach Jänschwalde.

Die GRÜNE LIGA kritisiert zudem, dass die Brandenburgische
Landesregierung der Region keine langfristige Vorbereitung auf die
Kraftwerksabschaltung ermöglicht hat. Die brandenburgische
Energiepolitik ging lange Zeit selbst davon aus, das gesamte Kraftwerk
Jänschwalde um 2020 stillzulegen. Erst mit der Planung neuer Tagebaue
versprach die Landesregierung den Beschäftigten einen längeren
Betrieb. "Mit dieser Politik hat sie die Lausitz um die Zeit betrogen,
sich langfristig auf das Ende des Kraftwerkes vorzubereiten.
Ministerpräsident Woidke sollte endlich aufhören, den Lausitzern Sand
in die Augen zu streuen", so Schuster, der seit 1999 Mitglied des
Brandenburgischen Braunkohlenausschusses ist.

Teilt man die CO2-Menge gerecht auf, die gemäß dem Pariser
Klimaabkommen weltweit noch ausgestoßen werden darf, muss das gesamte
Kraftwerk Jänschwalde im Jahr 2019 stillgelegt werden. Das ermittelten
Ökoinstitut und Prognos vergangenes Jahr im Auftrag des WWF. Auch bei
jedem anderen Ausstiegsszenario wird Jänschwalde als erster Lausitzer
Kraftwerksstandort geschlossen. Dennoch hat die Landesregierung bisher
jede konkrete Diskussion über die Zukunft des Standortes nach Ende der
Braunkohle verweigert.



Hintergrundpapier zum Kraftwerk Jänschwalde:

Die wichtigsten Hintergründe zum Kraftwerk Jänschwalde (inklusive der
Themen Fernwärme, Ausbildungsplätze und Gipsindustrie) hat die GRÜNE
LIGA in einem Hintergrundpapier zusammengestellt, das hier abrufbar
ist:

https://www.kein-tagebau.de/images/180928_hintergrundpapier_kraftwerk_jaenschwalde.pdf

Zitiertes Gutachten:

Öko-Institut/Prognos: Zukunft Stromsystem Kohleausstieg 2035, Januar
2017, zu Kraftwerkslaufzeiten im Transformationszenario, hier
abrufbar:

https://zukunft-stromsystem.de/download/ZukunftStromsystem_Kohleausstieg2035_Langfassung_de.pdf



Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche
Bündnis für den Klimaschutz. Mit ihren 115 Mitgliedsorganisationen aus
den Bereichen Umwelt, Kirche, Entwicklung, Bildung, Kultur,
Verbraucherschutz, Jugend und Gewerkschaften setzt sie sich für eine
ambitionierte Klimapolitik und eine erfolgreiche Energiewende auf
lokaler, nationaler, europäischer und internationaler Ebene ein. Ihre
Mitgliedsorganisationen repräsentieren zusammen rund 20 Millionen
Menschen.

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung, 28.09.2018

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstr. 35, 10115 Berlin

Tel.: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / AMNESTY INTERNATIONAL





AKTION/1897: Briefe gegen das Vergessen, Oktober 2018


www.amnesty.de/mitmachen/briefe-gegen-das-vergessen

Briefe gegen das Vergessen - Aktion des Monats Oktober 2018

- Iran - Arash Sadeghi

- China - Dong Guangping

- Burkina Faso - Frühverheiratete Mädchen



Täglich werden Menschen weltweit festgenommen, bedroht, gefoltert,
getötet. Weil sie ihre Meinung sagen, sich für die Menschenrechte in
ihrem Land einsetzen oder mit friedlichen Mitteln ihre Regierung
kritisieren. Gewaltlose politische Gefangene verschwinden oft für
Jahre hinter Gittern - ohne faires Gerichtsverfahren und unter
unterschiedlich schwierigen Haftbedingungen. Die Gefahr, dass sie
vergessen werden, ist groß. Darum brauchen sie unseren Schutz, unsere
Solidarität, unseren Einsatz!

Aus diesem Grund startet Amnesty International sogenannte "Briefe
gegen das Vergessen". Sie geben den Gefangenen Hoffnung und zeigen den
Verantwortlichen, dass die Gefangenen nicht in Vergessenheit geraten
sind. Die "Briefe gegen das Vergessen" wirken durch ihre enorme
Anzahl.

Wir brauchen Ihre Unterstützung. Gegen das Vergessen. Beteiligen Sie
sich an den Briefen gegen das Vergessen!


IRAN


Arash Sadeghi

Der iranische Menschenrechtsverteidiger und gewaltlose politische
Gefangene Arash Sadeghi befindet sich seit über zwei Jahren im
Gefängnis und verbüßt dort zwei Haftstrafen von insgesamt 19 Jahren.
Er wurde allein wegen seiner friedlichen Menschenrechtsarbeit für
schuldig befunden, unter anderem in Zusammenhang mit der Weiterleitung
von Informationen zur Menschenrechtslage im Iran an Amnesty
International. Seit einem 71-tägigen Hungerstreik leidet Arash Sadeghi
an zahlreichen Erkrankungen. Weil ihm die Strafverfolgungsbehörden die
Verlegung in medizinische Einrichtungen außerhalb des Gefängnisses
verweigerten, hat sich sein Zustand weiter verschlechtert. In den
vergangenen 20 Monaten klagte er zudem über anhaltende Schmerzen im
Ellenbogen und in den Schultern. Als er im Mai 2018 endlich im
Krankenhaus untersucht wurde, stellten die Ärzt_innen einen
Knochentumor fest. Einen Antrag auf Verlegung in ein Krankenhaus, das
auf die Behandlung von Krebserkrankungen spezialisiert ist, lehnten
die Behörden jedoch ab.

Bitte schreiben Sie höflich formulierte Briefe an den
Generalstaatsanwalt von Teheran und bitten Sie ihn darum, Arash
Sadeghi umgehend und bedingungslos freizulassen, da er sich nur in
Haft befindet, weil er friedlich von seinen Rechten auf Meinungs-,
Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit Gebrauch gemacht hat. Bitten
Sie ihn außerdem darum, sicherzustellen, dass Arash Sadeghi Zugang zu
dringend benötigter fachärztlicher Behandlung erhält. Fordern Sie
zudem, dass Arash Sadeghi vor weiterer Folter und anderweitiger
Misshandlung - dazu zählt auch die Verweigerung einer angemessenen
medizinischen Behandlung - geschützt ist und dass Ermittlungen gegen
diejenigen eingeleitet werden, die ihm die medizinische Behandlung
verweigern.

Schreiben Sie in gutem Persisch, Englisch oder auf Deutsch
an:

Generalstaatsanwalt von Teheran

Abbas Ja'fari Dolat Abadi

Office of the Prosecutor

Corner (Nabsh-e) of 15 Khordad Square

Tehran, IRAN

(Anrede: Dear Prosecutor General / Sehr geehrter Herr
Generalstaatsanwalt)

(Standardbrief Luftpost bis 20 g: 0,90 EUR)

Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

Botschaft der Islamischen Republik Iran

S. E. Herrn Ali Majedi

Podbielskiallee 65-67, 14195 Berlin

Fax: 030 - 84 353 133

E-Mail: info@iranbotschaft.de

(Standardbrief: 0,70 EUR)


CHINA

Dong Guangping

Am 13. Juli 2018 wurde Dong Guangping zu 42 Monaten Haft verurteilt.
Weder seine Familie noch die von seiner Familie beauftragten
Rechtsbeistände erhielten Informationen über das Verfahren oder das
Urteil. Bereits ein Jahr vor der Urteilsverkündung war Dong Guangping
wegen "Anstiftung zum Umsturz" und "illegaler Überquerung der
Staatsgrenze" für schuldig befunden worden. Staatlichen
Medienberichten zufolge basierte sein Schuldspruch wegen "Anstiftung
zum Umsturz" auf seiner Teilnahme an zwei Versammlungen in Thailand,
die nach Ansicht der chinesischen Regierung auf die "Untergrabung der
Staatsmacht" und den "Sturz des sozialistischen Systems" abzielten.
Nicht offen genannte Quellen teilten seiner Familie mit, dass Dong
Guangping auf nicht schuldig plädierte und Rechtsmittel gegen das
Urteil eingelegt hat. Seit seiner Festnahme gibt es keine offiziellen
Informationen über seinen Verbleib oder seinen Gesundheitszustand.
Dong Guangping wird ohne Kontakt zur Außenwelt festgehalten, ihm
drohen Folter und andere Misshandlungen.

Dong Guangping war Polizist. 1999 wurde er aus dem Polizeidienst
entlassen, nachdem er einen öffentlichen Brief unterzeichnet und
Artikel verbreitet hatte, in denen des 10. Jahrestags der
Niederschlagung der Proteste auf dem Tiananmen-Platz in Peking gedacht
wurde. Bereits zuvor war er aufgrund seines friedlichen Aktivismus
mehrmals in China inhaftiert worden. Um den Drangsalierungen zu
entgehen, floh er im September 2015 zusammen mit seiner Frau und
seiner Tochter nach Thailand. Von dort wurde er im November 2015
abgeschoben.

Bitte schreiben Sie höflich formulierte Briefe an den
Oberstaatsanwalt der Volksstaatsanwaltschaft im Bezirk Chongquing und
bitten Sie ihn darum, dass Dong Guangping umgehend freigelassen oder
in einem fairen, internationalen Standards entsprechenden Verfahren
verurteilt wird. Bitten Sie ihn außerdem darum, sicherzustellen, dass
Dong Guangping nicht wegen der friedlichen Wahrnehmung seiner
Menschenrechte festgehalten wird.

Schreiben Sie in gutem Chinesisch, Englisch oder auf Deutsch
an:

Oberstaatsanwalt der Volksstaatanwaltschaft im Bezirk Chongqing

He Hengyang Jianchazhang

Chongqing Shi Renmin Jianchayuan 270 Jinlong Lu

Longxi Yubei Qu

Chongqing Shi 400020

VOLKSREPUBLIK CHINA

(Anrede: Dear Chief Procurator / Sehr geehrter Herr
Oberstaatsanwalt)

(Standardbrief Luftpost bis 20 g: 0,90 EUR)

Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

Botschaft der Volksrepublik China

S. E. Herrn Mingde Shi

Märkisches Ufer 54, 10179 Berlin

Fax: 030 - 27 58 82 21

E-Mail: de@mofcom.gov.cn

(Standardbrief: 0,70 EUR)


BURKINA FASO

Frühverheiratete Mädchen

Tausende Mädchen in ganz Burkina Faso werden früh verheiratet, viele
sind zum Zeitpunkt ihrer Hochzeit gerade einmal elf oder zwölf Jahre
alt. Ein Grund für die Frühverheiratung ist der Brautpreis, den die
Eltern des Mädchens erhalten. Die sexuellen und reproduktiven Rechte
der Mädchen werden immer wieder verletzt. Nur die wenigsten Mädchen
dürfen eine Schule besuchen. Trotz enormem Drucks seitens der Familien
und der Gesellschaft weigern sich viele Mädchen, eine solche Ehe
einzugehen und versuchen zu fliehen.

Amnesty International hat mehrere Einrichtungen in Burkina Faso
besucht, in denen Mädchen Zuflucht gefunden haben, darunter Maria
(nicht ihr richtiger Name), die erzählte, mit 13 Jahren von ihrem
Vater gezwungen worden zu sein, einen 70-jährigen Mann zu heiraten. Er
habe ihr sogar gedroht, sie zu töten, wenn sie den Mann nicht heirate.

Die Regierung hat erste Schritte unternommen, um Frühehen zu
verbieten, und dabei auch einige der Empfehlungen von Amnesty
International berücksichtigt. Doch es muss noch mehr getan werden, um
Sonderregelungen zur Frühverheiratung unter 15 Jahren zu unterbinden.

Bitte schreiben Sie höflich formulierte Briefe an den Minister
für Justiz und Menschenrechte und bitten Sie ihn, alle nationalen
Gesetze zum Verbot von Zwangs- und Frühehen durchzusetzen und zu
stärken. Darunter fallen sollte auch die Festlegung des Heiratsalters
für Mädchen und Jungen auf 18 Jahre, entsprechend der Afrikanischen
Charta für die Rechte und das Wohlergehen des Kindes. Bitten Sie ihn
auch darum, sicherzustellen, dass die von Frühehen Betroffenen
Gerechtigkeit erfahren und dass diejenigen, die für die Schließung von
Frühehen verantwortlich sind, zur Rechenschaft gezogen werden.

Schreiben Sie in gutem Französisch, Englisch oder auf Deutsch
an: 

René Bagoro

Ministre de la justice et de droits humains

Avenue de l'Indépendance

Ouagadougou 01

BP 526

BURKINA FASO

(Anrede: Your Excellency / Exzellenz)

(Standardbrief Luftpost bis 20 g: 0,90 EUR)

Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

Botschaft von Burkina Faso

S.E. Herrn Simplice Honore Guibila

Karolingerplatz 10/11, 14052 Berlin

E-Mail: office@ambaburkina.de

Fax: 030 - 301 059 920

(Standardbrief: 0,70 EUR)

 * 

Quelle:

www.amnesty.de/mitmachen/briefe-gegen-das-vergessen

Herausgeber: amnesty international

Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V., 53108 Bonn

Telefon: 0228/98 37 30, E-Mail: info@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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EUROPA/656: Unabhängigkeitsreferendum in Katalonien vor einem Jahr


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 30. September 2018

Politischen Dialog stärken - Inhaftierte freilassen



Göttingen, den 30. September 2018 - Ein Jahr nach dem
Unabhängigkeitsreferendum in Katalonien hat die Gesellschaft für bedrohte
Völker (GfbV) dazu aufgerufen, die inhaftierten Befürworter der
Unabhängigkeit freizulassen und die wegen des Referendums eingeleiteten
Strafverfahren einzustellen, um die Suche nach einer politischen Lösung der
Katalonien-Krise zu erleichtern. "Es gibt keine Alternative zum Dialog
zwischen der Zentralregierung in Madrid und der Führung in Barcelona. Eine
Verurteilung der Unabhängigkeitsbefürworter wegen "Rebellion" würde die
Spannungen erneut schüren", erklärte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am
Sonntag in Göttingen. Schon heute sei die Lage sehr angespannt, wie die
Zusammenstöße zwischen Demonstranten und Polizisten an diesem Wochenende
zeigten. Spaniens Regierung sieht das Unabhängigkeitsreferendum vom 1.
Oktober 2017 als illegal an und hat vor dem ersten Jahrestag der Abstimmung
mehr Polizeikräfte nach Katalonien verlegt.

Gegen 25 führende Vertreter der Unabhängigkeitsbewegung wurden
Strafermittlungen wegen der Organisation des Referendums und der
Unabhängigkeitserklärung vom 27. Oktober 2017 aufgenommen. Dreizehn dieser
Beschuldigten wird "Rebellion" vorgeworfen, ihnen drohen bis zu 25 Jahre
Haft, wenn voraussichtlich im Oktober 2018 die Gerichtsverfahren eröffnet
werden. Neun dieser dreizehn Beschuldigten befinden sich in Spanien in
Untersuchungshaft, vier weitere haben im Ausland Zuflucht gesucht. Rund
eine Million Katalanen demonstrierten am 11. September 2018, dem
Katalanischen Nationalfeiertag, in Barcelona für die Freilassung der
Inhaftierten.

Am bekanntesten unter den im Ausland lebenden führenden katalanischen
Vertretern ist der frühere Regionalpräsident Carles Puigdemont, der nach
seiner Inhaftierung in Deutschland nun wieder in Belgien lebt. Spanien
hatte auf die zuvor beantragte Abschiebung aus Deutschland verzichtet,
nachdem das Oberlandesgericht in Schleswig entschieden hatte, dass er in
Spanien nicht wegen "Rebellion" angeklagt werden darf.

Die Menschenrechtsorganisation begrüßte, dass es nach dem Machtwechsel in
Spanien im Juni 2018 wieder mehr Dialog zwischen Madrid und Barcelona gibt.
"Noch liegen die Positionen weit auseinander, doch unter dem neuen
sozialistischen Ministerpräsidenten Pedro Sanchez gibt es zumindest wieder
ernst zu nehmende Gespräche zwischen Madrid und Barcelona. Dies ist ein
erster Schritt in die richtige Richtung. Eine Einstellung der
Strafverfahren und Freilassung der Inhaftierten könnte den Dialog weiter
beflügeln und helfen, die Polarisierung in der Gesellschaft zwischen
Gegnern und Befürwortern der Unabhängigkeit zu überwinden", sagte Delius.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. September 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MUMIA/910: Dem Wahnsinn verfallen (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 924

Dem Wahnsinn verfallen

Ein Imperium, das sich selbst nicht vernünftig regieren kann,

wird kaum in der Lage sein, andere Staaten zu kontrollieren

von Mumia Abu-Jamal, September 2018



Angenommen, wir würden in irgendeinem anderen Land der Erde außerhalb der
Vereinigten Staaten von Amerika leben. Weiter angenommen, wir hätten im
Fernsehen alle Nachrichtensendungen über die letzten beiden Jahre der
Amtsführung des gegenwärtigen US-Präsidenten verfolgt. Wenn wir uns dann
vorstellen, dass Millionen und Abermillionen Menschen in aller Welt sich
angesichts dieser Nachrichten ihre eigenen Gedanken machen über diesen
Präsidenten und, vermittelt über ihn, über die Bevölkerung der USA, die ihn
gewählt hat - können wir uns dann ernsthaft vorstellen, die Mehrheit dieser
Menschen könnte zu einem anderen Schluss kommen, als dass der Präsident und
sein Land durchgeknallt sind?

Von außen betrachtet erscheinen die USA als eine Nation, die völlig dem
Wahnsinn verfallen ist. Ihr aufdringlicher Geräuschpegel bringt das klar
zum Ausdruck. Laut, aggressiv, beleidigend, süchtig danach, andere zu
beschimpfen und in der Welt ein Klima der Gemeinheit zu erzeugen. Was soll
man dann anderes über dieses Land denken? An einem Tag droht das Weiße Haus
einem Land mit Krieg, am nächsten huldigt es dem Herrscher desselben Landes
und singt Lobeshymnen auf ihn. Kann man da über das US-Imperium zu einem
anderen Urteil kommen, als dass es eine schizophrene Politik betreibt? Das
Agieren der amtierenden US-Regierung wirkt wie eine Zirkusvorstellung, in
der ein tolpatschiger Clown mit Atombomben jongliert.

Die Aufwertung der Neonazis, der Sirenengesang der Angst, der Ruf nach
einer Mauer an der Grenze zu Mexiko sind allesamt Ausdruck davon, dass
dieses Imperium dem Untergang geweiht ist. Denn ein Imperium, das sich
selbst nicht vernünftig regieren kann, wird wohl kaum in der Lage sein,
über die Geschicke anderer Staaten zu bestimmen oder sie zu kontrollieren.

Und selbst dann, wenn »Donald« seinen imperialen Thron wieder verlassen
muss, werden die Vereinigten Staaten noch sehr lange von der Schande seiner
Herrschaft gezeichnet sein. Die Völker der Welt haben das wahre Gesicht der
Vereinigten Staaten von Amerika gesehen, das sie so schnell nicht wieder
vergessen werden.

Übersetzung: Jürgen Heiser


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 222 vom 24. September 2018

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser
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AUSSICHTEN/8413: Und morgen, den 1. Oktober 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 01.10.2018 bis zum 02.10.2018 +++






[image: Jean-Luc 8413 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Sonnenschein am Nachmittag,

bis zum Mittag Wolkenfelder,

dabei etwas Niederschlag,

Jean hüpfthetzt als Wettermelder.
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KALENDERGESCHICHTEN/094: 10-2018   Verkehrte Welt - nur nicht allein ... (SB)



[image: Die Bauersfrau sitzt auf der Bank und schaut auf Fuchs, Maus, Marderhund, Entenküken und die Enten auf dem Teich - Buntstiftzeichnung © 2018 by Schattenblick] 

Nachdem der Unheimliche in dem Busch niemand anderes war als Mika, der
kleine Fuchs, waren alle erleichtert und Gina freute sich ganz
besonders, ihren Freund wiederzusehen. Nur Lukas verletzte Pfote
schmerzte noch immer, doch nun wollten sich Henry Maus und die Enten
darum kümmern.

Die Enten kehrten vom Teich zurück ans Ufer und näherten sich mit
Rebecca, ihrer Anführerin vorne weg, der kleinen Gästeversammlung.
Nachdem sich alle wieder beruhigt hatten und sicher waren, dass von
dem Unheimlichen im Busch keine Gefahr drohte, schlug Rebecca vor,
sich nun doch endlich um den armen Lukas zu kümmern. Sie bat Gina, noch
einmal zum Busch hinüber zu laufen und einige Blätter abzuzupfen. Sie
selbst nahm ein wenig Fett aus ihrem Bürzel, mit dem sie sonst ihre
Federn einfettete, damit das Wasser besser daran abperlte, und zog die
Blätter durch ihren Schnabel. Nun, da sie gut gefettet waren, bat sie
Henry Maus daraus einen Verband zu fertigen, der genau die Wunde an
Lukas Pfote bedecken sollte. Mika, Gina und die anderen Enten staunten
über den tollen Blätterverband.

"So, das wäre dann erst einmal alles. Nun musst du eine Nacht lang
tief und fest schlafen und morgen ist deine Pfote wieder wie neu!",
verkündete Rebecca.

"Vielen Dank, das fühlt sich ja jetzt schon viel besser an und ich
glaube, ich werde mit dem Schlafen gar nicht bis heute Abend warten
können, ich bin todmüde und total erschöpft. Das viele Herumhumpeln
ist ganz schön anstrengend," gähnte der Marderhund und legte sich
sogleich an Ort und Stelle gemütlich hin.

"Und ich habe ganz fürchterlichen Hunger", jammerte Gina und blickte
etwas gierig auf die Reste des ausgestreuten Entenfutters. Rebecca sah
es und ermunterte sie, davon zu fressen.
Als sie satt war, gesellte sie sich zu Lukas, der bereits selig
schlummerte, und kuschelte sich an sein dichtes Fell.

Die Enten gingen ihrer Wege, einige schwammen auf dem See, andere
dösten in der Sonne und so blieben nur noch Henry Maus und Mika übrig,
die sich gegenseitig noch etwas misstrauisch beäugten. Der Mäuserich
war sich nicht sicher, ob er dem kleine Fuchs trauen konnte. Was, wenn
der nun doch einen großen Appetit auf Mäuse hatte? Schließlich baute
sich Henry zu seiner vollen Größe auf: "Ich hoffe doch sehr, dass du
mich nicht fressen wirst?!"

"Oh, nein, niemals. Ich weiß doch, dass du für Gina wie ein Vater
bist, wie könnte ich so etwas tun, nein, nein, keine Sorge", beruhigte
Mika die Maus und fügte dann aber noch hinzu, "obwohl du ganz schön
lecker aussiehst."

"Pass bloß auf, das will ich jetzt gar nicht gehört haben!", schimpfte
Henry Maus mit einem kleinen Augenzwinkern.

"Lass uns lieber Freunde sein und erzähl mir doch, wie du Gina
gefunden hast", bat Mika den Mäuserich. Gerade als dieser zustimmen
und mit dem Erzählen beginnen wollte, erklang eine ihm wohl bekannte
Stimme: "Henry, hier steckst du! Du glaubst gar nicht, wo ich schon
überall nach dir und Gina gesucht habe. Ist Gina auch hier?", wollte
Chiko, der alte Kater, wissen.

"Oh, ja, Chiko, das ist ja verrückt, toll, dass du uns gefunden hast.
Eigentlich wollte Gina nur mal sehen, wie die großen Enten aussehen,
damit sie weiß, was einmal aus ihr wird. Aber dann kam alles ganz
anders, verdammt anders, aber das erzähl ich dir in Ruhe", freute sich
Henry Maus über das Wiedersehen mit seinem alten Wohngenossen, "sieh
nur, dort hinten neben Lukas liegt Gina und schläft."

Etwas beunruhigt beobachteten die Enten den neuen Gast auf ihrem Hof,
der eine wahrlich prächtige Erscheinung war und wohl ebenso zur
Familie von Henry Maus und Gina zählte.

Rebecca beschloss, sich nicht mehr zu wundern und sich stattdessen
darüber zu freuen, dass so viele unterschiedliche Leute in friedlicher
Stimmung Gäste auf ihrem Hof waren. Sorglos drehte sie noch eine Runde
auf dem Teich und schnatterte hier und da mit der einen oder anderen
Ente.

Henry war gerade dabei, Chiko ausführlich zu berichten, was sie alles
inzwischen erlebt hatten und wen sie kennen gelernt hatten, als
plötzlich die Haustür mit einem lauten und deutlichen Knarren
aufgestoßen wurde. Ein Mann verließ wutentbrannt das Haus und pöbelte
vor sich hin.

"Diese dumme, alte Bäuerin, warum nur will sie diesen alten,
schrottigen, verlotterten Hof nicht verkaufen? Verflucht noch eins,
das kann doch gar nicht wahr sein, dass meine Pläne, hier ein
wunderschönes, mehrstöckiges Hotel zu bauen, an dieser sturen
Bauersfrau scheitern!" In dieser Weise fluchte der Herr weiter in sich
hinein, bis er sein Auto erreicht hatte, einstieg, die Tür zuknallte
und losfuhr.

"Was war das denn?", wunderte sich Henry Maus als in dem Moment eine
rundliche ältere Frau ebenfalls durch die noch offen stehende Haustür
trat, dem davon fahrenden Auto hinterher sah und erbost ausrief:
"Niemals werde ich meinen Hof verkaufen, niemals!"

Sie prustete und strich sich müde eine Haarsträhne aus dem Gesicht.
Dann setzte sie sich auf die Bank, die neben der Tür an der Hauswand
lehnte und blickte sorgenvoll auf die Scheune mit dem kaputten Dach,
den Stall, in dem schon lange keine Kühe mehr gemolken wurden und auch
die Schweine nicht mehr laut nach Futter quiekten. Nur ihre Enten
waren ihr geblieben. Als sie zum Teich hinüber sah, entdeckte sie eine
recht merkwürdige Tierversammlung. Ein Marderhund, ein Entenküken,
einen Kater, eine Maus und ein Fuchskind und seltsamerweise waren ihre
Enten völlig ruhig und gar nicht erschrocken über die Anwesenheit
eines Fuchses oder des Marderhundes.

"Was ist denn hier passiert", die Bäuerin rieb sich nachdenklich ihr
Kinn, blieb aber sitzen, um die Tiere nicht zu erschrecken. Kater und
Maus schienen sich viel zu erzählen zu haben, während der kleine Fuchs
nur aufmerksam zuhörte. Das Küken und der Marderhund hingegen lagen in
tiefen Schlummer und machten einen ganz unbekümmerten Eindruck.

"Merkwürdig, sehr merkwürdig, tse, tse, tse, nee aber auch, was es
alles gibt. Das sieht so friedlich aus. Das tut richtig gut so etwas
anzusehen, gerade nach diesem unangenehmen Besuch dieses unverschämten
Herrn", sprach sie zu sich selbst und überlegte laut weiter: "Ob diese
Tiere wohl bei mir bleiben würden? Kann ich zu ihnen hinübergehen,
oder verscheuche ich sie dann? Was soll ich nur anfangen, damit ich
sie nicht erschrecke." Lange saß die alte Bäuerin auf der Bank und
grübelte. Sollte sie vielleicht doch dem garstigen Herrn ihren
geliebten Hof verkaufen? Was sollte sie hier noch so ganz allein?
Andererseits war dies seit Ewigkeiten ihr Zuhause und wo sollte sie
denn auch hin? Unterdessen versank die Sonne in leuchtendem Orange
hinter dem Horizont.

Fortsetzung folgt ...



zum 1. Oktober 2018
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IMI/893: Ein neues Militärgelände für das Kommando Spezialkräfte


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2018/032 vom 28. September 2018

Ein neues Militärgelände für das Kommando Spezialkräfte:

Notfalls gegen den Willen der Bevölkerung

von Alexander Kleiß



Das Kommando Spezialkräfte (KSK) sucht momentan nach einem neuen
Übungsgelände für Fallschirmabsprünge. Der Umgang der Bundes- und der
Landesregierung mit den betroffenen Bürgern sorgt dabei für Diskussionen.

Die Bundeswehr-Spezialeinheit KSK ist offiziell vor allem für die
Evakuierung deutscher Staatsbürger aus Krisengebieten, Kommandoeinsätze im
feindlichen Gebiet, die Festnahme von Kriegsverbrechern, Aufklärung und
Militärberatung zuständig. Tatsächlich wurde das KSK in den letzten Jahren
jedoch hauptsächlich im sogenannten "Krieg gegen den Terror" eingesetzt.
Operationen, Training, Identität und Zahl der bislang ausschließlich
männlichen Kommandosoldaten unterliegen strengster militärischer
Geheimhaltung. Die Öffentlichkeit und selbst der Bundestag werden nur
unzureichend über Einsätze des KSK informiert. Eine parlamentarische
Kontrolle, wie eigentlich im Grundgesetz vorgesehen, ist somit kaum
möglich. Das KSK gewinnt für die Einsätze der Bundeswehr zunehmend an
Bedeutung, was sich an zahlreichen Investitionen, dem stetigen Ausbau der
KSK-Kaserne in Calw und der Zuweisung eines neuen, zusätzlichen
Militärgeländes in Hardheim (Odenwald) ablesen lässt.

Das aktuellste Projekt ist die Suche nach einem neuen Übungsgelände für
Fallschirmabsprünge. Das Gelände soll dann an bis zu 120 Übungstagen im
Jahr durch das KSK und US-amerikanische Spezialkräfte genutzt werden.
Favorisiert wird der Segelflugplatz Haiterbach/Nagold im Nordschwarzwald,
der bisher durch den örtlichen Flugsportverein zivil genutzt wird. Im
September 2017 votierten bei einem Bürgerentscheid jedoch 59,3% der Bürger
Haiterbachs gegen das KSK-Übungsgelände. Nun darf der Gemeinderat für drei
Jahre keine Entscheidungen mehr zugunsten des Absprunggeländes treffen.
Auch rechtliche Mittel gegen das Übungsgelände müssen ausgeschöpft werden.
Das Verteidigungsministerium sieht sich allerdings nicht an den Entscheid
auf Kommunalebene gebunden.

Das neue Absprunggelände soll eine Fläche von 55 Hektar umfassen. Hierfür
müsste der Segelflugplatz erheblich erweitert werden. Die dafür
erforderlichen Flächen befinden sich momentan im Besitz von etwa 50
verschiedenen Eigentümern. Hauptsächlich handelt es sich dabei um
landwirtschaftlich genutztes Gebiet. Die betroffenen Bauern wollen ihre
Grundstücke nicht verkaufen, da sie die Gebietsabtritte für
existenzgefährdend halten. Die Bundesregierung droht jedoch weiterhin mit
Enteignungen. Diese seien stets das letzte rechtliche Mittel zum Erwerb von
Grundstücken und könnten deshalb nicht ausgeschlossen werden, so die
Bundesregierung in der Antwort auf eine Kleine Anfrage des Abgeordneten
Tobias Pflüger (Die Linke).[1] Die Antwort darauf, welche Grundstücke am
Segelflugplatz Haiterbach sich bereits in staatlichem Besitz befinden,
verweigerte die Bundesregierung unter der fadenscheinigen Begründung, die
Ausrichtung der Start- und Landebahn und des geplanten Absetzplatzes stehe
derzeit noch nicht fest.

Die Haiterbacher befürchten, dass es durch den Ausbau des Flughafens und
den anschließenden Übungsbetrieb zu Umweltschäden kommen könnte.
Beispielsweise könnte der Fluglärm Fluchtinstinkte bei mehreren vom
Aussterben bedrohten Vogelarten - vor allem Greifvögeln und Streuobstvögeln
- auslösen. Auch durch Kerosin oder undichte Militärfahrzeuge könnten
Grundwasser, Flora und Fauna beeinträchtigt werden. Um der Bevölkerung vor
Ort den Anschein von Beteiligung zu geben und ihre Umweltbedenken zu
zerstreuen, betonte die Landesregierung Baden-Württemberg mehrmals: "Eine
förmliche Umweltverträglichkeitsuntersuchung wird im Rahmen des Antrags-
und Genehmigungsverfahrens stattfinden. Es ist vorgesehen, dass die in
diesem Rahmen zu prüfenden Umweltfaktoren durch externe Gutachter
untersucht werden." Die Bundesregierung äußerte sich in der Antwort auf die
oben erwähnte Kleine Anfrage hierzu jedoch gegenteilig. Es sei "noch nicht
bekannt, ob und ggf. in welchem Umfang eine Umweltverträglichkeitsprüfung
durchgeführt werden wird". Auf Nachfrage des Abgeordneten Tobias Pflüger
[2] konkretisierte die Bundesregierung: Die Frage, ob und in welchem Umfang
eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt werde, hänge vom Ergebnis
einer allgemeinen Vorprüfung ab, die vom Luftfahrtamt der Bundeswehr selbst
durchgeführt werde. Mit einer Entscheidung sei im Herbst 2018 zu rechnen.
Dass die Bundeswehr selbst entscheiden darf, ob sie eine
Umweltverträglichkeitsprüfung durchführen möchte, ist ein Skandal. Wenn die
Umweltverträglichkeitsprüfung nun wegfiele, wäre dies ein Schlag ins
Gesicht der Haiterbacher. Ihre Umweltbedenken werden schlicht ignoriert.

Die Bundesregierung weigert sich zudem, die Zahl und Dauer der geplanten
Flüge, die Flughöhe, den Typ der einzusetzenden Fluggeräte und Daten zum
Lärmaufkommen zu veröffentlichen. Was die konkrete Planung angeht, bleibt
die Bundesregierung somit im völlig Vagen. Die Bevölkerung vor Ort muss
jedoch über die möglichen Belastungen durch die geplanten Flüge in vollem
Umfang aufgeklärt werden.


Anmerkungen:

[1] Drucksache 19/3003. Antwort auf die Kleine Anfrage: Militärische
Spezialkräfte in Baden-Württemberg. 27.6.2018.

https://kleineanfragen.de/bundestag/19/3003-militaerische-spezialkraefte-in-baden-wuerttemberg

[2] Antwort auf die Schriftliche Frage 7/149 des Abgeordneten Tobias
Pflüger vom 11.7.2018.
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FEATURE/1109: Deutschlandfunk Kultur - Industriegewerkschaften in Zeiten des Klimawandels, 1.10.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die letzten Fossilien?

Industriegewerkschaften in Zeiten des Klimawandels

Von Johanna Tirnthal und Nicolas Morgenroth

Zeitfragen. Feature

Montag, 1. Oktober 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Beim Thema Braunkohle stecken Gewerkschaften in der Klemme: Sie wollen
Arbeitsplätze erhalten und positionieren sich gegen einen schnellen
Ausstieg. Andererseits drohen durch eine Klimakatastrophe viel mehr
Jobs verloren zu gehen. In der Kohlekommission der Bundesregierung
schlägt sich die IGBCE, die Bergbau-Gewerkschaft, auf die Seite der
Energiekonzerne und setzt sich für eine möglichst lange Laufzeit der
Kohleverstromung ein. Der Internationale Gewerkschaftsbund plädiert
derweil für eine Just Transition - einen gerechten Wandel, bei dem die
Gewerkschaften die sozial-ökologische Transformation aktiv
mitgestalten.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 25. September 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1763: Deutschlandfunk - "Sternzeit" feiert 25-jähriges Jubiläum, 1.10.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 25.9.2018

In 105 Sekunden durch das All

Deutschlandfunk-Sendung "Sternzeit" feiert 25-jähriges Jubiläum

Montag, 1. Oktober 2018, 16.57 Uhr



Seit 25 Jahren berichtet die Sternzeit zweimal täglich im
Deutschlandfunk informativ und unterhaltsam über Themen aus der Weite
des Weltraums. Am 1. Oktober feiert das Kurzformat Geburtstag, ein
Themenportal informiert über die Wahl der Themen und die Macher der
105-Sekunden-Kurzbeiträge. Zum Jubiläum gibt es einen persönlichen
Geburtstagsgruß aus der Umlaufbahn - der 9132ste Beitrag der Reihe
kommt von Alexander Gerst von der ISS.

In 105 Sekunden erzählt die Sternzeit jeden Tag in einer besonderen
akustischen Verpackung eine andere Geschichte aus den Weiten des
Weltraums. Die Themen sind bunt gemischt: Sie reichen von aktueller
Forschung, über das nächtliche Himmelsgeschehen, bedeutende Personen
der Astronomiegeschichte, Jahrestage aus der Raumfahrt, Sagen und
Mythen verschiedener Kulturen bis zu "Himmlischem" aus Kunst,
Literatur und Musik. Die Sternzeit soll dabei informieren,
überraschen, aber auch zum Staunen oder Schmunzeln anregen.

Die Sternzeit läuft täglich um 16.57 Uhr zum Ende der Sendung
Forschung aktuell im Deutschlandfunk und ist zudem in
Deutschlandfunk-Radionacht zu hören. Die einzelnen Beiträge sind auch
als Podcast verfügbar und werden online auf der Sternzeit-Website
gebündelt.

Making-Of-Video und Hintergründe auf Themenseite

deutschlandfunk.de/25-jahre-sternzeit-das-taegliche-stueck-vom-himmel.732.de.html?dram:article_id=428578

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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MUSIK/2709: Deutschlandfunk - Was des Höchsten Glanz erfüllt, 1.10.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Neue Deutschlandfunk-Produktionen

Was des Höchsten Glanz erfüllt

Johann Sebastian Bach

Arien und Sinfonien aus geistlichen Kantaten und Passionen

Benjamin Appl, Bariton

Concerto Köln

Musik-Panorama

Montag, 1. Oktober 2018, 21.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Für den jungen Bariton und ehemaligen Regensburger Domspatzen ist die
Musik von Johann Sebastian Bach eine Herzensangelegenheit. Für seine
erste Zusammenarbeit mit Concerto Köln wählte Appl Arien aus Kantaten
und Passionen aus und stellte sie nach der zeitlichen Abfolge des
liturgischen Kirchenjahres zusammen. Das Projekt mit einem arrivierten
Alte-Musik-Ensemble zu gestalten, war eine besondere kreative
Herausforderung und das Ergebnis zeigt eine neue Facette der modernen
Gesangskunst des letzten Schülers von Friedrich Fischer-Dieskau.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 25. September 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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NACHLESE/019: 50 Jahre später ... Die Internationalen Essener Songtage 1968 (SB)




Und der Dichter, der poetisch

protestiert in seinem Lied,

bringt den Herrschenden ein Ständchen

und erhöht ihren und seinen Profit. 

Und genau das ist nicht richtig, 

und genau das ist nicht wichtig. 

Protestieren ist bloß Krampf im Klassenkampf.

Franz Josef Degenhardt - Zwischentöne sind bloß Krampf [1]

Jeden Sommer rotiert der Zirkus der Open Air Festivals aufs Neue, treten
Tausende von Bands und MusikerInnen auf den in Stadien und Freizeitparks
errichteten Bühnen der Bundesrepublik auf. Dennoch gehen von diesen
Veranstaltungen wie vom ganzjährige Konzertgeschehen über den individuellen
Unterhaltungswert hinaus nur wenige Impulse für eine künstlerische Entwicklung
aus, die nicht den ausgefahrenen Bahnen kulturindustrieller Verwertung folgte. 
Am ehesten fungieren kleine, nichtkommerzielle Musikfestivals irgendwo auf dem
Land, wo einige hundert Leute zusammenkommen und häufig auch politische Inhalte
thematisiert werden, als Träger einer rudimentären Bewegung, die mehr von Musik
erwartet als Wohlgefühl und Unterhaltung.

Die Internationalen Essener Songtage 1968 waren ein Ergebnis des Vorhabens, die
widerständige Musikkultur auf breitere Füße zu stellen. Es entstand auf den
Festivals für politische Folklore auf Burg Waldeck im Hunsrück, wo sich seit
1964 alljährlich im Sommer ein immer größeres, links gesinntes und bewegtes
Publikum einfand [2]. Was allerdings inmitten der Ruhrmetropole Essen vom 25. bis
29. September 1968 veranstaltet wurde, war schon von der fünftägigen Dauer des
Festivals her einzigartig. Mehr als 200 MusikerInnen aus zehn Ländern, die vor
einem Publikum aus insgesamt 40.000 Menschen auftraten, haben die
Internationalen Essener Songtage (IEST) zu einem Meilenstein nicht nur der
deutschen Musikszene, sondern der europäischen Popkultur gemacht.

Zwar wurden für die 40 Konzerte, die an vielen Orten der Stadt abgehalten
wurden, Eintrittspreise zwischen drei und fünf Mark verlangt. Nichtkommerziell
war das Festival dennoch, weil das Geld nicht in die Taschen einer
professionellen Konzertagentur floß. Es wurde weitgehend für die Songtage selbst
eingesetzt, die von der Stadt Essen mit der damals sehr hohen Summe von 300.000
DM bezuschußt worden waren. Die Stadt versprach sich davon eine Aufwertung ihres
kulturellen Renomees und ließ den Veranstaltern um Impresario Rolf-Ulrich Kaiser
und Geschäftsführer Bernd Witthüser weitgehend freie Hand. Der auch auf den
Festivals auf Burg Waldeck involvierte Kaiser war der wesentliche Initiator der
Idee, eine öffentliche Plattform zu schaffen, auf der die sozialen Widersprüche
der Gesellschaft mit künstlerischen und popmusikalischen Mitteln bearbeitet werden.

Dabei sollte nicht hauptsächlich diskutiert werden, was dann in Burg Waldeck 1969 
zum Eklat und Ende der damaligen Veranstaltungsreihe führte. Den vielen Bands
und MusikerInnen mit spezifisch politischer Botschaft wurde ein ambitioniertes
Nebenprogramm aus Kunsthappening, Liederwettbewerb und Vorträgen an die Seite
gestellt, mit dem versucht wurde, die verlangte und erwünschte Reflexionsebene
zu realisieren. Zudem fand eine Art Underground-Messe statt, auf der zahlreiche
Büchertische, Posterstände und mit einschlägigen Parolen bedruckte T-Shirts den
ideologischen wie ästhetischen Stand der gegenkulturellen Entwicklung zwischen
Hippietum und linker Bewegung markierten. Kaiser selbst gab eine täglich
erscheinende Festivalzeitung namens Songmagazin heraus, für die neben ihm vor
allem der Presseverantwortliche des Festivals, Henryk M. Broder, Texte verfaßte. 
Sie schuf die Grundlage für die späteren Schriften zur internationalen Jugend-,
Musik- und Gegenkultur, mit der die zentrale Figur der deutschen Popkultur der
1960er Jahre den Ton des avancierten Popdiskurses angab, bevor sie mit den
Kosmischen Kurieren vollends abhob und in den Nebelschwaden innerer Welten
verschwand.

Im Unterschied zum Monterey International Pop Music Festival, das im Juni 1967
die bis dahin hauptsächlich auf Folk und Jazz orientierten Open Air Festivals
der USA um Pop- und Rockmusik erweiterte, als auch das Woodstock Music & Art
Festival im August 1969 wurde in Essen die ganze Bandbreite aktueller
musikalischer Positionsbestimmungen präsentiert. Deutsche Liedermacher wie
Franz-Josef Degenhardt, Dieter Süverkrüp, Hannes Wader und Hanns Dieter Hüsch
verliehen dem kritischen Ton der neuen Linken Ausdruck, Avantgardebands wie The
Fugs und The Mothers of Invention zeigten dem Publikum, zu welch drastischen
Mitteln die musikalische Politsatire aus den USA griff, innovative britische Bands wie Julie
Driscoll, Brian Auger & The Trinity oder Family warteten mit Tönen auf, die noch
lange Zeit an vorderster Front der popmusikalischen Entwicklung stehen sollten,
und die dem politischen Kabarett verpflichtete Gruppe Floh des Cologne übte sich
darin, die Grenzen des bürgerlichen Anstandes weit zu überschreiten.

Zugleich traten in Essen die wichtigsten Exponenten der in der BRD gespielten
psychedelischen Musik wie Guru Guru, Amon Düül oder Tangerine Dream auf und
wurden auch international beachtet, weshalb die IEST als die Geburtsstunde des
sogenannten Kraut Rock gelten. Der später zu weltweiter Berühmtheit gelangende
Jazzgitarrist John McLaughlin spielte im Ensemble des Free Jazzers Gunter
Hampel, der 1975 verstorbene Ausnahmesänger Tim Buckley absolvierte in Essen
eines seiner wenigen Konzerte außerhalb der USA, und die deutsche Folkrockband
Die City Preachers trat mit der Sängerin Inga Rumpf auf, bevor die Gruppe unter
dem Namen Frumpy Karriere machen sollte.

Zu den auch später noch als bemerkenswert erachteten Ereignissen der IEST
gehörte der Eklat um den Empfang, den die Stadt Essen für die KünstlerInnen und
Organisatoren des Festivals gab. Er wurde von uneingeladenen BesucherInnen des
Festivals, die nicht einsahen, daß es ein Treffen der Auserwählten sein sollte,
zur spontanen und konfrontativen Diskussion umfunktioniert, was zur ohnehin
geringen Akzeptanz des Ereignisse beim Essener Bürgertum erschwerend hinzukam. 
Am Samstagabend wurde in der Grugahalle ein zehnstündiges Multimedia-Spektakel
zelebriert, bei dem der sogenannte Underground alle Register an
Ordnungsverstößen und Grenzüberschreitungen zog. Take A Trip To Hashnidi - unter
diesem Motto fanden sich 13.000 Menschen zu einem Happening ein, bei dem zehn
Stunden lang zu Lightshows, Filmaufführungen und auf zwei Bühnen inszenierter
Musik alles getan wurde, was üblicherweise nicht in der Öffentlichkeit
geschieht. Da es dort auch zu körperlichen Entblößungen und reichlichem Konsum
von Cannabis kam, setzte diese Veranstaltung dem Entsetzen der Essener
Bevölkerung über den Einfall Zehntausender jugendlicher RebellInnen in ihre
Stadt die Krone der Empörung auf.

Einer der Initiatoren des Festivals, Thomas Schröder, verfaßte zu diesem Teil
der Songtage ein paar Zeilen im damals üblichen Sprachduktus:

Wir machen, weil wir die auf der Waldeck gestellte Frage (,`Sollen wir nicht
 den ganzen Laden sofort schließen, da er nur Zeit verschwendet für die
 Revolution?") vorerst verneinen, IEST und in ihrem Rahmen den Trip to
 Hashnidi. In dem Wort steckt Asnidi (= Essen) drin und Hasch. Ursprünglich
 sollte die Reise "Happenanny" heißen, ein Fest mit den Söhnlein vom Söhnlein
 von Söhnlein, mit Cornelia Froboes und einem Polizeiblasorchester, mit Micky
 Maus und Glas zersingenden Hunden undsoweiter. Dieses Konzept, wie manch
 anderes, fiel, weil wir ja, Lernprozeß, zugunsten von Do-it-yourself die
 reinen Bühnendarbietungen knapp halten wollen. In der zeitlich nicht
 begrenzten Veranstaltung werden also zu Musik, psychodelischen Effekten,
 Filmen, Living und Lyrischem Theater hinzukommen: Podiumsdiskussionen, Tanz,
 Mikrofon-für-jedermann-Freigaben, Umzüge, JeKaMi-Konzerte solo und kollektiv.
 [3] 



"Jeder kann mitmachen" (JeKaMi) und andere Ansätze zur Demokratisierung der
Kultur waren Ergebnis der in Essen vieldiskutierten Frage um das Verhältnis von
Kunst und Politik. Der naheliegende Verdacht, daß die Massenunterhaltung
psychedelischer Art, zumal mit neurowirksamen Stimulantien dynamisiert, nicht
anders als die bürgerliche Schlager- und Fernsehunterhaltung entpolitisierende,
die den herrschenden Gewaltverhältnissen zuarbeitende Wirkung zeitigt, verfehlt
auch 50 Jahre später nicht sein Ziel, traf aber auch damals nicht wirklich ins
Schwarze. Was in der digitalisierten Rundumanimation plus per Rezept verordnetem
Neuroenhancement als Soma für die Massen kaum noch steigerbar erscheint, wies
damals noch Entwicklungsmöglichkeiten emanzipatorischer und revolutionärer Art
auf, die im kognitiven Panorama des informationstechnisch agitierten
Marktsubjekts bestenfalls als Signatur einer vom Mythos der 68er-Bewegung
zehrenden Produktwerbung aufscheint. 

Aus der Rückschau auf eine radikale Linke, deren führende VertreterInnen, wenn
sie nicht im professionalisierten Politikbetrieb der Linkspartei oder Grünen
Platz genommen haben, zum Teil ins Lager der Neuen Rechten gewechselt oder
auf den Schwingen des deutschen Imperialismus bis in die höchsten Etagen des
Politikbetriebs geflogen sind, erscheint die bloße Diffamierung der
Hippiebewegung als reaktionär heute nicht produktiver als damals. So gab es
nicht wenige jugendliche Verweigerer, die mit langen Haaren, bunten Klamotten,
die Parole Turn On, Tune In, Drop Out im Sinn, auf ihre Weise revolutionäre
Schritte vollzogen, indem sie die Eigentumsfrage stellten und Kollektive
gründeten, in denen die Aufhebung des Privateigentums bis in das persönlichen
Lehen der Familie und Zweierbeziehung reichte.

Der damals erhobene Vorwurf, die Konsumgesellschaft versetze der solidarischen
Unterstützung antikolonialer Befreiungsbewegungen in den Ländern des Südens den
Todesstoß, findet sein Echo heute in der Erkenntnis, daß sozialökologische
Zerstörung und menschliches Elend unlösbar miteinander verbunden sind. Zulasten
des anderen Menschen wie der Natur zu überleben bleibt ein ungelöster
Widerspruch jedes Protestes, der sich nicht um eine entschiedene Gegenposition
in Theorie und Praxis bemüht. Diesen Anspruch auf eine Massenbasis zu stellen
war schon vor 50 Jahren sehr hoch gehängt, wie die Diskussionen in Essen über
die Notwendigkeit, den sogenannten Underground nicht zur befriedenden Ware
verkommen zu lassen, ein halbes Jahrhundert später zeigen.

Heute stehen KünstlerInnen vor einem Kulturbetrieb, der den ernstzunehmenden
Bruch mit seinem Verbrauchs- und Entfremdungscharakter weit im Vorfeld möglicher
Interventionen abwehrt. In der reichen BRD bestand in den 1960er Jahren niemals
eine vorrevolutionäre Situation, und der neoliberale Rollback der letzten 40
Jahre hat die Chancen für linksradikale Politik nicht vergrößert. Daß ein so
wichtiges kulturgeschichtliches Ereignis wie die Essener Songtage zum 50. 
Jahrestag kaum Beachtung findet und bestenfalls Zeitzeugen bekannt sein dürfte,
ist nicht nur der besinnungslosen Rotation medialer Informationsware geschuldet,
die das Gestern auf morgen verlegt, weil die Scheinrelevanz des Neuen keine
Luft zum Atmen, geschweige den Freiheit zum kritischen Denken läßt. Es finden
sich kaum noch Verbindungspunkte zu einem Kunstverständnis, das sich der
Befreiung unter allen Umständen verschrieben hat und dementsprechend
unverdaulich für einen Kunstbetrieb ist, dessen Exponate, wenn sie nicht ohnehin
schon im Schaffensprozeß als Wertanlagen für vermögende Investoren konzipiert
wurden, sich den Gefälligkeitskonventionen öffentlicher Finanzierung zu beugen
hat.

Die Internationalen Essener Songtage standen trotz der dort zumindest am Rande
aufgeworfenen Frage nach der revolutionären Bedeutung von Kunst nicht am Beginn,
sondern am Ende einer künstlerischen Emanzipationsbewegung, deren Protagonisten
glaubten, dem Kapitalismus Möglichkeiten nichtentfremdeten Lebens und Arbeitens
abringen zu können. Was Musik und Lieder dennoch an Momenten des Innehaltens und
Mut zum Kämpfens hervorbringen bleibt bis auf weiteres auf die persönliche
Positionierung in dieser Auseinandersetzung beschränkt, bevor überhaupt an
kollektive Praxis zu denken wäre.


Fußnoten:

[1] Zwischen Pop und Politik, Bayerischer Rundfunk 1968
 
https://www.youtube.com/watch?v=zCICD3zVzAU

[2] BERICHT/013: Eine Burg und linke Lieder - wie alles kam (SB)
 
http://www.schattenblick.de/infopool/musik/report/murb0013.html

[3] http://www.detlev-mahnert.de/Hashnidi.html
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AUSLAND/8840: Aus aller Welt - 30.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



USA schließen ihr Konsulat im irakischen Basra

Die USA haben die Schließung ihres Konsulats in der südirakischen
Großstadt Basra mit andauernden und zunehmenden Drohungen aus dem
Iran begründet. Nach Angaben von US-Außenminister Mike Pompeo werden
die US-Einrichtungen im Irak von der iranischen Regierung, den
Al-Kuds-Kräften der iranischen Revolutionsgarden und den vom
Al-Kuds-Kommandeur Kassem Soleimani kontrollierten Milizen bedroht.
Er habe Teheran unterrichtet, daß die USA den Iran direkt zur
Verantwortung ziehen, sollten US-Einrichtungen im Irak oder anderswo
zu Schaden kommen. Das iranische Außenministerium bezeichnete die
Vorwürfe provokativ und unverantwortlich.
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JUSTIZ/8840: Kriminalität und Rechtsprechung - 30.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Messerattacke an Straßenbahnhaltestelle

In der Kölner Innenstadt wurde am frühen Sonntagmorgen ein 24 Jahre
alter Mann an einer Straßenbahnhaltestelle von einem Angreifer mit
einem Messer im Gesicht verletzt. Laut Zeugenaussagen soll der
Tatverdächtige das türkischstämmige Opfer und dessen Freunde zuvor
ausländisch beschimpft haben. Der ebenfalls 24jährige mutmaßliche
Täter befindet sich in Polizeigewahrsam. Die Kriminalpolizei prüft
nun, ob die Tat einen fremdenfeindlichen Hintergrund hat.
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MILITÄR/8837: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 30.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Rebellen verlegen schweres Kriegsgerät in Idlib

Rußland und die Türkei wollen bis zum 5. Oktober eine
entmilitarisierte Zone an der Berührungslinie zwischen den syrischen
Regierungstruppen und der bewaffneten Opposition in der Provinz Idlib
schaffen. Damit soll eine Militäroffensive gegen das letzte große von
verschiedenen Rebellengruppen kontrollierte Gebiet im
Bürgerkriegsland abgewendet werden. Wie die oppositionsnahe Syrische
Beobachtungsstelle für Menschenrechte berichtete, hat die
Rebellengruppe Failaq al-Scham im Zuge der russisch-türkischen
Vereinbarung am Sonntagmorgen damit begonnen, ihre schweren Waffen
aus dem Gebiet westlich von Aleppo abzuziehen. Die Failaq al-Scham
sind Teil des von der Türkei ausgerüsteten und ausgebildeten
Rebellenbündnisses "Nationale Befreiungsfront" (NFL).
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8839: Aus Parlament und Gesellschaft - 30.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



SPD und Grüne kritisieren Moscheenverband Ditib

In Nordrhein-Westfalen fordern SPD und Grüne von der schwarz-gelben
Landesregierung einen härteren Umgang mit dem umstrittenen
Moscheenverband Ditib. In Hinblick auf Einschätzungen des Bundesamts
für Verfassungsschutz, wonach Ditib womöglich im Auftrag von Ankara
hierzulande Menschen ausspioniert, verlangen die Oppositionsparteien
von der Düsseldorfer Regierung, sich von Ditib zu distanzieren
und die Organisation durch den Inlandsgeheimdienst beobachten zu
lassen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8838: Tragisches und Kurioses - 30.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Rentner tagelang im Auto eingeschlossen

In einem Waldgebiet im Mittelfranken haben Rettungskräfte am
Samstagnachmittag durch Zufall einen seit mehreren Tagen in seinem
Auto eingeschlossenen Rentner entdeckt. Ein Baum hatte die Autotür
blockiert, nachdem der 75jährige seinen Wagen unweit einer
Schafsweide festgefahren hatte. Seine Familie hatte ihn am
Dienstagabend als vermißt gemeldet. Eine Suche nach dem Mann war
erfolglos abgebrochen worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7923: Aus Forschung und Technik - 30.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Erster Sichtkontakt zum Mars-Rover Opportunity nach Staubsturm

Ein planetenumspannender Staubsturm hat den Mars-Rover Opportunity
seit Juni von der Außenwelt abgeschnitten. Auch nachdem sich der
Sturm inzwischen legte, konnte die US-Raumfahrtbehörde NASA bislang
noch keinen Funkkontakt zu ihrem 15 Jahre alten Forschungsrover
herstellen. Nun tauchte das sechsrädrige Gefährt zumindest wieder auf
einer unscharfen Aufnahme des Mars Reconnaissance Orbiters (MRO) von
der Marsoberfläche auf - als kleine Ansammlung heller Pixel. Die
NASA-Wissenschaftler hoffen, daß die von Staub bedeckten Solarzellen
des Rovers, der auf einem Hang am Perseverance Valley steht, die
leeren Batterien wieder aufladen können.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7936: Aus aller Welt - 30.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Massenprotest in Brasilien gegen Präsidentschaftskandidat Bolsonaro

In São Paulo, Rio de Janeiro und weiteren Städten Brasiliens haben am
Samstagnachmittag (Ortszeit) nach Angaben der Veranstalter eine halbe
Million Menschen gegen den rechtsextremen Präsidentschaftskandidaten
Jair Bolsonaro der Sozial-Liberalen Partei (PSL) demonstriert. In New
York, Dublin, Paris, Budapest und Beirut fanden ebenfalls
Demonstrationen statt. Den Protest in Brasilien hatten hauptsächlich
verschiedene Frauengruppen organisiert. Das Motto der Kundgebungen
lautete "Ele não" ("Der nicht"). Der 63jährige Ex-Militär Bolsonaro
hat sich wiederholt frauenfeindlich, homophob und rassistisch
geäußert und verherrlicht die vor gut 30 Jahren zu Ende gegangene
Militärdiktatur. Er will bei einem Wahlsieg Militärs in sein Kabinett
holen und wegen der Kriminalität im Land die Bevölkerung bewaffnen.
In einem Fernsehinterview sagte Bolsonaro, er werde die
Wahlergebnisse nur akzeptieren, wenn er die Wahl gewinne. Bolsonaro
tritt als Favorit in der ersten Wahlrunde am 7. Oktober gegen
Fernando Haddad, den Kandidaten der Arbeiterpartei PT (Partido de los
Trabajadores), Ciro Gomes von der progressiven Demokratischen
Arbeiterpartei, den konservativen Geraldo Alckmin von den
Sozialdemokraten Brasiliens und die Umweltschützerin Marina Silva an.
Haddad, der ehemalige Stadtpräfekt von São Paulo, wurde aufgestellt,
weil der im Gefängnis sitzende frühere Präsident Luiz Inácio Lula da
Silva seine Kandidatur zurückziehen mußte. Eine Stichwahl am 28.
Oktober wird erforderlich werden, wenn kein Kandidat im ersten
Durchgang die absolute Mehrheit erreicht hat.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7895: Medizin und Gesundheitswesen - 30.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Ebola-Epidemie fordert 100 Tote

Der Tod hält wieder reichlich Ernte im östlichen Kongo. Wie die
Gesundheitsbehörden dpa zufolge mitteilten, hat ein Ebola-Ausbruch
mindestens 100 Menschenleben gekostet. Bislang wurden in der Region 
Nord-Kivu im Grenzgebiet zu Uganda und Ruanda 149 Ebola-Verdachtsfälle
gemeldet, von denen 118 bestätigt wurden. Seit Bekanntwerden der
Epidemie Anfang August wurden insgesamt 11.417 Menschen gegen das
Fieber geimpft, um ein Ausbreiten der Krankheit einzudämmen. Die
nächsten Wochen werden zeigen, ob die Impfkampagne Erfolg hatte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7924: Kriminalität und Rechtsprechung - 30.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Palästina klagt beim IGH gegen US-Botschaft in Jerusalem

Die Palästinensische Autonomiebehörde hat am Freitag beim
Internationalen Gerichtshof (IGH) in Den Haag Klage gegen die
Verlegung der US-Botschaft von Tel Aviv nach Jerusalem eingereicht.
Palästinas Außenminister Rijad al-Malki in Ramallah begründete den
Schritt der offiziellen palästinensischen Nachrichtenagentur Wafa
zufolge damit, daß die Botschaftsverlegung in die besetzte Stadt
gegen die Wiener Konvention von 1961 zu den diplomatischen
Beziehungen von Staaten verstieße. Der Konvention zufolge muß sich
eine Botschaft auf dem Territorium des Gaststaates befinden. Der
Status von Jerusalem ist seit der Besetzung des Ostens der Stadt
durch israelische Truppen im Jahr 1967 und trotz der Annektierung im
Jahr 1980 international nicht geklärt. Vor dem Hintergrund wurde in
mehreren Uno-Resolutionen empfohlen, Botschaften nicht in die Stadt
zu verlegen. US-Präsident Trump hatte Jerusalem im Dezember als
Hauptstadt Israels anerkannt und Mitte Mai die neue US-Botschaft dort
eingeweiht. Seitdem sieht die PLO-Führung die USA nicht mehr als
Partner in einem eventuellen Friedensprozeß an. Der IGH soll jetzt
die USA auffordern, ihre diplomatische Vertretung aus Jerusalem
abzuziehen. Die Antwort des Gerichts ist möglicherweise erst in
einigen Jahren zu erwarten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7847: Sprache, Kunst und Medium - 30.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Es bleibt dabei - kein Literatur-Nobelpreis in diesem Jahr

Wie gewohnt werden in Stockholm in der kommenden Woche die aktuellen
Empfänger der Nobelpreise bekanntgegeben und damit der weltweit
renommiertesten Auszeichnungen in den Bereichen Medizin, Physik und
Chemie.

Der oder die Träger des Friedensnobelpreises wird am Ende der Woche
eine Jury in der norwegischen Hauptstadt Oslo ermitteln und verkünden.
Dann folgt als letzter der diesjährige Preisträger für Wirtschaft, den
es ursprünglich nicht gab. Stifter ist auch nicht Dynamit-Erfinder
Alfred Nobel, sondern die Schwedische Reichsbank. Dotiert ist dieser
Preis wie die anderen mit neun Millionen Kronen (ca. 870.000 Euro).

Nach einer Reihe von Skandalen, in die Jury-Mitglieder der 
Schwedischen Akademie verwickelt sind, fällt dagegen die Vergabe des
Literaturnobelpreises in diesem Jahr flach.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7914: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 30.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Syrer fordern in Generaldebatte Abzug von Besatzungstruppen

Der syrische Außenminister und stellvertretende Ministerpräsident
Walid al-Muallem hat in der Generaldebatte der Vereinten Nationen den
sofortigen und bedingungslosen Abzug aller Besatzungstruppen aus
seinem Land verlangt. Damit sind die Truppen der USA, Frankreichs und
der Türkei gemeint. Laut al-Muallem endet der 2001 ausgebrochene
Krieg in Syrien, wenn alle Terroristen besiegt und die illegale
Präsenz ausländischer Truppen beendet ist. Die Schlacht gegen den
Terrorismus sei fast zu Ende, sagte der Politiker. Im Verlauf des
Krieges sind mehr als fünf Millionen Syrer außer Landes geflohen.
Ihnen versicherte al-Muallem, die Regierung arbeitet daran, die von
den Terroristen zerstörten Gebiete wieder aufzubauen. Bedingungen für
die freiwillige Rückkehr derjenigen würden geschaffen, die das Land
wegen Terrorismus oder einseitiger wirtschaftlicher Maßnahmen, welche
ihre Lebensgrundlage bedrohten, hätten verlassen müssen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7928: Aus Parlament und Gesellschaft - 30.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Ministerin Giffey besucht Bundeskonferenz der Straßenkinder in Berlin

Bei der 4. Bundeskonferenz der Straßenkinder in Berlin-Kreuzberg hat
Bundesfamilienministerin Franziska Giffey am Sonntag für eine
Anpassung des Kinder- und Jugendhilferechts an die Bedürfnisse der
Betroffenen plädiert. Die SPD-Politikerin rief die jungen
Konferenzteilnehmer auf, entsprechende Vorschläge zu machen. Der
Ministerin zufolge leben in Deutschland etwa 37.000 Kinder ohne feste
Bleibe. Die Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe gibt die
Zahl aller Menschen ohne feste Bleibe und Mietvertrag in Deutschland
für dieses Jahr mit voraussichtlich 1,2 Millionen an. 2016 waren es
rund 860.000 gewesen, darunter 32.000 Kinder und Jugendliche. Der
zweitägige Kongreß in der St.-Thomas-Kirche war von den
Organisationen Momo und Karuna veranstaltet worden. In Workshops
diskutierten wohnungslose und obdachlose Jugendliche unter anderem
über Wohnraum, Gesundheitsversorgung, Ausbildung und Schule. Zu der
Bundeskonferenz der Straßenkinder kamen auch die Berliner
Arbeitssenatorin Elke Breitenbach (Die Linke) und
Jugendstaatssekretärin Sigrid Klebba (SPD).
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7897: Tragisches und Kurioses - 30.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Rentner tagelang im eigenen Auto gefangen

Ein 75 Jahre alter Rentner aus Pleinfeld in Mittelfranken hat vier
Tage und drei Nächte in seinem Geländewagen ausharren müssen, nachdem
er sich in einem kaum besuchten Waldgelände festgefahren hatte. Dabei
wühlte sich das Fahrzeug letzten Dienstag so tief in die Erde neben
einem Baum, daß die Türen blockiert waren und er gefangen war.

Die Familie hatte den Mann zwar noch am gleichen Abend als vermißt
gemeldet, doch die Suche blieb bis zum Sonnabend erfolglos. Endlich
fanden freiwillige Helfer den Rentner in der Nähe einer Schafweide und
erlösten ihn, wie die ARD Tagesschau berichtete.

Wie es hieß, habe der 75jährige trotz der kalten Nächte und der langen
Zeit ohne Essen und Trinken das Abenteuer gut überstanden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7925: Arbeit, Soziales und Familie - 30.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Großkundgebung am Hambacher Forst war nicht die letzte

Am sogenannten Waldspaziergang beim Hambacher Forst nahmen laut
Polizeiangaben an diesem Sonntag mehr als 10.000 Menschen teil.
Erstmals wurden die Demonstranten in den Wald gelassen, wo zuvor 77
Baumhäuser von Umweltaktivisten und Waldschützern zwangsgeräumt
worden waren. Vertreter von Buirer für Buir, Ende Gelände, Aktion
Unterholz und der Waldbesetzer wollen weitere Aktionen auch nach der
vollständigen Räumung des Waldes starten. Für kommenden Samstag wurde
eine Großkundgebung am Wald angekündigt, zu der 50.000 Teilnehmer
erwartet werden. Aktivisten wollen dann rote Hängematten zwischen den
Bäumen aufhängen. Polizei bilanziert bislang 717 Platzverweise und
weitere 40 Betretungsverbote für den Wald sowie 260 kurzfristige
Ingewahrsamnahmen und 121 vorläufige Festnahmen. Der Energiekonzern
RWE will die Hälfte des Waldes ab Mitte Oktober fällen lassen, um
Platz für die Erweiterung des Braunkohletagebaus Hambach zu gewinnen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7906: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 30.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Immer mehr Tote in Palu

Langsam zeigt sich das wahre Ausmaß der Zerstörungen, die der Tsunami
in der indonesischen Küstenstadt Palu angerichtet hat. Laut
t-online.de kamen dabei mindestens 832 Menschen ums Leben. Und
Experten rechnen mit weiteren Toten, da viele der Opfer unter
eingestürzten Gebäuden begraben waren und die Räumungsarbeiten gerade
erst am Anfang sind. Derweil teilte der Katastrophenschutz des Landes
mit, daß das betroffene Gebiet weitaus größer ist als anfangs
vermutet. Bekanntlich liegt das Riesenland aus mehr als 17.000 Inseln
auf dem Pazifischen Feuerring, der geologisch aktivsten Zone der
Erde. Somit ist es nur eine Frage der Zeit, bis die nächste
Katastrophe über die Anwohner hereinbricht.

30. September 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7913: Märkte und Finanzen - 30.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Elon Musk muß drei Jahre auf Posten des Chairmans von Tesla verzichten

Die amerikanische Börsenaufsicht SEC hat sich mit Elon Musk, dem
Aufsichtsratvorsitzenden von Tesla Motors, darauf geeinigt, daß
dieser in 45 Tagen für drei Jahre seinen Posten als Chairman einer
unabhängigen Person überläßt. Vorstandsvorsitzender (CEO) des
Elektroautobauers kann Musk bleiben. Aber der Milliardär und Tesla
werden jeweils 20 Millionen Dollar an Anleger zahlen müssen, die sich
von dem charismatischen Unternehmensgründer zu unrentablen
Investitionen hatten verführen lassen. Musk hatte im August über
Twitter verbreitet, daß er Tesla von der Börse nehmen werde. Gut zwei
Wochen später räumte Musk ein, daß es in Saudi-Arabien doch keinen
Geldgeber für den Rückkauf der Aktien habe. Musk hatte zwar mit
potentiellen Geldgebern gesprochen, aber keine formelle
Finanzierungsvereinbarungen abgeschlossen gehabt. Den Umstand wertete
die Börsenaufsicht als bewußten oder leichtsinnigen Betrug an den
Investoren. Laut SEC hat die Unternehmensführung von Tesla
zugestimmt, eine Qualitätskontrolle für die Kommunikation des
Gründers einzuführen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7929: Aus Forschung und Technik - 30.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Android 9 bislang kaum verbreitet

Knapp zwei Monate ist es her, da stellte Google mit Android 9 Pie
sein neuestes Betriebssystem für mobile Endgeräte vor. Bislang gibt
es in den einsehbaren Statistiken jedoch noch keinen Hinweis darauf,
daß die neue Version schon genutzt würde. So meldete areamobile.de,
daß nach der neuen Google-Statistik Android 8.0 und Android 8.1
innerhalb des vergangenen Monats ihren Verbreitungsgrad um 4,6
Prozent gesteigert haben. Damit verdrängten die Oreo-Ausgaben Android
5.0/5.1 Lollipop von Platz 4 im Ranking der am weitesten auf
Android-Geräten verbreiteten Versionen. Zusammen kommen Android 8.0
und Android 8.1 auf einen Anteil von 19,2 Prozent auf den
Android-Geräten, mit denen Anwender in der vergangenen Woche auf den
Google Play Store zugegriffen haben. Bei Android 7.0 und Android 7.1
(Nougat) sind es zusammengerechnet 29,3 Prozent (30,8 Prozent), bei
Android 6 Marshmallow 21,6 Prozent (22,7 Prozent) sowie bei Android
5.0 und Android 5.1 insgesamt 18,3 Prozent (19,2 Prozent). Die
Gingerbread-Varianten 2.3.3 bis 2.3.7 erscheinen noch in der
Statistik mit einem Anteil von 0,3 Prozent.
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





UMWELT/1781: Anton Hofreiter zur kompromisslosen Haltung von RWE beim Hambacher Wald


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 29. September 2018

Anton Hofreiter zur kompromisslosen Haltung von RWE beim Hambacher
Wald



Zu den Äußerungen des RWE-Vorstands, den Hambacher Wald auf jeden Fall
abzuholzen, erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

RWE-Chef Schmitz zeigt, wie gleichgültig ihm der Protest tausender
Bürgerinnen und Bürger ist und wie wenig ihn jeder Kompromiss im Streit um
den Hambacher Wald kümmert. Dass RWE sich nicht an die Ergebnisse der
Kohlekommission gebunden fühlt, lässt jedwede Verantwortung für die Suche
nach einem gesellschaftlich getragenen Kohleausstieg vermissen. Ich fordere
Umweltministerin Schulze und Wirtschaftsminister Altmaier auf, jetzt
endlich auf RWE einzuwirken und durchzusetzen, dass sich der Konzern
Gesprächen über den Erhalt des Hambacher Waldes nicht länger verweigert.
Das Motto muss heißen: Reden statt Roden!

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 29. September 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/1765: Kanzlerin Merkel und der türkische Präsident Erdogan, 28.09.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Berlin - Freitag, 28. September 2018

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem türkischen
Präsidenten Recep Tayyip Erdogan in Berlin

(Die Ausschrift des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultandolmetschung)



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, ich möchte den Staatspräsidenten
Erdogan und seine gesamte Delegation wieder einmal hier im Bundeskanzleramt
willkommen heißen. Ich glaube, dass die Möglichkeit, ausführliche Gespräche
miteinander zu führen, eine große Bedeutung hat und die Chance mit sich
bringt, über strittige Dinge, aber auch über gemeinsame Projekte,
miteinander ins Gespräch zu kommen.

Wir haben vieles, was uns eint. Deutschland und die Türkei haben seit
Jahrzehnten sehr enge Beziehungen. Wir sind Verbündete in der Nato, und wir
haben eine ganze Reihe bedeutsamer gemeinsamer Interessen, wenn ich an das
Thema der Bekämpfung des Terrorismus, die Lage in Syrien oder das Thema der
Migration denke.

Natürlich sind unsere Beziehungen auch dadurch geprägt, dass seit
Jahrzehnten Millionen türkischstämmige Menschen in Deutschland leben, zum
Teil inzwischen als deutsche Staatsbürger, zum Teil mit doppelter
Staatsbürgerschaft, zum Teil aber auch mit der türkischen
Staatsbürgerschaft. Wir haben demzufolge natürlich ausführlich über diese
Gruppe gesprochen.

Ich habe dem Präsidenten versichert, dass wir die Interessen dieser
Bürgerinnen und Bürger genauso verfolgen und uns für ein
diskriminierungsfreies Leben einsetzen, dass wir um die Integration dieser
Menschen kämpfen und uns hinter sie stellen, wenn Angriffe auf Moscheen
oder fremdenfeindliche Attacken geschehen. Einer der Gründe, warum ich zum
25. Jahrestag der Brandkatastrophe in Solingen auch persönlich dabei war -
gemeinsam mit dem türkischen Außenminister Çavusoglu -, war, hier auch ein
deutliches Zeichen zu setzen. Wir wissen, dass die Wunden der 
NSU-Verbrechen alles andere als geheilt sind und wir trotz der
rechtsstaatlichen Abarbeitung hier noch große Aufgaben vor uns haben,
Vertrauen wieder wachsen zu lassen. Allein aus diesen Gründen sind alle
Entwicklungen in der Türkei auch für uns in Deutschland von großer
Bedeutung.

Deshalb haben wir natürlich auch darüber gesprochen - das ist ja auch
niemandem verborgen geblieben -, dass es in unserem Verhältnis gerade in
den letzten Jahren tiefgreifende Differenzen gab und es sie auch heute noch
gibt. Das hängt im Wesentlichen mit den Fragen der Rechtsstaatlichkeit
zusammen, mit Fragen der Pressefreiheit. Wir sind froh, dass einige
konkrete Fälle gelöst werden konnten, dass einige Menschen frei sind. Aber
wir haben nach wie vor einige deutsche Staatsbürger in Haft. Ich habe
darauf gedrängt und werde das auch weiter tun, dass auch diese Fälle zügig
und möglichst schnell gelöst werden können. Wir werden morgen beim
Frühstück auch noch in ausführlicher Weise einige dieser Fragen besprechen
können.

Deutschland hat ein Interesse an einer wirtschaftlich stabilen Türkei, an
einer Türkei, die wirtschaftliches Wachstum aufweisen kann. Deshalb haben
wir uns natürlich auch über bilaterale Fragen der Wirtschaftskooperation
ausgetauscht. Hier hat es ja bereits Besuche der entsprechenden türkischen
Minister vor dem Besuch des Präsidenten gegeben. Darauf konnten wir heute
aufbauen. Insofern haben wir ganz konkrete Dinge. Der
Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier wird in die Türkei reisen. Die
gemeinsame Wirtschaftskommission wird zum ersten Mal tagen und zum zweiten
Mal auch das deutsch-türkische Energieforum. Ich begrüße sehr, dass der
Präsident Erdogan eine Stelle direkt beim Präsidenten eingerichtet hat, die
sich auch mit technologischer Zusammenarbeit beschäftigt. Hier wird
Deutschland sehr intensiv mit der Türkei zusammenarbeiten.

Wir haben über das Thema der Migration gesprochen. Die Türkei leistet
Herausragendes, was die Beherbergung von über drei Millionen syrischen
Flüchtlingen anbelangt.

In diesem Zusammenhang haben wir natürlich auch über das Thema Idlib
gesprochen und werden das morgen noch einmal vertiefen. Wir sind dafür,
dass es ein Vierertreffen des türkischen Präsidenten, des russischen
Präsidenten, des französischen Präsidenten und mir geben wird; denn die
Situation ist nach wie vor fragil. Wir streben an, dass das noch im Monat
Oktober der Fall sein wird.

Wir haben natürlich auch über die Umsetzung der EU-Türkei-Vereinbarung
gesprochen. Wir stehen zu unseren Verpflichtungen, die wir eingegangen
sind. Wir müssen weiter schauen, dass das Geld, das die Europäische Union
für Flüchtlingsprojekte gibt, möglichst unbürokratisch zur Verfügung steht.

Wir wollen unsere Zusammenarbeit im Bereich der Bekämpfung von Terrorismus
verbessern und hierzu entsprechende Kontakte der Innenminister wieder
aktivieren. Wir haben einen intensiven Dialog der Außenminister, nicht nur
über außenpolitische Fragen, sondern zum Beispiel auch über deutsche
Schulen in der Türkei und über Möglichkeiten der türkischen Bewohner, hier
auch ihre Kultur zu leben.

Insgesamt kann man also sagen: Es gibt auf der einen Seite ein gemeinsames
strategisches Interesse an guten Beziehungen und auch von deutscher Seite
ein Interesse, diese Beziehungen zu entwickeln. Es gibt auf der anderen
Seite aber gerade in allen Fragen, wie eine demokratische, freie, offene
Gesellschaft aussieht, tiefgreifende unterschiedliche Auffassungen -
manchmal vielleicht auch Missverständnisse, aber vor allen Dingen
Differenzen -, die sich nicht nur daran zeigen, dass wir einige
Staatsbürger mit deutscher Staatsbürgerschaft in Haft haben, sondern die
auch darüber hinaus gehen.

Meiner Meinung nach ist dieser Besuch auch deshalb so von Bedeutung, weil
wir Differenzen nur in Gesprächen miteinander klären können. Wer nicht
miteinander spricht, wird auch keine gemeinsamen Positionen finden.
Manchmal dauert das lang. Aber ich bekenne mich zu solchen Gesprächen.
Deshalb freue ich mich, dass wir heute die Gelegenheit hatten, und freue
mich auch auf das Treffen morgen.

P Erdogan: Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin, sehr geehrte Mitglieder
unserer Delegation, sehr verehrte Vertreter der Presse, ich darf Sie alle
recht herzlich begrüßen. Nach vier Jahren bin ich, nun natürlich mit dem
Titel des Staatspräsidenten, wieder in Deutschland. Ich habe von meinem
werten Freund Herrn Steinmeier eine Einladung bekommen - beziehungsweise
sowohl vom Herrn Bundespräsidenten als auch von der Frau Bundeskanzlerin -
und möchte mich für diese Einladung bedanken, der ich gefolgt bin. Bei
Ihnen möchte ich mich insbesondere, auch stellvertretend für alle anderen
deutschen Behörden, recht herzlich bedanken.

Auch Peter Altmaier wird mit einer sehr großen Delegation im Oktober unser
Land besuchen. Wir haben diesbezüglich momentan eine Ära, wo wir
gegenseitig hochrangige Besuche abstatten. Ich freue mich und hoffe, dass
diese weiterhin intensiviert werden.

Zu den Kooperationsmechanismen, die vielleicht bislang nicht so intensiv
waren, sind wir mit der Frau Bundeskanzlerin übereingekommen, dass wir
diese intensivieren wollen. Auch im Rahmen der bilateralen Themen haben wir
verschiedene Themen, die auch schon hier angesprochen worden sind,
behandelt. Morgen werden wir noch einmal zusammenkommen. Wir werden
wiederum umfassend Themen besprechen können - politisch, militärisch,
wirtschaftlich. Auch im Handelsbereich, im Kulturbereich und im
Tourismusbereich wollen wir verschiedene Themen besprechen und bewerten.

Vor ein paar Wochen war ja auch der Bundesaußenminister Heiko Maas in der
Türkei. In der letzten Woche waren von türkischer Seite unser
Finanzminister, unser Wirtschaftsminister und die Handelsministerin hier.

Gehen wir zwei Jahre zurück. 2016 gab es ja die Vereitelung eines 
Putsch-Versuches. Unsere Bürger haben sich dagegen gewehrt. Die Ableger sozusagen
der FETÖ-Terrororganisation sind dafür verantwortlich, dass 251 Menschen
ihr Leben verloren haben und über 2 Menschen verletzt worden sind. Nach dem
Putschversuch sind wir gegen die FETÖ-Terrororganisation rechtlich
vorgegangen. Der Ausnahmezustand wurde in der Türkei entsprechend
eingerichtet, etabliert. Wir haben also in den letzten Jahren versucht,
diese Terrororganisation zu bekämpfen. Wir sind auch erfolgreich gewesen.
Nach den Wahlen vom 24. Juni haben wir dann natürlich den Ausnahmezustand
aufgehoben.

Mit dem präsidialen Regierungssystem ist unser Land nun auf dem Kurs der
Wiederbelebung der Reformen. Wir haben eine Aktionsgruppe für Reformen.
Diese hat momentan auch schon Schritte unternommen.

Die sechs Kriterien im Bereich der Visa-Liberalisierung wollen wir so
schnell wie möglich erfüllen. Die Visa-Befreiung und die Ausweitung der
Zollunion - natürlich auch diesbezügliche Verhandlungen im Rahmen der
Europäischen Union - sind zum Nutzen der Europäischen Union und
Deutschlands. Diese kritische Phase dürfen wir nicht aufgrund von
politischen Behinderungen irgendwelcher Kreise oder Vorgehensweisen
aufhalten. Wir müssen dabei noch weiter vorangehen. Wir legen großen Wert
darauf, dass wir gegenseitig daran arbeiten.

Die Türkei hat im Bereich der Probleme in Syrien und auch in anderen
regionalen Bereichen sehr große Verantwortung übernommen. Seit über sieben
Jahren gibt es das Problem in Syrien, und viele Millionen Menschen haben
dort ihr Leben verloren. Wir hoffen und wollen, dass dieser Zustand nun ein
Ende findet. Wir sind in diesem Punkte der gleichen Meinung wie
Deutschland. Momentan beherbergen wir in der Türkei 3,5 Millionen
Flüchtlinge aus Syrien. Insofern sind wir natürlich, wenn wir das von der
humanitären Seite betrachten, auch für die Sensibilität von deutscher Seite
in Bezug auf die syrischen Flüchtlinge dankbar. Hier wurde Verantwortung
übernommen, es wurde in dieser Phase Opferbereitschaft gezeigt, und es gab
dann auch Erleichterungen in dem Zusammenhang.

Auch mit Blick auf die Handelsbeziehungen, die in der letzten Zeit mehr auf
Protektionismus ausgerichtet sind, sind wir der gleichen Meinung wie
Deutschland, was entsprechende Maßnahmen und die Vorgehensweise gegen diese
Maßnahmen betrifft; denn wir sehen, dass das auch eine große Gefahr für die
globale Sicherheit darstellt.

Wir haben in unserem Gespräch auch noch einmal festgestellt beziehungsweise
ich habe eben der Frau Bundeskanzlerin erzählt, dass die türkische
Wirtschaft eine solide Basis hat. Die Schwankungen, die es sicherlich gibt,
werden auf der Basis von strukturellen Maßnahmen bekämpft, und deshalb
werden solche Schwankungen dann nur begrenzt auftreten. Sowohl in anderen
Bereichen als auch im Bereich der Wirtschaft sind wir auf Bedrohungen und
Gefahren vorbereitet und können diese auch entsprechend abwenden. Wir
finden es sehr wichtig, dass wir insbesondere im wirtschaftlichen Bereich
mit Deutschland nach dem Prinzip der Win-win-Vorgehensweise
zusammenarbeiten. Es ist also tatsächlich sehr erfreulich, dass wir auch in
der nächsten Zeit intensiver zusammenkommen.

Eine der wichtigsten Besonderheiten der bilateralen Beziehungen zwischen
Deutschland und der Türkei sind die 3,5 Millionen Menschen aus der Türkei,
die in Deutschland leben. Diese Menschen werden sicherlich ihre Wurzeln
bewahren, aber auf gleicher Augenhöhe fördern wir sie und ermutigen wir
sie, dass sie sich in Deutschland integrieren. Im wirtschaftlichen Bereich
und im Bildungsbereich sollen sie natürlich im Rahmen der Chancengleichheit
auch die Chancen wahrnehmen, und das wird die Integration natürlich noch
weiter beschleunigen.

Auf der anderen Seite haben wir natürlich, wenn wir von
Terrororganisationen wie FETÖ und PKK sprechen, auch Forderungen, dass
diese Terrororganisationen noch stärker bekämpft werden. Auch darüber haben
wir mit der Frau Bundeskanzlerin gesprochen. Wir freuen uns auch sehr über
die entsprechenden Erklärungen, die in der letzten Zeit von deutscher Seite
kamen, und wir wollen in der nächsten Zeit noch intensiver, noch stärker
zusammenarbeiten. Aber wenn es um die Unabhängigkeit der Justiz und auch um
die entsprechenden Entscheidungen geht, ist es sehr wichtig, dass jeder,
dass jedes Land auch Respekt zeigt. Ich glaube, jeder, der an das Recht
glaubt, der an die Demokratie glaubt, wird mir da auch recht geben.

Ich bedanke mich noch einmal für die Gastfreundlichkeit und für diese
warme, herzliche Aufnahme. Vielen Dank!

Frage: Meine Frage geht an Sie beide: Herr Präsident, es gab einen Artikel,
den Sie als Gastbeitrag in Deutschland gegeben haben, in dem Sie fordern,
dass FETÖ in Deutschland als Terrororganisation anerkannt wird und dass
auch im Rahmen der Bekämpfung der PKK weiterhin Unterstützung erfolgt. Was
haben Sie diesbezüglich besprochen? Wir wissen, dass die 
FETÖ-Terrororganisation für die Türkei sehr wichtig ist. Wie wird man bei der
Auslieferung dieser Personen vorgehen?

BK'in Merkel: Von meiner Seite aus kann ich sagen: Die PKK ist ja in
Deutschland verboten, und dementsprechend sind auch alle ihre Aktivitäten
verboten. Wir haben heute nicht im Detail darüber gesprochen, haben aber in
früheren Gesprächen sehr ausführlich darüber gesprochen. Das zeigt sich
auch in dem Handeln unserer Polizei, wenn es zu entsprechenden
Demonstrationen kommt.

Was die FETÖ-Organisation betrifft, so nehmen wir die Hinweise der Türkei
sehr ernst. Wir brauchen aber noch mehr Material, das reicht noch nicht
aus, um einen ähnlichen Status wie bei der PKK zu benennen. Hierüber sind
wir auch in Zukunft weiter miteinander im Gespräch.

Was konkrete Auslieferungsersuchen anbelangt, so werden sie von den jeweils
zuständigen Stellen bearbeitet. Da gibt es einige Fälle, da wird auch in
Deutschland gefahndet, aber wir haben in einigen Fällen auch noch keinen
Erfolg gehabt und wissen auch nicht, ob bestimmte Personen sich überhaupt
in Deutschland aufhalten.

P Erdogan: So, wie die Frau Bundeskanzlerin es gesagt hat, haben wir in der
Vergangenheit auch Namen erwähnt. Es gibt also eigentlich tausende
Mitglieder von Terrororganisationen, auch der PKK, die sich auch in
Deutschland verteilt aufhalten; das ist Fakt. Zu der 
FETÖ-Terrororganisation: Es gibt auch hunderte Angehörige dieser
Terrororganisation, die sich in Deutschland befinden, und es ist wichtig,
dass unser Nachrichtendienst, aber auch der deutsche Nachrichtendienst im
Rahmen der Zusammenarbeit - auch der Zusammenarbeit der Ministerien und der
Behörden - mit dem entsprechenden Selbstvertrauen die entsprechenden
Personen dingfest machen, was unsere Arbeit dann auch erleichtert. Die 
PKK-Terrororganisation ist hier ja als Terrororganisation anerkannt, und dann
wird es sicherlich auch einfach sein, diese andere Terrororganisation als
solche anzuerkennen. Es gibt natürlich ein Abkommen zur Auslieferung von
Tätern zwischen unseren beiden Ländern, und es ist für den Frieden, für die
Sicherheit beider Länder natürlich sehr wichtig, dass das getan wird.

Frage: Eine kurze Frage an die Bundeskanzlerin: Wenn Sie mit Herrn Erdogan
über die Inhaftierten sprechen, wie muss man sich das dann vorstellen? Eher
so, dass Sie ihn fragen "Wann lassen Sie die denn frei?" und er dann sagt
"Unsere unabhängigen Richter machen das" - und es gibt ja viel Skepsis hier
in Deutschland, wie unabhängig die Justiz in der Türkei ist -, oder ist es
so, dass Sie jeden einzelnen Fall ansprechen und dann wirklich darum
ringen, dass die Menschen freikommen? Wie sehr steht das Ganze noch
zwischen Deutschland und der Türkei?

Den türkischen Staatspräsidenten würde ich gern fragen: Es gibt ja einen 
73-jährigen deutschen Staatsbürger namens Enver Altayli, der in Ankara
inhaftiert ist. Dieser Mann ist krank. Er ist in der Türkei ja sehr
bekannt. Er ist dort sei 13 Monaten ohne Anklageschrift in Haft. Wäre es
nicht auch - Sie sind ja auch ein religiöser Mensch - ein Zeichen der
Barmherzigkeit, wenn man so jemanden freilässt? Ich glaube, der will auch
nach Deutschland ausreisen.

BK'in Merkel: Um zu beginnen: Ich erzähle jetzt ja nicht die internen
Gespräche, aber Sie dürfen davon ausgehen, dass wir natürlich die Fälle
konkret besprechen. Wir besprechen sie ja nicht nur auf unserer Ebene,
sondern sie werden dann auch auf den Beraterebenen, auf den Ebenen der
Außenminister usw. besprochen, und dann wird man einfach versuchen - zum
Teil auch in langen Gesprächen -, Erfolge zu erreichen.

Zu dem Namen, den Sie gerade genannt haben: Das ist einer der Fälle, die
uns noch beschweren. Im Augenblick gibt es noch fünf Fälle, die aus der
Perspektive deutscher Staatsbürger von besonderer Gewichtigkeit sind. Sie
dürfen also davon ausgehen, dass wir beide sehr präzise sprechen und uns
dann auch, wenn möglich, anzunähern versuchen. Das kann manchmal aber auch
eine ganze Weile dauern.

P Erdogan: Ich bedanke mich bei der Frau Bundeskanzlerin. Folgendes sollte
man ja akzeptieren: Weder ich kann mich irgendwie in das deutsche
Justizsystem einmischen und das kritisieren, noch haben Sie das Recht, das
türkische Rechtssystem oder die türkische Justiz zu kritisieren; denn die
Justiz, die Gerichtsbarkeit, ist unabhängig, und die Urteile kann man nur
respektieren. In meinem Land gibt es sicherlich Urteile, die mir nicht
gefallen, klar, aber ich muss mich daran halten. Ob ich das in dem
Zusammenhang jetzt respektiere - gut, das ist vielleicht auch eine andere
Sache, das erleben wir ja immer wieder. Was deutsche Staatsbürger im
türkischen Rechtssystem betrifft, so gab es ja beispielsweise auch
Entscheidungen von Gerichten, dass deutsche Staatsbürger freikamen, dass
aber der Prozess weiterging.

In dem Sinne haben Sie jetzt auch einen Namen genannt, nämlich Enver
Altayli. Frage: Kennen Sie Enver Altayli? Was hat der in seiner
Vergangenheit alles getan, wissen Sie das? Wissen Sie, dass er in der
Vergangenheit im System des türkischen Nachrichtendienstes drin war, was er
in dem Nachrichtendienst alles getan hat, was er dort gemacht hat und warum
die türkische Gerichtsbarkeit ihn dann festgenommen hat? Deshalb müssen wir
die Gerichtsbarkeit respektieren.

Frage: An Frau Merkel: Die FETÖ-Terrororganisation hat ja versucht, eine
vom Volk gewählte Regierung zu stürzen. Dass sich Angehörige dieser 
FETÖ-Terrororganisation in Deutschland befinden, wurde eben gesagt. Wie bewerten
Sie das?

An den Herrn Präsidenten zur Wirtschaft: Es sollen ja neue
Normalisierungsschritte unternommen werden; deshalb gibt es ja eine
positive Agenda, und es wird Delegationen geben. Wann können wir von ersten
positiven wirtschaftlichen Entscheidungen sprechen?

BK'in Merkel: Vielleicht noch einmal zurück zu den einzelnen Fällen: Es ist
ja so, dass wir zum Teil auch darüber gesprochen haben, dass in einigen
Fällen sehr lange keine Anklageschrift vorlag und dadurch auch ein hohes
Maß an Unsicherheit vorhanden ist. Wir haben sicherlich - bei allem Respekt
für die Unabhängigkeit der Justiz - bei einigen Fällen durchaus auch sehr
klar gesagt, dass wir uns bestimmte Prozeduren anders wünschen würden; das
ist vollkommen klar.

Jetzt zu dem Thema des Putsches: Wir verurteilen diesen Putsch ganz klar
und haben das auch deutlich gemacht. Ich persönlich war in der Türkei und
habe mir dort auch die Schäden zum Beispiel im Parlament angeschaut. Ich
weiß, dass dort über 200 Menschen ihr Leben verloren haben. Das ist in
keiner Weise akzeptabel.

Bei der Frage der Verursachung dieses Putsches stehen wir weiterhin in
Kontakt, um Informationen zu bekommen. Wir nehmen die Erklärung der Türkei
zur Kenntnis, aber wir brauchen mehr Information, um zum Beispiel die 
Gülen-Bewegung der PKK gleichzustellen. Auf diesem Stand sind wir in Deutschland
nach unseren Erkenntnissen nicht.

P Erdogan: Morgen werden wir in dem Gespräch mit Frau Bundeskanzlerin
natürlich insbesondere die deutsch-türkischen Wirtschaftsbeziehungen
intensiver besprechen. Das ist für mich sehr, sehr wichtig. Das werden wir
also auf der Tagesordnung haben.

Ich glaube, dass uns diese Schritte in den wirtschaftlichen Beziehungen
voranbringen werden. Insbesondere im Bereich der digitalen Transformation,
im Hightechbereich, im Rüstungsbereich gibt es ja schon vorher geplante
Schritte, die wir tun wollen. Deutsch-türkische gemeinsame Schritte werden
in diesem Zusammenhang auch in der Region eine sehr wichtige Leistung und
Performance mit sich bringen. Ich glaube, dass dies einen sehr großen
Nutzen bringen wird. - Vielen Dank.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, Sie haben die Haftfälle in der Türkei schon
angesprochen. Konnte Ihnen der Präsident denn irgendeine Hoffnung machen,
dass sich in nächster Zeit etwas tun wird?

Haben Sie es als Provokation empfunden, dass der Name des Journalisten Can
Dündar auf der Liste des Auslieferungsgesuches stand, die Ihnen von Herrn
Präsidenten übermittelt wurde? Er war ja hier akkreditiert, war aber nicht
da, offensichtlich auch aus Rücksicht auf den Präsidenten.

Eine Frage an den Präsidenten: Haben Sie sich für die Nazivorwürfe gegen
Deutschland und die Kanzlerin entschuldigt?

Eine Frage an den Fußballfan Erdogan: Wie traurig sind Sie, dass die
Europameisterschaft 2024 nicht in Ihrem Land ausgetragen werden kann? -
Danke.

BK'in Merkel: Könnten Sie den letzten Teil der Frage zu Herrn Dündar
wiederholen?

Zusatz: Herr Dündar stand auf der Liste des Auslieferungsgesuches. Die
Frage ist, ob Sie das als Provokation der türkischen Seite sehen.

Nachdem Herr Dündar nicht da ist, obwohl er akkreditiert war: Gab es
möglicherweise im Raum stehende diplomatische Konflikte wegen des
Journalisten, wenn er hierhergekommen wäre?

BK'in Merkel: Ich will zu den einzelnen Rechtshilfeersuchen jetzt nicht im
Detail Stellung nehmen. Aber dass es eine Kontroverse im Fall des
Journalisten Dündar gibt, ist kein Geheimnis.

Die Entscheidung - das will ich nur noch einmal sagen -, dass Herr Dündar
an der Pressekonferenz nicht teilnimmt, hat er persönlich getroffen. Das
hat er ja auch öffentlich deutlich gemacht.

Um gewisse Missverständnisse aufzuklären, will ich auch noch einmal
deutlich machen, dass wir für Akkreditierungen eine Rechtsgrundlage haben
und dass es auch keine Zwei-Klassen-Akkreditierung gibt, wonach die einen
Frage stellen dürften und die anderen nicht. Bei zwei Fragen pro Teilnehmer
an der Pressekonferenz kann man sich angesichts der großen Zahl ja
vorstellen, dass nicht jeder eine Frage stellen kann. Aber prinzipiell und
grundsätzlich kann jeder eine Frage stellen. Angesichts der öffentlichen
Diskussion ist es mir wichtig, das hier noch einmal zu sagen. Es war also
die Entscheidung von Herrn Dündar, nicht an dieser Pressekonferenz
teilzunehmen. Dass es über ihn und seinen Fall unterschiedliche Meinungen
zwischen dem Präsidenten der Türkei und mir gibt, das kann ich bestätigen.

Zuruf: Gibt es eine Annäherung bei den Haftfällen?

BK'in Merkel: Wir sind in einem kontinuierlichen Prozess, und ich hoffe,
dass es weitere Annäherungen gibt. In den letzten Tagen konnten ja schon
einige weitere Fälle gelöst werden. Wenn ich überlege, wie viele Fälle wir
hatten, dann kann ich sagen, dass wir doch schon ein ganzes Stück
vorangekommen sind. Das empfinde ich durchaus auch als großen Fortschritt.
So hoffe ich, dass wir auch die ausstehenden Fälle lösen können.

P Erdogan: Ich möchte Frau Bundeskanzlerin für diese freundliche und
aufrichtige Erklärung danken.

Die türkische Justiz hat sie ja in ihren Entscheidungen auf freien Fuß
gesetzt. Der Prozess geht bei solchen Personen, die freigelassen werden
mussten, weiter. Ich werde jetzt keine Namen nennen.

Aber zu der letzten Person, die Sie mit Namen genannt haben, also Can
Dündar: Er ist ein Agent, der Staatsgeheimnisse veröffentlich hat und von
der türkischen Gerichtsbarkeit zu fünf Jahren und zehn Monaten Haft
verurteilt worden ist. Ich denke, das wissen Sie auch. Fünf Jahre und zehn
Monate Freiheitsstrafe. Diese Person hat eine Lücke ausgenutzt, ist dann
geflohen und nach Deutschland gekommen. Diese Person ist nach
Rechtskräftigkeit dieses Urteil natürlich im Moment eine Person, die
eigentlich in Haft sein müsste, weil sie Staatsgeheimnisse preisgegeben
hat. In keinem Staat, in keinem Land kann man Staatsgeheimnisse preisgeben,
weil das eben eine Straftat ist.

Ein weiteres Thema: Mit Deutschland haben wir natürlich ein Abkommen zur
Auslieferung von Tätern. Dass dieser Täter ausgeliefert wird, ist unser
natürlichstes Recht. Ausgehend von dem rechtskräftigen Urteil haben wir ein
Ersuchen gestellt.

Das Gleiche kann ja auch von deutscher Seite der Fall sein. Wenn sich eine
Person in der Türkei befände, die in Deutschland verurteilt worden wäre,
dann hätte Deutschland ein solches Ersuchen stellen können und dann müssten
wir ihn herausgeben. Wenn ich gefragt würde, dann würde ich das machen. Da
gäbe es kein Pardon, und ich würde ihn herausgeben. Das sollte man
vielleicht wissen. - Vielen Dank.

BK'in Merkel: Danke schön.

Freitag, 28. September 2018
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PRESSEKONFERENZ/1764: Regierungspressekonferenz vom 28. September 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 28. September 2018

Regierungspressekonferenz vom 28. September 2018

Themen: Vergabe der Fußball-EM 2024 an Deutschland, Termine der
Bundeskanzlerin (Empfang des Generalsekretärs von Amnesty International und
des Generalsekretärs von Human Rights Watch, Gespräch mit dem Präsidenten
der Europäischen Investitionsbank, Kabinettssitzung, Feierlichkeiten zum
Tag der Deutschen Einheit, 7. deutsch-israelische Regierungskonsultationen
in Jerusalem), Staatsbesuch des türkischen Präsidenten in Berlin,
Nachrüstung von Diesel-Fahrzeugen, Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats
beim BMF zum Thema Ehegattensplitting, Lage in Syrien, Familiennachzug,
Liste der unmittelbar am Jemen-Krieg Beteiligten, Bericht über Mängel in
der Arbeit der Financial Intelligence Unit, Präsident des Bundesamtes für
Verfassungsschutz, zukünftige Besetzung des Postens des Präsidenten des
Bundesamtes für Verfassungsschutz


Sprecher: SRS'in Fietz, Petermann (BMI), Wogatzki (BMF), Breul (AA),
Quenett (BMBF), Friedrich (BMVI), Einhorn (BMWi)



Vorsitzender Szent-Iványi eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'in
Fietz sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRS'in Fietz: Guten Tag, meine Damen und Herren! Gestern fiel in Nyon die
Entscheidung über die Vergabe der Fußball-EM 2024. Deutschland setzte sich
dabei gegen den einzigen Mitbewerber Türkei mit 12 zu 4 Stimmen durch und
wird nun die Europameisterschaft 2024 ausrichten.

Bundeskanzlerin Angela Merkel ist hocherfreut über diese Entscheidung.
Deutschland wird ein guter Gastgeber sein. Deutschland möchte allen
Fußballbegeisterten aus ganz Europa ein herzliches Willkommen sagen, allen
Gästen die Hand reichen und gemeinsam sportliche Höchstleistungen feiern.
Die Bundesregierung hat die Bewerbung ausdrücklich unterstützt.

Frage: Gleich einmal zur Rolle der Bundesregierung bei dieser Bewerbung:
Können Sie uns verraten, welche Steuerbefreiungen der UEFA garantiert
wurden und welche Ressorts sonst noch Garantien für die UEFA abgegeben
haben?

SRS'in Fietz: Eine Sportveranstaltung wie die UEFA EURO 2024 hat in der
Vergangenheit an Komplexität zugenommen, und ohne staatliche Unterstützung
wäre eine solche Großveranstaltung, die mehrjährige intensive
organisatorische Vorbereitungen mit sich bringt, gar nicht mehr zu stemmen.
Ein Teil der Bewerbung sind die sogenannten Regierungsgarantien, in denen
die Bundesregierung dem Ausrichter, der UEFA, in verschiedenen Bereichen
Kooperationsbereitschaft zusichert. Diese Regierungsgarantien sind in
intensiver Abstimmung mit dem Deutschen Fußball-Bund, dem Innenministerium
und dem Finanzministerium sowie weiteren Ressorts und dem Bundeskanzleramt
erarbeitet worden. Es geht darin um rechtliche Angelegenheiten, um Fragen
von Infrastruktur und Transport, um Fragen der inneren Sicherheit sowie um
Unterstützung des Gastgeberlandes und der Gastgeberstädte. Die
Regierungsgarantien wurden durch den DFB in das von der UEFA geforderte
sogenannte "bid book" eingearbeitet. - Das sind die Informationen, die ich
Ihnen dazu noch geben kann.

Zusatzfrage: Das beantwortet nicht meine Frage. Vielleicht frage ich das
BMF: Können Sie uns sagen, welche Steuerbefreiungen der UEFA garantiert
wurden?

Frau Petermann, können Sie uns etwas in Sachen Sicherheit sagen?

Petermann: Ich kann gerne beginnen. Die Gesamtkoordinierung der Garantien
läuft über das BMI als Sportministerium. Es ist richtig: Es gibt
Regierungsgarantien hinsichtlich der Frage der Sicherheit, aber auch
hinsichtlich Visaaspekten, Arbeitserlaubnissen, Anti-Doping-Aspekten und
medizinischen Erfordernissen.

Über die steuerlichen Aspekte kann ich hier keine Auskunft gebe.

Wogatzki: Ich möchte um Verständnis dafür bitten, dass wir über steuerliche
Einzelfragen natürlich keine Auskunft erteilen können. Dem steht das
Steuergeheimnis entgegen. Aber ich kann Sie auf eine Norm im
Einkommensteuergesetz verweisen, und zwar auf 50 Absatz 4 des
Einkommensteuergesetzes. Der sieht Steuerbefreiungen für große nationale
sportliche Ereignisse im nationalen Interesse vor. Inwieweit davon Gebrauch
gemacht wird, kann ich Ihnen aber wegen des Steuergeheimnisses nicht sagen.

Zusatzfrage: Ich habe jetzt immer noch nicht beziehungsweise gar nicht
verstanden, welche Garantien ganz genau gegeben wurden. Frau Petermann
spricht von Sicherheitsgarantien, aber was für welche, in welchen
Bereichen? Genauso gilt das für die Steuern. Es gibt ja nicht nur die
Einkommensteuer. Es gibt ja auch die Mehrwertsteuerprobleme. Wurden also
genau die gleichen Garantien wie zum Beispiel bei der FIFA-WM 2006
ausgestellt?

Petermann: Wenn Sie als Beispiele die Sicherheitsaspekte ansprechen, dann
haben Sie sicherlich gut in Erinnerung, welche Sicherheitsanforderungen an
solche Großereignisse gestellt werden. Dafür, dass wir diesen als
Bundesrepublik Deutschland auch nachkommen, hat das BMI eine Garantie
gegeben.

Wogatzki: Genau, und ich kann Ihnen mit Blick auf das Steuergeheimnis
einfach auch nicht mehr sagen, als ich Ihnen bereits gesagt habe. Das
Einkommensteuergesetz sieht etwas vor, aber mehr sage ich dazu nicht.

SRS'in Fietz (zu den Terminen der Bundeskanzlerin): Am Montag, dem 1.
Oktober, wird Bundeskanzlerin Merkel um 10 Uhr den Generalsekretär von
Amnesty International, Herrn Kumi Naidoo, sowie den Generalsekretär von
Human Rights Watch, Herrn Kenneth Roth, empfangen. Im Mittelpunkt des
Gesprächs werden aktuelle Fragen der internationalen Menschenrechtspolitik
stehen. Dieser Termin ist nicht presseöffentlich.

Am Montag gibt es noch einen weiteren Termin, und zwar wird die Kanzlerin
im Kanzleramt zu einem Gespräch mit dem Präsidenten der Europäischen
Investitionsbank, Herrn Werner Hoyer, zusammentreffen. Es handelt sich um
einen routinemäßigen Austausch zur Arbeit der Europäischen Investitionsbank
und zur europäischen Investitionspolitik.

Wegen des Feiertags am Mittwoch wird das Bundeskabinett in der kommenden
Woche unter der Leitung der Bundeskanzlerin am Dienstagmorgen um 9.30 Uhr
tagen.

Dann komme ich zum Mittwoch, zum Tag der Deutschen Einheit. Die Kanzlerin
wird an den Feierlichkeiten zum Tag der Deutschen Einheit in Berlin
teilnehmen. "Nur mit euch" heißt das Motto, unter das Berlin als
Gastgeberland die diesjährigen Feierlichkeiten gestellt hat.

Der offizielle Teil wird am 3. Oktober um 9.15 Uhr vor dem Roten Rathaus
beginnen. Dort wird der Bundesratspräsident Michael Müller die
Verfassungsorgane des Bundes begrüßen. Nach dem Eintrag ins Goldene Buch
der Stadt Berlin wird die Bundeskanzlerin um 10 Uhr am Ökumenischen
Gottesdienst im Berliner Dom teilnehmen. Im Anschluss daran wird es um ca.
11.30 Uhr nach Verlassen des Doms im Berliner Lustgarten die Gelegenheit
zur Begegnung mit Bürgerinnen und Bürgern geben. Für 11.40 Uhr ist der 
O-Ton der Bundeskanzlerin in der Konditorei der Staatsoper geplant. Ab 12 Uhr
wird dann der offizielle Festakt zum Tag der Deutschen Einheit in der
Staatsoper stattfinden. Hier werden der Bundesratspräsident und der
Bundestagspräsident die Reden halten. Der Gottesdienst wird vom ZDF
übertragen, und die ARD wird den Festakt übertragen.

Zugleich möchte ich Sie informieren und Sie herzlich einladen: nämlich zum
traditionellen Bürgerfest zum Tag der Deutschen Einheit. Das Fest wird
schon am 1. Oktober in der Berliner Innenstadt beginnen. Auf dem Bürgerfest
präsentieren sich alle Bundesländer sowie Bundestag, Bundesrat und
Bundesregierung. Die Bundesministerien und das Presse- und Informationsamt
der Bundesregierung präsentieren sich in diesem Jahr in einem neuen Gewand:
in einer Formation aus drei Zelten vor dem Bundeskanzleramt. Nach dem
großen Erfolg im vergangenen Jahr wird es wieder unser Planspiel geben.
Hieran können sich Bürgerinnen und Bürger beteiligen und so erleben, wie es
ist, im Bundeskabinett zu sitzen, in die Rolle einer Ministerin oder eines
Ministers zu schlüpfen und am Kabinettstisch seine Standpunkte und Projekte
zu vertreten.

Weitere Informationen zum Tag der Deutschen Einheit finden Sie auf
www.bundesregierung.de.

Dann, auch am Mittwoch, wird die Kanzlerin mit ihrem Kabinett zu den 7.
deutsch-israelischen Regierungskonsultationen nach Jerusalem reisen. Es
werden alle Ressorts bei den Konsultationen vertreten sein, der
überwiegende Teil auf Ministerebene. Ziel der Konsultationen ist die
Stärkung und Erweiterung der bilateralen Beziehungen durch eine große
Bandbreite an zukunftsorientierten politischen Vorhaben sowie der Austausch
über aktuelle außenpolitische Fragen. Die einzigartigen Beziehungen
zwischen beiden Staaten zeigen sich gerade in den Konsultationen, die
abwechselnd in Jerusalem beziehungsweise Berlin stattfinden. Sie fanden
erstmals 2008 anlässlich des 60. Jahrestags der Staatsgründung in Israel
statt, zuletzt im Februar 2016 in Berlin.

Kurz zum Ablauf: Die Bundeskanzlerin und die Kabinettsmitglieder werden im
Anschluss an den Festakt zum Tag der Deutschen Einheit nach Israel
aufbrechen. Nach der Landung wird die Kanzlerin am Abend des 3. Oktober an
einem Abendessen auf Einladung von Premierminister Netanjahu teilnehmen. Am
Vormittag des 4. Oktober wird die Bundeskanzlerin in Jerusalem die
Ehrendoktorwürde der Universität Haifa entgegennehmen und an einer
Diskussion mit Studierenden teilnehmen. Anschließend wird die
Bundeskanzlerin gemeinsam mit dem israelischen Premierminister einen
Rundgang unternehmen und zu Informationsständen von deutschen und
israelischen Unternehmen gehen. Dann wird sie an einem runden Tisch zu
Wirtschaftsfragen - insbesondere zur Kooperation im Bereich Innovation -
teilnehmen. An diesem werden auch der Bundeswirtschaftsminister sowie die
Wirtschaftsdelegation, bestehend aus hochrangigen Firmenvertretern, die die
Bundeskanzlerin auf der Reise begleitet, teilnehmen.

Am Mittag des 4. Oktober sind die Kanzlerin und ihr Kabinett von
Staatspräsident Rivlin zu einem Mittagesempfang eingeladen, bevor dann am
Nachmittag des 4. Oktobers die bilateralen Gespräche der Bundeskanzlerin
und der Ressortvertreter mit ihren jeweiligen Amtskollegen stattfinden
werden. Im Anschluss an das Gespräch der Kanzlerin mit Premierminister
Netanjahu wird es eine Pressekonferenz geben. Danach wird die
Plenumssitzung der beiden Kabinette stattfinden, bevor es am Abend des 4.
Oktober wieder zurück nach Deutschland gehen wird.

In der Delegation reist darüber hinaus der Beauftrage der Bundesregierung
für jüdisches Leben in Deutschland und den Kampf gegen Antisemitismus,
Felix Klein, mit. Er wird in Israel Gespräche über Erscheinungsformen des
Antisemitismus im Internet führen.

Wie zwischen der Bundeskanzlerin und Premierminister Netanjahu bei ihrem
letzten Treffen in Berlin vereinbart, soll ein inhaltlicher Schwerpunkt der
Konsultationen auf den Themen Wirtschaft, Innovation und Technologie
liegen. Weitere Themen der Unterredung werden darüber hinaus die
allgemeinen bilateralen Beziehungen in den Zuständigkeitsbereichen der
jeweiligen Ressorts sowie regionale und sicherheitspolitische Themen sein. -
 So weit erst einmal von meiner Seite.

Frage: Frau Fietz, wenn ich es richtig sehe, dann nimmt die Kanzlerin
erstmals keine Journalisten zu den Regierungskonsultationen mit. Hat das
einen besonderen Grund? Warum ist diesmal keine Begleitung geplant?

SRS'in Fietz: Das hat einfach organisatorische und logistische Gründe.

Zusatz: Das war aber bisher nie ein Grund dafür, dass Journalisten nicht
mitreisen konnten.

SRS'in Fietz: Ich kann Ihnen dazu leider nicht mehr sagen, als dass es
jetzt aus organisatorischen Gründen nicht funktioniert.

Frage: Frau Fietz, ich glaube, das findet dann in Tel Aviv statt. Gab es
den Akkreditierungsaufruf schon, ist der mir entgangen oder kommt der noch?

SRS'in Fietz: Die Reise geht nach Jerusalem.

Zusatzfrage: Die wievielte Ehrendoktorwürde ist das jetzt für die
Kanzlerin?

SRS'in Fietz: Da erwischen Sie mich jetzt auf einem falschen Fuß. Das
werden wir klären und im Laufe der Pressekonferenz noch nachreichen.

Zusatzfrage: Die Frage nach den Akkreditierungen waren noch offen.

SRS'in Fietz: Das klären wir auch noch.

Zusatzfrage: Das kommt noch?

SRS'in Fietz: Ja.

Zusatzfrage: Können Sie zumindest sagen - Sie wollen ja keine Namen nennen -
, welche Bereiche von der Wirtschaftsdelegation abgedeckt werden? Zumindest
das wird ja immer im Vorfeld verraten.

SRS'in Fietz: Sie wissen, dass wir über die Delegationsteilnehmer immer
erst dann Auskunft geben, wenn die Reise begonnen hat.

Zusatzfrage: Ich wollte ja nur die Bereiche wissen. Ist es der Bereich
Energie?

SRS'in Fietz: Es tut mir leid; ich kann Ihnen dazu nicht mehr sagen.

Frage: Ich habe noch eine kurze Frage zur Ehrendoktorwürde. Was bedeutet
der Kanzlerin diese Auszeichnung?

Dann würde ich gerne noch fragen - entweder Sie, Frau Fietz, oder auch Herr
Breul, weil er jetzt da ist -, wie es denn im Moment um das 
deutsch-israelische Verhältnis bestellt ist.

SRS'in Fietz: Grundsätzlich bedeutet der Kanzlerin eine solche Auszeichnung
natürlich viel. Sie weiß es zu schätzen, dass man ihre Tätigkeit als
Politikerin und auch ihre persönlichen Verdienste um das 
deutsch-israelische Verhältnis in dieser Weise würdigt. Daher können Sie davon
ausgehen, dass die Kanzlerin das sehr zu schätzen weiß.

Sagen Sie noch etwas zum Stand der deutsch-israelischen Beziehungen?

Breul: Ich hoffe, ich bin schon wieder in der Lage, etwas zu sagen, da ich
nach dem totalen Verkehrsinfarkt etwa den letzten Kilometer joggen musste.
Ich bitte also um Entschuldigung dafür, dass ich hier so spät erscheine.
Ich habe 40 Minuten im Stau gestanden, bis ich das Joggen anfing.

Allgemein, denke ich, sind Sie sich, was das deutsch-israelische Verhältnis
angeht, alle bewusst, dass die Beziehungen eng, vertraut und gut sind.
Außenminister Maas hat seinen Antrittsbesuch in Israel ja schon unternommen
und dort auch Stellung genommen. Die Tatsache, dass wir jetzt
Regierungskonsultationen haben und viele Minister daran teilnehmen werden,
lässt ja auch Rückschlüsse darauf zu, wie vielfältig, wie eng und wie gut
die Beziehungen zum Staat Israel sind, und darauf sind wir stolz.

Zusatzfrage: Das Wirtschaftsministerium spricht von Tel Aviv. Deshalb kam
ich darauf: Geht es also wirklich nur um Jerusalem?

SRS'in Fietz: Nach meinen Informationen geht die Reise nach Jerusalem, aber
auch das werden wir noch einmal klären. Ich bin mir aber sicher: Es werden
hinterher alle einen Platz haben.

Frage: Warum besucht die Regierung nicht die besetzten Gebiete? Warum
interessiert man sich nicht für die Palästinenser?

Wie sieht es mit Gaza aus? Hat man vielleicht einmal probiert, da
heranzukommen? Herr Breul, diese Woche wurde ja einigen EU-Abgeordneten
auch von der Partei von Herrn Maas oder von Schwesterparteien die Einreise
in Gaza verwehrt. Welche Position haben Sie dazu?

Frau Fietz, vielleicht Herr Breul, können Sie uns die deutsche Position zum
israelischen Nationalstaatsgesetz mitteilen? Da gibt es ja innerhalb in der
Bevölkerung nicht nur vonseiten der arabischen Minderheit, sondern auch der
Israelis einige, die von Rassendiskriminierung sprechen. Was sagt die
Bundesregierung dazu?

SRS'in Fietz: Zum Ort und zu den Themen kann ich Ihnen sagen, dass es
natürlich um alle relevanten bilateralen, aber auch um regionale und
sicherheitspolitische Themen gehen wird. Wo man darüber spricht, ist ja
letztlich zweitrangig. Sie können also sicher sein, dass alle relevanten
Themen vonseiten der Bundesregierung angesprochen werden.

Zusatzfrage: Wird man auf dieser Reise mit Palästinensern zusammenkommen?

SRS'in Fietz: Es handelt sich um Regierungskonsultationen.

Zusatz: Ja, aber es gibt ja auch eine palästinensische Regierung.

SRS'in Fietz: Ich habe Ihnen zum Programm gesagt, was zu sagen ist.

Breul: Das kann ich nur unterstreichen. Selbstverständlich ist das
Schicksal der Palästinenser der Bundesregierung nicht egal. Außenminister
Maas hat auch bei seinem letzten Besuch die palästinensische Regierung
getroffen und Gespräche geführt. Daher kann ich nicht ganz nachvollziehen,
Herr Jung, woher Sie jetzt nehmen, dass dieses Thema der Bundesregierung
nicht am Herzen liegen würde. Erst gestern hat Herr Maas auch in New York
weitere 18 Millionen Euro für die sogenannten UNRA-Hilfsprogramme auch in
Gaza zugesagt.

Sie sehen also: Das Thema wird von uns bearbeitet. Nur weil im Rahmen von
regulären Regierungskonsultationen mit einem bestimmten Land nicht auch
andere Länder besucht werden, lässt das keine Rückschlüsse zu.

Zusatz: Meine Frage zur Einreiseverweigerung der EU Abgeordneten, Herr
Breul, und Ihre Position zum Nationalstaatsgesetz!

Breul: Zum Nationalstaatsgesetz haben wir hier, glaube ich, schon Stellung
genommen; ich meine, sogar mehrfach. Dem habe ich eigentlich nichts
hinzuzufügen. Das ist ein Akt der nationalen Gesetzgebung. Gleichzeitig
haben wir unterstrichen, dass Pluralität und Minderheitenschutz für uns
ganz entscheidende Elemente einer funktionierenden Demokratie sind.
Dementsprechend sind sie auch entscheidende Elemente für die
funktionierende Demokratie namens Israel.

Zur Einreise nach Gaza: Über diesen Einzelfall liegen mir, ehrlich gesagt,
jetzt keine Informationen vor. Darum möchte ich ihn hier auch nicht
kommentieren.

Zusatzfrage: An das Bildungsministerium: Gibt es noch die jeweils
dreiköpfige Wissenschaftlerkommission? Es gab da so eine 
deutsch-israelische Partnerschaft, in deren Rahmen jeweils drei Wissenschaftler
beider Seiten zusammenkommen. Ich habe gehört, dass es in den letzten
Monaten Stress gab, auch von israelischer Seite, weil sie eine
Wissenschaftlerin zurückgezogen oder aus dieser Gemeinschaft entfernt hat,
und deutsche Wissenschaftler haben dagegen protestiert. Können Sie uns da
ein Update geben?

Quenett: Meines Wissens existiert diese Kommission. Es hat sich nichts an
dem Zustand geändert.

Zusatzfrage: Heißt das, Sie haben kein Problem damit, wenn die israelische
Seite Wissenschaftler von ihrer Seite entfernt, weil die aus Sicht der
Regierung unliebsame Äußerungen machen? Wir reden ja von
Wissenschaftsfreiheit und so.

Quenett: Die Kommission arbeitet eigenständig, und es ist bisher alles so
geregelt worden, dass die Dinge an dieser Stelle auch dem üblichen
Verfahren entsprechen. Es gibt, wie gesagt, von unserer Seite keine Kritik
direktemang an der Kommission.

Zusatzfrage: Sie üben keine Kritik daran, dass die israelische Seite
unliebsame Wissenschaftler entfernt?

Quenett: Ich kann Ihnen momentan an dieser Stelle nichts weiter zu dieser
Kommission sagen. Das gilt. Die Kommission arbeitet, und wir gehen davon
aus, dass diese Kommission gut arbeitet.

Frage: Frau Fietz, mich würde interessieren, ob Sie, weil wir bei den
Terminen waren, mit Blick auf einen heutigen Termin noch etwas dazu sagen
könnten, nämlich dazu, wie das Ansinnen der türkischen Regierung aussah,
Einfluss auf die Teilnahme an der Pressekonferenz, die gleich zwischen der
Kanzlerin und Präsident Erdogan ansteht, zu nehmen und bestimmte
Journalisten nicht zuzulassen. Bleibt es bei der PK um 12.15 Uhr? Hatten
Sie, als Sie da drüben loszogen, bereits Hinweise darauf, dass die PK
drüben später stattfinden wird?

SRS'in Fietz: Zum einen kann ich sagen: Die Vorbereitungen für die
Pressekonferenz sind getroffen. Der türkische Staatspräsident ist zurzeit
bei der Bundeskanzlerin. Alles Weitere müssen wir nachher sehen. Über
Zeiten und dergleichen kann ich Ihnen im Moment keine Auskunft geben, und
über die Verfahren, was die Akkreditierung anbelangt, kann ich Ihnen auch
keine Informationen geben.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Breul und eine an Frau Fietz.

Herr Breul, die "Süddeutsche Zeitung" schreibt, dass es am Montag eine
Verbalnote an das Auswärtige Amt darüber gegeben hat, dass Herr Dündar
ausgeliefert wird. Die eine Frage ist: Können Sie bestätigen, dass das am
Montag eingegangen ist? Wird heute darüber gesprochen?

Frau Fietz, Herr Dündar wird ja wohl an der Pressekonferenz teilnehmen.
Jetzt heißt es, dass er kein Fragerecht habe. Könnten Sie sagen, warum?
Gibt es dafür eine Begründung? Ist das so, weil er nicht Mitglied der
Bundespressekonferenz ist, oder was ist die Begründung dafür?

SRS'in Fietz: Wollen Sie anfangen?

Breul: Ja, das kann ich gerne machen. Ich muss allerdings um Ihr
Verständnis dafür bitten, dass wir schon aus Gründen des
Persönlichkeitsschutzes zu solchen Verfahren, wenn sie Einzelpersonen
betreffen, keine Stellung nehmen können. Ich kann Ihnen grundsätzlich
sagen, dass, wenn es solche Ersuchen gibt, das dann natürlich geprüft wird.
Es erfolgt eine juristische Prüfung auf der Grundlage des Rechtsstaats. Die
Federführung dafür liegt bei den Kolleginnen und Kollegen vom BMJV, und das
AA wirkt daran mit.

Unabhängig davon möchte ich noch einmal betonen, und das wird Sie nicht
überraschen: Presse- und Meinungsfreiheit sind für uns sehr hohe Güter. Wir
setzen uns weltweit dafür ein, dass sie geschützt und bewahrt werden, und
das machen wir auch gegenüber der türkischen Seite klar.

SRS'in Fietz: Dem kann ich mich nur anschließen. Die Presse- und
Meinungsfreiheit sind für die Bundesregierung hohe Güter und haben einen
hohen Stellenwert, selbstverständlich auch für die Bundeskanzlerin.

Was Ihre Frage zu den Akkreditierungen betrifft: Zu Akkreditierungen geben
wir aus datenschutzrechtlichen Gründen überhaupt keine Auskunft.

Zusatzfrage: Nach Akkreditierungen hatte ich in diesem Fall nicht gefragt,
weil wohl klar ist, dass er daran teilnehmen wird und akkreditiert ist. Es
heißt, er habe kein Fragerecht. Da wollte ich nur von Ihnen wissen, ob Sie
einen Hinweis dafür liefern können, was die Grundlage dafür ist, dass Herr
Dündar vielleicht kein Fragerecht hat, unabhängig davon, dass es Herrn
Seibert überlassen ist, Journalisten sozusagen auszusuchen und dann aus dem
großen Kreis zwei zu wählen. Warum hat Herr Dündar, wenn es denn stimmt,
kein Fragerecht?

SRS'in Fietz: Ich kann Ihnen diese Annahme nicht bestätigen, und ich kann
Ihnen dazu leider auch keine weiteren Informationen geben.

Frage: Frau Fietz, ich habe auch eine Frage zu den Akkreditierungen. Es
gibt einen Bericht, wonach die Ausweise für die einzelnen Events, also die
Zusatzausweise, die Journalisten ja brauchen, um zur PK zu gehen, für die
türkischen Journalisten von der türkischen Botschaft verteilt wurden und
dort auch die Auswahl getroffen wurde, wer von türkischer Seite in diese PK
darf oder nicht. Können Sie zum einen bestätigen, dass das nicht alles in
den Händen des Bundespresseamtes liegt, sondern zum Teil an die türkische
Botschaft ausgelagert wurde, und zum anderen, ob das schon jemals bei einem
anderen Staatsbesuch der Fall war?

SRS'in Fietz: Dieses ganze Thema ist etwas komplex. Bei der Zulassung von
Pressevertretern ist zwischen der generellen Akkreditierung für den Besuch
des türkischen Präsidenten und einzelnen Presseterminen mit begrenzter
Zulassung im Rahmen dieses Besuchs zu unterscheiden. Ein solcher
Pressetermin mit begrenzter Zulassung ist die für heute geplante
Pressekonferenz mit dem türkischen Präsidenten und der Bundeskanzlerin,
wobei die Begründung für die begrenzte Zulassung Platzgründe sind. Für
diese begrenzt verfügbaren Plätze werden wie international üblich
Zusatzausweise paritätisch von der deutschen und der türkischen Seite in
eigener Verantwortung vergeben. Maßgeblich für die Zuordnung der Medien zum
Gast- beziehungsweise Gastgeberland ist das Land des Hauptsitzes des
jeweiligen Mediums.

Zusatzfrage: Heißt das, das passiert bei allen anderen Staatsbesuchen auch
so? Wenn der russische Präsident kommt, dann entscheidet die russische
Botschaft, welche russischen Journalisten zugelassen werden, was die
Zusatzausweise angeht?

SRS'in Fietz: Ja, es ist internationale Gepflogenheit, das so zu handhaben.

Zusatzfrage: Das ist immer noch nicht die Antwort auf die Frage. Ist es
auch in Berlin bislang immer so gehandhabt worden, dass die jeweils
ausländische Botschaft entschieden hat, wer aus diesem Land als Journalist
zugelassen wird?

SRS'in Fietz: Ja.

Frage: Noch einmal kurz zu Herrn Dündar: Manchmal sagt die Regierung ja
doch etwas zu Auslieferungsersuchen usw., Stichwort Puigdemont. Können Sie
daher doch noch einmal etwas dazu sagen, ob Sie das diese Woche bekommen
haben oder ob das vielleicht eh gar nicht so neu ist?

Es kursiert ja wohl auch eine Liste, die angeblich im Vorfeld an Frau
Merkel übergeben wurde, und zwar mit 69 Personen, die in der Türkei wegen
Terrorverdacht gesucht werden und in Deutschland sind. Steht Herr Dündar da
auch drauf oder nicht? Können Sie da also einfach einmal ein bisschen
Klarheit schaffen?

Breul: Zu der von Ihnen oder Ihrer Kollegin genannten Meldung der
"Süddeutschen Zeitung", die sich konkret auf ein Ersuchen beziehungsweise
eine Verbalnote bezieht, gilt das, was ich vorhin gesagt habe. Es ist auch
im Sinne der Betroffenen, dass wir damit sozusagen nicht an die
Öffentlichkeit gehen, was Einzelheiten und Namen angeht, wenn Betroffene
womöglich noch nicht einmal Gelegenheit hatten, Stellung zu nehmen oder
meinetwegen jetzt auch erst über die Pressekonferenz von diesem Verfahren
erfahren würden. Deshalb bitte ich einfach um Verständnis dafür, dass der
Persönlichkeitsschutz und auch das Interesse des Betroffenen oder der
Betroffenen im Vordergrund stehen.

SRS'in Fietz: Aber seien Sie versichert, dass die Bundeskanzlerin - sie hat
das gestern Abend bei ihrem Besuch in Augsburg ja auch noch einmal
angesprochen - natürlich alle Themen ansprechen wird, die im bilateralen
Verhältnis von Bedeutung sind. Natürlich sind der Bundeskanzlerin sowohl
Presse- und Medienfreiheit als auch die Menschenrechte hohe Anliegen, und
deshalb können Sie davon ausgehen, dass diese Themen auch angesprochen
werden.

Frage: Frau Fietz, gerade bei diesem sensiblen Thema der Pressefreiheit
wissen wir ja, dass es in der Türkei Ausgrenzungen und Strafmaßnahmen gibt.
Journalisten werden eingesperrt. Dann wundere ich mich, dass das
Bundespresseamt trotzdem dieser anscheinend gängigen Praxis zugestimmt hat,
dabei mitmacht und quasi mit einem Regime zusammenarbeitet, eine Regierung,
die kritische Medien ausgrenzt. Warum haben Sie in diesem Fall nicht "Wir
übernehmen das" gesagt?

SRS'in Fietz: Grundsätzlich kann man ja sagen, dass die allgemeine
Akkreditierung beim Bundespresseamt lag, und hierbei hatte der Gaststaat
auch keine Mitsprache. Entsprechend haben türkische und oppositionelle
Landesmedien nach den geltenden Kriterien auch Zugang bekommen. Bei der
Vergabe von Zusatzausweisen für Termine ist es nun einmal ein international
praktizierter Standard, so zu verfahren, wie ich es beschrieben habe, und
deshalb hat man sich auch in diesem Fall für die paritätische Vergabe
entschieden.

Zusatzfrage: Für welche Zusatztermine hat die türkische Seite dann jetzt
ein Mitspracherecht darüber, wo welche Journalisten hinkommen? Ich hatte es
nämlich so verstanden, dass das auch für die PK im Kanzleramt selbst gilt.

SRS'in Fietz: Das galt für die PK im Kanzleramt, ja. Dafür gab es noch
diesen Zusatzausweis.

Zusatzfrage: Haben Sie denn Informationen darüber, dass die türkische Seite
Journalisten abgewiesen hat oder "Ihr könnt nicht kommen" gesagt hat?

SRS'in Fietz: Darüber habe ich keine Informationen.

Frage: Es gibt, Frau Fietz, diesen Bericht in der "Bild"-Zeitung, wonach
Herr Erdogan signalisiert habe, er werde die Pressekonferenz platzen
lassen, wenn Herr Dündar daran teilnimmt. Hat Herr Erdogan das so gegenüber
der Bundesregierung gesagt? Wissen Sie etwas davon?

SRS'in Fietz: Darüber kann ich Ihnen leider keine Auskunft geben.

Zusatzfrage: Warum nicht? Ich meine, wir reden hier von Presse- und
Meinungsfreiheit. Wissen Sie es nicht, oder dürfen Sie es nicht sagen? Das
würde mich dann schon interessieren.

SRS'in Fietz: Es handelt sich, wenn, dann um bilaterale Gespräche, und zu
denen kann ich Ihnen nichts sagen.

Zusatz: Es geht ja um die Pressekonferenz!

SRS'in Fietz: Ja, aber Sie sprechen ja Absprachen im Vorfeld der
Pressekonferenz an.

Frage: Es geht um eine Akkreditierung der anderen Art. Frau Petermann, hat
das Bundesinnenministerium Kenntnis davon, dass sich ein SEK-Beamter für
den Erdogan-Einsatz mit dem Namen Uwe Böhnhardt eingetragen hat?

Petermann: Ich weiß aus der Presse, dass es entsprechende Informationen
gibt, aber ich habe dazu keine näheren Informationen. Das ist nach meiner
Kenntnis ein Vorgang des Freistaates Sachsen. Deswegen kann ich dazu nichts
sagen.

Zusatzfrage: Ich frage deshalb, da es sich ja hierbei um einen Einsatz auf
Bundesebene handelt. Da ist das BMI aber nicht weiter und in keiner Weise -
- -

Petermann: Nein.

Frage: Frau Fietz, von den Kollegen aus dem Kanzleramt hören wir gerade,
dass Herr Dündar jetzt wohl nicht kommt. Gab es irgendeine Abstimmung
zwischen der deutschen und der türkischen Delegation darüber, dass man das
so handhabt?

SRS'in Fietz: Sie haben jetzt sogar mehr Informationen als ich im Moment.
Also kann ich Ihnen dazu wirklich nicht mehr als das sagen, was ich dazu
gesagt habe.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMVI. Wir würden gerne wissen, was der
Sachstand in Sachen Dieselkonflikt ist. Es wird ja heute Nachmittag ein
Ministertreffen geben. Wo gibt es da noch Klärungsbedarf zwischen den
verschiedenen Ministerien? Vielleicht können Sie schon sagen, worauf man
sich da bereits geeinigt hat.

Wir würden auch gerne wissen, ob und was an diesem Medienbericht dran ist,
dass VW schon sein Angebot abgegeben habe. Wir würden gerne wissen, ob es
weitere Autohersteller gibt, die bereits Entgegenkommen signalisiert haben,
und wie das weitere Prozedere ist.

Friedrich: Vielen Dank für die Frage. - Grundsätzlich ist es so - ich
denke, das ist in dieser Woche jetzt auch ganz klar geworden -, dass das
eben sehr intensive Gespräche auf Regierungsebene zwischen den einzelnen
Ressorts sind. Das ist ein hochkomplexes Thema, und es ist einfach so, dass
noch weitere Gespräche stattfinden. Deshalb muss ich einfach um Verständnis
dafür bitten, dass wir jetzt hier nicht auf die Details der laufenden
Gespräche eingehen können und natürlich zum jetzigen Zeitpunkt auch nichts
zu einzelnen Einreichungen, Meinungen, Details oder möglichen Variationen
beziehungsweise Optionen sagen können. Die Gespräche laufen also nach wie
vor - das kann ich Ihnen sagen -, und es steht ja auch noch die Sitzung des
Koalitionsausschusses am Montag an.

Frage: Die Bundeskanzlerin hat sich ja gestern schon dazu geäußert und
gesagt, dass Nachrüstungen bei Euro-5-Autos möglich seien, dies aber auf
ein Drittel dieser Autos in Städten, die besonders betroffen sind,
beziehungsweise in Ballungszentren begrenzt. Wie kann man so etwas denn so
eingrenzen?

Friedrich: Ich kann es noch immer wiederholen: Die Details werden jetzt
alle besprochen. Der Minister hat sich allerdings auch schon zu solchen
Aspekten geäußert, auch schon Anfang der Woche und Mitte der Woche. Es ist
einfach so, dass von den 5,5 Millionen Euro-5-Dieseln, die unterwegs sind,
tatsächlich nur ungefähr 2,2 Millionen nachrüstbar sind. Bei denen gibt es
einen technischen Bauraum. Bei denen gibt es eben die Möglichkeit, noch
einmal etwas zu verändern. Bei den anderen Fahrzeugen ist dies eben nicht
möglich. Heutzutage sind Autos eben sehr hochkomplexe technische Geräte.
Das ist nicht so einfach. Die kann man nicht einfach aufschrauben und
einmal schauen, was man da noch mit reinsteckt; da muss einfach Platz sein.
Deshalb kommt eben diese Zahl zustande. Das hat der Minister auch schon,
wie gesagt, Anfang der Woche gesagt.

Der Punkt ist einfach dieser: Jetzt laufen die Gespräche, um eben die
Details zu besprechen und zu schauen, was möglich ist, und ich kann den
Gesprächen, wie gesagt, nicht vorgreifen.

Zusatzfrage: Auch eine Gutscheinlösung ist offensichtlich im Gespräch,
wonach dann die Kosten, die von den Herstellern übernommen werden würden,
auf 3000 Euro begrenzt werden würden. Ist das eine Lösung, die man sich
vorstellen kann?

Friedrich: Auch hierzu kann ich mich nur wiederholen: Alle und jene
weiteren Fragen, die sich darauf beziehen, was jetzt möglicherweise in
diesen Gesprächen besprochen werden wird, kann ich an dieser Stelle nicht
beantworten. Ich kann dem nicht vorgreifen.

Frage: Ich versuche es trotzdem noch einmal. Aus der SPD kommen ja jetzt
noch einmal Forderungen danach, dass man nicht nur auf zehn Städte geht,
sondern auf 17 Städte. Ist das etwas, das Sie sich vorstellen können?

Außerdem habe ich noch einmal eine rein technische Frage. Wenn ich es
richtig verstehe, ist die Idee ja, dass man 70 Kilometer um diese zehn
Städte herum die Halter von Fahrzeugen bei der Nachrüstung fördert, oder
was auch immer da der Plan ist. Wie sind Sie auf diese 70 Kilometer
gekommen? Warum sind es nicht 50 oder 100 Kilometer?

Friedrich: Ich kann mich an dieser Stelle leider auch nur wiederholen: Ich
kann zu diesen Details oder zu möglichen Absprachen oder auch zu möglichen
Dingen, die Sie aus diesen Gesprächen gehört haben, hier keine Stellung
nehmen. Dafür muss ich wirklich um Verständnis bitten.

Frage: Vielleicht können Sie doch noch einmal ein bisschen zum Verfahren
sagen. Ist die Autoindustrie heute mit am Tisch, oder wird über das
Wochenende hinweg noch einmal vonseiten des Koalitionsausschusses mit
Vertretern der Industrie gesprochen werden? Gibt es da ein Spitzentreffen,
oder wie müssen wir uns das vorstellen?

Friedrich: Ich wiederhole mich jetzt nicht, aber der Punkt ist einfach
dieser: Es ist eine Tatsache, dass Gespräche stattfinden, und wenn es etwas
zu sagen gibt, dann werden wir Ihnen das natürlich umgehend mitteilen. Sie
werden es sofort erfahren, wenn wir zu irgendetwas einladen.

Frage: Aber, Frau Friedrich, Herr Fichtner, es bleibt ja wohl, denke ich
einmal, Fakt und auch sicher, dass das Element einer Hardwarenachrüstung in
jedem Fall eine Rolle spielen wird. Das ist wahrscheinlich für Herrn
Fichtner und auch Frau Schulze nicht verhandelbar.

Fichtner: Das stimmt. Frau Schulze hat heute in einem RND-Interview auch
noch einmal gesagt, dass Nachrüstungen zwingend Teil der Lösung sein
müssen, weil sie einfach die wirksamste Maßnahme sind, um die Grenzwerte
einzuhalten, die Luft sauber zu bekommen und so auch Fahrverbote zu
vermeiden.

Wir haben seit Langem technische Nachrüstungen eingefordert. Jetzt befinden
wir uns endlich in konkreten Verhandlungen darüber. Die führen wir
konstruktiv, aber eben nicht über die Öffentlichkeit.

Friedrich: Ich kann mich an dieser Stelle auch noch einmal auf das
beziehen, was der Minister in dieser Woche gesagt hatte. Es ist einfach
kein Geheimnis, dass aus seiner Sicht eben rechtliche, technische und
finanzielle Bedenken bestehen. Er hat aber auch gesagt, dass wir eben mit
den deutschen Herstellern reden. Die deutschen Hersteller müssen sich an
dieser Stelle einbringen und Vertrauen zurückgewinnen, und wir müssen jetzt
einfach Klarheit für die Diesel-Besitzer schaffen.

Frage: Wenn es darauf hinausläuft, dass eben doch die Automobilindustrie im
Wesentlichen die Kosten der Nachrüstung zu tragen hat - so ist die
Kanzlerin ja wohl zu verstehen -, wie ist es dann mit Angeboten, die es
offenbar gibt, dass die Automobilindustrie sagt "80 Prozent würden wir
tragen"? Wer trägt die anderen 20 Prozent? Ist im Bundesfinanzministerium
überlegt worden, ob es dafür Bundeszuschüsse geben kann?

Wogatzki: Meine Kollegen haben letzte Woche zu dieser Frage Stellung
genommen. Der Minister selbst hat sich in einem Interview gegenüber der dpa
geäußert. Mehr kann ich dazu nicht sagen. Vor allem möchte ich auch den
heutigen Gesprächen nicht vorgreifen.

Zusatzfrage: Ja, das ist bekannt. Die Äußerungen stammen aus der letzten
Woche. Das Wort der Kanzlerin setzt ja sozusagen neue Benchmarks, und das
ist von gestern. Ändert das nichts an der Position, dass man im Moment
nicht damit rechnen kann, dass es Bundeszuschüsse für diese restlichen 20
Prozent gibt?

SRS'in Fietz: Heute Nachmittag werden sich im Bundeskanzleramt die
Kanzlerin, der Finanzminister, die Umweltministerin, der Verkehrsminister
und der Wirtschaftsminister treffen, und was dort besprochen werden wird,
können wir hier jetzt wirklich nicht vorwegnehmen. Ich bitte da einfach um
etwas Geduld.

Frage: Ohne dass Sie inhaltlich etwas vorwegnehmen müssen: Ist denn für die
Bundesregierung klar, dass es eine Lösung geben muss, die von allen
Autobauern sozusagen in der gleichen Form getragen wird, oder kann es sein,
dass man sich mit VW auf einer Sache und mit Daimler auf eine ganz andere
Sache einigt?

Friedrich: Grundsätzlich ist einfach klar, dass die Lösung, die wir
brauchen, den Verbraucher entlasten muss.

Zusatzfrage: Heißt das, es könnte sein, dass VW irgendwelche Nachrüstungen
vornimmt und Daimler - keine Ahnung - einen Gutschein ausgibt?

Friedrich: Ich muss Sie einfach um Geduld bitten. Ich kann doch jetzt nicht
den Gesprächen vorgreifen! Die Gespräche laufen noch, und wie Frau Fietz
gesagt hat, werden heute Nachmittag weitere Gespräche stattfinden. Wenn es
etwas zu sagen gibt, dann werden wir Ihnen das natürlich präsentieren und
Sie dann auch dazu einladen.

Frage: Herr Fichtner, möchte die Umweltministerin, dass es für alle
Hersteller die gleiche Lösung gibt? Frau Fietz, an Sie geht dieselbe Frage,
natürlich bezüglich der Kanzlerin.

Fichtner: Wir wollen, dass die Luft sauber wird. Dafür brauchen wir in den
besonders belasteten Städten so viele technische Nachrüstungen wie möglich.

Zusatzfrage: Aber die Frage von eben war ja gerade, ob mit jedem Hersteller
eine einzelne Lösung gefunden wird oder ob es eine Lösung für alle geben
wird. Was will die Umweltministerin?

Fichtner: Wir führen die Verhandlungen nicht direkt mit den
Autoherstellern. Wir führen die Verhandlungen innerhalb der
Bundesregierung. Parallel dazu gibt es Verhandlungen mit Autoherstellern -
das ist auch kein Geheimnis -, aber denen kann ich jetzt nicht vorgreifen.

SRS'in Fietz: Ich kann nur noch einmal wiederholen, dass es sich dabei um
ein sehr komplexes Thema handelt, bei dem viele Facetten zu berücksichtigen
sind. Die Kanzlerin hat sich wiederholt dazu positioniert, wie ihre Haltung
ist. Dem muss ich hier nicht noch irgendetwas hinzufügen. Ansonsten müssen
wir die Verhandlungen abwarten.

Am Montagabend wird dazu ja auch der Koalitionsausschuss tagen. Es war
immer gesagt worden, dass bis Ende September beziehungsweise Anfang Oktober
eine Lösung erarbeitet werden soll, und diesem Ziel sind wir ja jetzt schon
relativ nahe. Wir sind an diesem Datum, sodass man diese Gespräche jetzt
einfach abwarten muss.

Zusatzfrage: Okay, also eine Lösung, nicht mehrere Lösungen.

Herr Fichtner, ich hätte in diesem Zusammenhang noch eine andere Frage. Sie
hatten ja diese Woche dieses sogenannte Klimavorsorgeportal im Internet
gestartet. Wenn man da hineinschaut, findet man nichts zu den Themen
Diesel, Feinstaub und Abgase, noch nicht einmal zum Moorbrand usw. Wie
kommt das?

Fichtner: Das, was Sie gerade gesagt haben, hat mit dem Klima gar nicht so
viel zu tun.

Zusatzfrage: Diesel?

Fichtner: Diesel ist ein Lufthema, kein Klimathema. Außerdem geht es bei
diesem Klimavorsorgeportal um die Anpassung an den Klimawandel. Klimaschutz
ist also ganz wichtig, aber Klimaanpassung ist eben auch nötig, weil man
einen gewissen Klimawandel leider nicht vermeiden kann. Dabei geht es dann
darum, solche Berufsgruppen wie Landwirtschaftsberater und Stadtplaner
darauf vorzubereiten, wie sie sich an den Klimawandel anpassen können. Es
gibt keinen thematischen Zusammenhang zu dem, was Sie gerade gesagt haben.

Frage: Frau Fietz, ich will keine Haarspalterei betreiben, aber Sie redeten
gerade von Ende September/Anfang Oktober. Die Kanzlerin hatte immer gesagt:
Ende September. Was gilt jetzt, Ende September oder Anfang Oktober?

SRS'in Fietz: Sie wissen, dass der Koalitionsausschuss am 1. Oktober abends
tagt, und da wird das Thema auf der Tagesordnung stehen.

Frage: An das BMF: Frau Wogatzki, gestern wurde dem BMF von Ihrem
Wissenschaftlichen Beirat ein Gutachten zum Thema Ehegattensplitting
übergeben. Die Wissenschaftler sprechen sich dafür aus, dass das
Ehegattensplitting in der jetzigen Form nicht fortgeführt werden solle. Da
geht es vor allen Dingen um die vermeintliche Angebotswirkung, durch die
Frauen eher dazu veranlasst würden, sich gegen eine Vollzeitstelle zu
entscheiden und in Teilzeit zu bleiben. Was ist die Haltung Ihres
Ministeriums dazu, wie steht der Minister dazu? Machen Sie sich das
Gutachten möglicherweise gar zu eigen?

Wogatzki: Danke für die Frage. Grundlage unserer Arbeiten im
Bundesfinanzministerium ist der Koalitionsvertrag. Darin sind keine Pläne
vorgesehen, sich mit dem Ehegattensplitting auseinanderzusetzen. Ich möchte
hier aber vor allem betonen, dass der Wissenschaftliche Beirat beim BMF ein
unabhängiges Gremium ist. Das gilt sowohl was die Wahl seiner Themen
angeht, als auch was die Ergebnisse angeht. Es ist nicht ein
Expertengremium für Olaf Scholz.

Frage: Frau Wogatzki, darf ich Ihren Hinweis auf den Koalitionsvertrag, in
dem nichts zum Ehegattensplitting drinsteht, so verstehen, dass Sie sagen:
Was nicht im Koalitionsvertrag steht, wird in dieser Bundesregierung auch
nicht angepackt?

Wogatzki: Basis unserer Arbeit ist zunächst, was im Koalitionsvertrag
steht.

Zusatzfrage: Wenn Sie jetzt aber eine tolle Idee hätten, die aus Ihrem Haus
oder auch von irgendeinem Beirat kommt, die Sie eigentlich gerne
durchsetzen würden, würden Sie das dann anpacken? Oder würde das, weil es
nicht im Koalitionsvertrag steht, überhaupt keine Chance haben?

Wogatzki: Impulse kommen meist aus dem politischen Raum. Ich möchte jetzt
nichts dazu sagen, wie die aufgegriffen werden.

Frage: Losgelöst von dem Gutachten: Es geht ja um eine ganz konkrete
Feststellung, nämlich dass das Ehegattensplitting dazu führe, dass Frauen
sich gegen Vollzeitjobs entscheiden würden. Die Begründung in dem Gutachten
ist ja genau diese, und in dem Gutachten steht auch der Rückschluss, dass
es insofern dem Koalitionsvertrag sogar widerspreche, wenn man am
Ehegattensplitting festhalte. Aber, wie gesagt, losgelöst von dem
Gutachten: Teilen Sie im Ministerium diese Einschätzung, dass das
Ehegattensplitting genau diese Wirkung hat?

Wogatzki: Ich bitte um Ihr Verständnis, dass ich von dieser Stelle aus
keine Bewertung des Gutachtens vornehmen will.

Zusatzfrage: Ich hätte gerne eine Bewertung des Ehegattensplittings, nicht
des Gutachtens.

Wogatzki: Auch zum Ehegattensplitting möchte ich mich hier nicht äußern.

Vorsitzender Szent-Iványi: Frau Fietz hat noch eine Nachlieferung zu den
deutsch-israelischen Regierungskonsultationen.

SRS'in Fietz: Jawohl: Es ist die 15. Ehrendoktorwürde für die Kanzlerin.
Akkreditierungen laufen, wie bei solchen Reisen üblich, über die deutsche
Botschaft vor Ort. Die Programmpunkte finden in Jerusalem statt.

Frage: An das Auswärtige Amt: Herr Breul, die Außenminister der Syrien
Small Group haben gestern eine Erklärung veröffentlicht, in der sie die
rasche Einberufung eines Verfassungsausschusses fordern, um einen
politischen Prozess in Syrien zu ermöglichen. Erste Frage: Gibt es schon
Reaktionen seitens der syrischen Regierung, Russlands oder des Irans?

Zweite Frage: In der Erklärung wird gesagt, "diejenigen, die eine
militärische Lösung anstreben", riskierten einen Flächenbrand. Wer ist
damit gemeint?

Breul: Sie zitieren korrekt aus dem Statement von gestern Abend -
beziehungsweise unserer Zeit nachts. Mir ist nicht bekannt, dass es darauf
bisher öffentliche Reaktionen seitens Russlands oder seitens des Irans
gegeben hätte, aber das könnte mir auch entgangen sein. In New York wird ja
auch noch geschlafen, von daher muss man da vielleicht noch ein bisschen
warten.

Ehrlich gesagt glaube ich auch, dass Sie Ihre Frage selbst beantworten
können, aber Sie wollen es bestimmt nur noch einmal aus meinem Mund hören:
Es ist kein Geheimnis, dass wir insbesondere den Iran und Russland
auffordern, ihren Einfluss, den sie auf das Regime haben, zu nutzen, um das
Regime an den Verhandlungstisch zu bringen.

Zusatzfrage: Die Antwort kann ich mir eben leider nicht wirklich selbst
geben. Wenn Sie sagen "diejenigen, die eine militärische Lösung anstreben",
dann reden Sie ja von einem aktiven Prozess. Meinen Sie damit allein die
Assad-Regierung oder Teile der Assad-Regierung, oder gehören zu denjenigen,
die eine militärische Lösung anstreben - aktiv anstreben - auch Russland
und Iran? Das sind ja schon Unterschiede.

Breul: Wir meinen es so, wie es da steht, nämlich dass wir diejenigen, die
eine militärische Lösung anstreben, davon überzeugen wollen, zum
politischen Prozess zu kommen.

Zusatzfrage: Aber wer ist das?

Breul: Das kann nur die Person beantworten, die handelnd tätig wird.

Zusatzfrage: Nein, Entschuldigung: Sie adressieren Menschen, und dann
werden Sie doch wohl wissen, wen Sie adressieren. Das hätte ich gern
gewusst.

Breul: Ich glaube, wir müssen uns hier jetzt nicht in Haarspaltereien
ergehen. Unsere Botschaft ist klar: Wir wollen einen politischen Prozess,
wir wollen ein Ende der Kampfhandlungen; eine militärische Lösung für
Syrien kann es nicht geben. All das haben wir hier schon mehrfach
vorgetragen. Das ist unsere Position, das ist die Position der Small Group.
Jetzt gilt es, den VN-geführten politischen Prozess zu einem Erfolg zu
bringen. Da dürfen sich alle angesprochen fühlen, Herr Jessen.

Frage: Herr Breul, haben Sie die völkerrechtliche Bewertung des türkischen
Angriffs auf Afrin mitgebracht? Darauf warten wir jetzt seit fast acht
Monaten.

Breul: Da habe ich für Sie keinen neuen Stand.

Zusatzfrage: Wann können wir damit rechnen?

Breul: Das habe ich Ihnen schon beantwortet.

Zusatzfrage: Sie haben uns gesagt, dass Sie uns das hier präsentieren
werden.

Breul: Wie gesagt, ich habe heute für Sie keinen neuen Stand.

Frage: Ich würde gern zum Thema Familiennachzug fragen: Es gibt heute
Zahlen aus der "Süddeutschen Zeitung", dass bis Mitte September wohl nur
112 Visa erteilt wurden. Warum sind das so wenige?

Breul: Ich kann gerne beginnen. - Ich habe die Zahlen auch gesehen. Der
Monat September läuft ja noch, insofern wäre es vielleicht sinnvoll, diesen
Monat abzuwarten und dann mit den aktuellen Zahlen Bilanz zu ziehen. Wir
hatten uns nach dem ersten Monat, dem August, hier ja schon einmal darüber
unterhalten, und wir waren der Auffassung, dass die Mechanismen, die da
greifen, naturgemäß kompliziert sind, weil das ein Prüfverfahren ist. Es
liegt auch nicht alles in unserer Hand; denn natürlich müssen diejenigen,
die geprüft werden, auch immer Informationen beibringen, zu Terminen
erscheinen usw. Das ist also kompliziert. Wir haben den Eindruck, es ist
gut angelaufen.

Wir sind zuversichtlich, uns auf mittlere und längere Frist in dem
Zahlenbereich zu bewegen, der angestrebt ist. Wir haben für das erste Jahr
ja extra vereinbart, dass nicht bei tausend pro Monat Schluss ist, sondern
dass man das sozusagen über die Monate hinweg aufaddieren kann, weil wir
schon befürchtet hatten, dass das Verfahren langsamer anläuft, als es dann
laufen wird, wenn auch bei den Betroffenen klar ist, welche Informationen
beizubringen sind usw.

Langer Rede kurzer Sinn: Ja, das sind noch nicht die Zahlen, die wir uns
vorgenommen haben. Aber aus unserer Sicht wäre es jetzt zu früh, daraus
größere Schlussfolgerungen zu ziehen. Dafür stehen wir in diesem Prozess
noch ein bisschen zu sehr am Anfang.

Zusatzfrage: Habe ich Sie richtig verstanden, dass es im Moment vor allem
an den Antragstellern liegt, daran, dass sie noch nicht genau wissen, was
sie beibringen müssen, oder liegt es an den Behörden, dass es einfach
schwierig ist?

Selbst wenn wir jetzt im September bei 70 bis Mitte des Monats waren, ist
das noch sehr weit von tausend im Monat entfernt. Wie wollen Sie es
schaffen, auf tausend im Monat zu kommen?

Breul: Wir sind, wie gesagt, optimistisch, dass das gelingen kann. Der
Faktor der Information durch die Antragsteller und des Erscheinens bei
Termin ist nur einer. Das ist nicht der alleinige Grund. Es sind auch neue
Verfahren, die sich einspielen müssen. Es sind komplexe Prüfverfahren. Die
Ausländerbehörden, die involviert sind, brauchen Zeit.

Wir sind mit Hochdruck daran seitens des AA, seitens des BMI und der
nachgeordneten Behörden. Wir nehmen das sehr ernst und werden ständig
evaluieren, an welchen Stellen es möglicherweise haken könnte und wie man
es weiter beschleunigen kann. Dessen können Sie sicher sein.

Zusatzfrage: Noch eine Wissensfrage: Vereinbart war die Zahl von 5000 bis
Ende des Jahres, also dass man bis dahin nicht monatsweise rechnet. Wenn
Sie aber bis Ende des Jahres - keine Ahnung - nur 400 vergeben haben,
würden die restlichen 4600 für dieses Jahr verfallen. Richtig, oder können
sie auf das nächste Jahr übertragen werden?

Breul: Wir sind zuversichtlich, dass sich die Verfahren, die jetzt
angelaufen sind, erheblich beschleunigen werden und wir zu den Zahlen
kommen, die wir uns vorgenommen haben. Über alles Weitere kann und möchte
ich jetzt nicht spekulieren.

Zusatzfrage: Aber gibt es eine Regelung dafür? Sie müssen ja nicht
spekulieren.

Breul: Die Vereinbarung ist: 5000 bis Jahresende.

Zusatzfrage: Verfällt der Rest, wenn sie nicht ausgenutzt werden?

Breul: Mein Stand ist: 5000 bis Jahresende. Das müsste ich gegebenenfalls
noch nachreichen.

Zusatzfrage: Ja, ja, den Stand habe ich ja auch. Aber das ist ja nicht die
Frage. - Können Sie etwas dazu sagen, Frau Petermann?

Petermann: Nein. Die Frage habe ich schon richtig verstanden. Sie fragen,
ob die Restsumme ins neue Jahr übertragen werden kann. Die Frage kann ich
Ihnen an dieser Stelle so nicht beantworten - außer Sie haben dazu eine
definitive Antwort. Ansonsten kann ich das, was vom AA hier vorgetragen
wurde, nur bestätigen. Auch wir sehen durchaus, dass es noch nicht die Zahl
Tausend erreicht. Allerdings hatten wir auch nicht erwartet - das muss man
auch sagen -, dass gleich zu Beginn tausend im Monat erreicht werden.
Deswegen wurde ja die Zahl von 5000 bis zum Jahresende vereinbart. Denn wir
haben uns schon gedacht, dass die tausend im Monat nicht gleich erreicht
werden. Ich bin aber auch zuversichtlich, dass der Prozess, wenn er
angelaufen ist, diese Zahl erreichen wird.

Zusatzfrage: Können Sie denn für uns herausfinden, was mit dem Rest
passiert?

Petermann: Ja, selbstverständlich.

Frage: Ich habe nicht viel Hoffnung. Frau Einhorn, der Minister hat uns
hier an dieser Stelle am Tag der offenen Tür versprochen, dass bis Ende
September, also bis zum Ende des dritten Quartals, die Liste mit den
sogenannten unmittelbar Beteiligten am Jemen-Krieg vorliegen werde. Haben
Sie sie dabei? Heute ist ja der letzte Tag.

Einhorn: Ich habe keine Liste dabei. Ich denke, dazu hat sich zuletzt das
Auswärtige Amt geäußert. Ich habe dazu keinen neuen Stand.

Zusatz: Die wissen das auch nicht, oder doch, Herr Breul?

Breul: Wir haben uns doch gerade am Mittwoch über dieses Thema unterhalten,
und ich habe Ihnen dazu die Antwort gegeben, die wir Ihnen geben können.

Frage: Ich frage, weil ich auch bei dieser Bürgerpressekonferenz war. Der
Wirtschaftsminister hat hier angekündigt, die Liste - das war auf sein Haus
bezogen, wenn ich es richtig sehe - der aus Sicht seines Hauses direkt am
Jemen-Krieg Beteiligten solle im Laufe des dritten Quartals vorgelegt
werden. Unbeschadet dessen, Herr Breul, was wir hier auch vorgestern und
mehrfach diskutiert haben, liegt diese Liste bislang noch nicht vor. Die
einfache Frage ist also: Gilt das Ministerwort? Wird die Liste bis Ende des
Quartals, also im Laufe der nächsten zwei, drei Tage, vorgelegt?

Einhorn: Aktuell habe ich dazu keinen neuen Stand. Wenn es ihn gibt, teilen
wir ihn hier mit.

Frage: Ich habe zwei Fragen an das Bundesfinanzministerium. Offensichtlich
gibt es in Sachen Antigeldwäscheeinheit FIU die Überzeugung in mehreren
Polizeibehörden des Bundes und der Länder, dass die bisherige Arbeit dieser
Antigeldwäscheeinheit nur als negativ und verheerend bezeichnet werden
könne. Ich wüsste gern, wie das Bundesfinanzministerium diese Bewertung
beurteilt und ob es sich über die Lage bei der FIU von der FIU richtig
beurteilt fühlt.

Frau Petermann, an Sie die Frage, wie Sie es bewerten, dass die
Polizeibehörden den Antigeldwäschekampf in Deutschland so beurteilen.

Wogatzki: Sie haben Recht. Es gab in der Tat Anlaufprobleme bei der FIU
nach dem Wechsel vom BKA zum Zoll. Gerade deswegen haben wir im Sommer
Maßnahmen zur Stärkung der FIU beschlossen. Unter anderem wurde die FIU
personell verstärkt. Dann wurden die Arbeitsabläufe standardisiert. Das
betrifft auch die Zusammenarbeit mit den Strafverfolgungsbehörden. Seit dem
1. August gibt es mit Herrn Schulte eine neue Leitung.

Nach meiner Kenntnis zeigen diese Maßnahmen schon erste Wirkungen. Die
sogenannten Altfälle sind zum Stichtag des 6. Julis nämlich endgültig
abgearbeitet worden.

Zur weiteren Verbesserung der Abläufe ist die FIU mit allen relevanten
Stellen im Gespräch, um Lösungen zu manifestieren.

Petermann: Ich möchte dazu nicht weiter ergänzen. Die Zuständigkeit hat
gewechselt. Das wird vom BMF bearbeitet. Ich werde das hier nicht weiter
kommentieren.

Zusatzfrage: Das heißt also, dass das BMF nach wie vor der Meinung ist,
dass es sich um Anfangsschwierigkeiten handelt, die behoben sind, sodass
jetzt alles super läuft. Dann frage ich mich, wie das BKA und die
Landeskriminalämter in dem Bericht, der von Mitte September stammt, zu so
einem Fazit kommen können. Irgendeiner von Ihnen muss doch eine Wahrnehmung
haben, die mit der Realität nicht zusammenpasst.

Wogatzki: Ich bitte um Ihr Verständnis, dass wir zu dem Bericht selbst, den
Sie zitieren, keine Stellung nehmen können. Wenn man Maßnahmen zur
Verbesserung ergreift, dauert es eine gewisse Zeit, bis sie zu greifen
beginnen. Aber ich habe darauf verwiesen, dass bereits alle Altfälle
abgearbeitet sind.

Frage: Frau Petermann, können Sie uns sagen, wie der Suchprozess für die
Nachfolge Herrn Maaßens im Moment läuft? Ist der Minister gerade aktiv
dabei, oder wartet man noch, bis sich die ganze Aufregung um CDU, Erdogan
und was auch immer gelegt hat?

Petermann: Nein. Der Prozess der Suche läuft. Ich kann Ihnen dazu
allerdings keine Neuigkeit mitteilen.

Freitag, 28. September 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 28. September 2018

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2018/09/2018-09-28-regpk.html

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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INFOPOOL / POLITIK / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/2286: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen vom 1. bis 4. Oktober 2018


Helle Panke

Veranstaltungen in der 40. Kalenderwoche



Liebe Leserinnen und Leser,

der 100. Jahrestag der Novemberrevolution rückt näher. Wir widmen uns dem
Ereignis mit mehreren Veranstaltungen, zwei davon gleich in der kommenden
Woche.

Und dies sind unsere Veranstaltungen in der nächsten Woche:


Montag, 1. Oktober 2018, 19:00 bis 21:00 Uhr

Internationale Politik

Ist Brasiliens Demokratie noch zu retten?

Vortrag zur politischen Situation kurz vor der brasilianischen
Präsidentschaftswahl

Referent: Peter Steiniger (Journalist junge Welt)

Moderation: Anke Geissler-Grünberg

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Dienstag, 2. Oktober 2018, 10:00 bis 12:00 Uhr


Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

Das Revolutionsdenkmal und andere Denkwürdigkeiten auf dem Zentralfriedhof
in Berlin-Friedrichsfelde

Referent: Prof. Dr. Jürgen Hofmann (Historiker)

Moderation: Christian Beyer

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin


Donnerstag, 4. Oktober 2018, 19:00 bis 21:00 Uhr


Geschichte

November 1918 - der verpasste Frühling des 20. Jahrhunderts

Referent: Klaus Gietinger (Sozialwissenschaftler, Regisseur, Autor von
Dreh- und Sachbüchern zur Novemberrevolution)

Moderation: Dr. Stefan Bollinger

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin

 * 

BEI ANDEREN GELESEN

Mittwoch, 3. Oktober 2018, 11.00 Uhr

Matinee der Zweiwochenschrift "Ossietzky" 

Was tun gegen den drohenden Krieg!?

mit: Norman Paech, Andrej Hunko, Wiebke Diehl

Musik: Stefan Körbel

Moderation: Matthias Biskupek

Ort: Haus der Demokratie und Menschenrechte, Robert-Havemann-Saal,
Greifswalderstraße 4, Berlin

 * 

PUBLIKATIONEN

Reihe "Pankower Vorträge"

Heft 218: Vom mühseligen Suchen und glückhaften Finden (Teil IV)

In memoriam Prof. Dr. Heinrich Gemkow (26. Juni 1928 - 15. August 2017)
Berlin 2018, 48 Seiten

INHALT

* Walter Schmidt: Kolloquium zum 90. Geburtstag Heinrich Gemkows am 26.
Juni 2018. Eröffnung

* Dagmar Goldbeck: Das Dokumentarstück "Salut an alle. Marx" und Heinrich
Gemkow, mit Anhang von Dagmar Goldbeck / Rolf Hecker: Salut an alle, Marx
Bekenntnisse

* Rolf Hecker: Das Marx-Engels-Forum in der Mitte Berlins: Zur
Entstehungsgeschichte und zum politischen Auftrag für Heinrich Gemkow, mit
Anhang: Übersicht über Marx-, Engels- und Marx/Engels-Denkmäler

* François Melis: Marx- und Engels-Holzstiche von Heinrich Scheu

* Martin Hundt: Auch ein Marx/Engels-Forscher. Ein paar Worte über Helmut
Hirsch (1907-2009)

 * 

Zu vielen Veranstaltungen der Hellen Panke entstehen
Heftpublikationen. Jedes dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus Versand)
über die Homepage bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher
erschienenen Hefte und ein AutorInnenverzeichnis finden Sie auf der
Internetseite der Hellen Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche
Antiquariat der Hellen Panke einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06701: Remiskönig wider Willen (SB)


Der schwedische Großmeister Ulf Andersson fällt auf den meisten
Turnieren durch den Umstand auf, daß er unzählige Remisen produziert,
selten gewinnt und sich dennoch einen respektablen Platz in der
Turnierrangfolge erkämpft. Er ist wohl der erfolgreichste Remiskönig,
den die Schachwelt je gekannt hat und dürfte damit selbst Richard
Teichmann auf diesem Feld den Schneid abkaufen. Auf dem Turnier in
Biel beispielsweise beendete Andersson die ersten neun Partien in
schönster Regelmäßigkeit mit einem Unentschieden. Geschickt allen
Gefahren auszuweichen, die Remisbreite nie zu verlassen und so Kapitän
zu bleiben auf dem eigenen Schiff, nichts tut er lieber. Nun
verwundert allerdings, daß der Schwede für seine vielen Remisen eine
ganz andere Erklärung findet. Dem Schachjournalisten Wladsylaw
Litmanovicz vertraute er in Biel nämlich folgendes an: "Allerdings muß
ich hinzufügen, daß praktisch alle meine Gegner gegen mich auf Remis
spielen und deswegen ist meine Aufgabe jeweils äußerst schwer." Eine
hübsche Vertauschung von Ursache und Wirkung, und so möchten wir alle
Großmeister bitten, künftig gegen Andersson nicht mehr so
zurückhaltend zu spielen. Schließlich soll jeder seine Chance
bekommen, um Siegestrophäen zu erbeuten. Schluß also mit dem Boykott!
Im heutigen Rätsel der Sphinx hielt sich der rumänische Großmeister
Florin Gheorghiu an diesen Aufruf und zwang den Schweden mit dem
nächsten Zug zur Kapitulation. Also, Wanderer, welcher weiße Zug
beraubte Andersson seines so wertgeschätzten Remis'?
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Gheorghiu - Andersson

London 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Mag das Steinitz-Gambit auch bis in alle Ewigkeit abstrus erscheinen,
so konnte Wilhelm Steinitz dennoch einen trefflichen Sieg über Louis
Paulsen damit erringen: 1.Tf1xf6! Dg7xf6 2.Le2-g4+ Kc8-b8 3.Sc3-d5 Df6-
g7 4.a4-a5 f7-f5 - 4...Sg6-e7 5.a5xb6 Se7xd5 6.Ta1-a8+! oder 4...b6-b5
5.a5-a6 b7-b6 6.a6-a7+ Kb8-b7 7.Sd5xc7! Kb7xc7 8.Dd2-c3+ Kc7-b7 9.Lg4-
d7 - 5.a5xb6 c7xb6 6.Sd5xb6! Sg6-e7 - 6...f5xg4 7.Ta1-a8+ Kb8-c7 8.Dd2-
c3+ Kc7xb6 9.Dc3-a5+ Kb6-c6 10.d4-d5+ - 7.e4xf5 Dg7-f7 8.f5-f6 Se7-c6
9.c2-c4 Sc6-a7 10.Dd2-a2 Sa7-b5 11.Sb6-d5 Df7xd5 12.c4xd5 Sb5xd4
13.Da2-a7+ Kb8-c7 14.Ta1-c1+ Sd4-c6 15.Tc1xc6#



Erstveröffentlichung am 1. Oktober 2005
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2301: Halbweltergewicht - Einstand nach Maß ... (SB)




Jorge Linares debütiert erfolgreich gegen Abner Cotto

Bei seinem Debüt im Halbweltergewicht hat Jorge Linares kurzen Prozeß
mit dem überforderten Abner Cotto gemacht. Der 33jährige ehemalige
Weltmeister in drei Gewichtsklassen setzte sich im Fantasy Springs
Casino in Indio, Kalifornien, dank seiner klaren technischen
Überlegenheit bereits in der dritten Runde gegen den drei Jahre
jüngeren Puertoricaner durch. Während der in Las Vegas lebende
gebürtige Venezolaner damit seine Bilanz auf 45 Siege und vier
Niederlagen ausbauen konnte, stehen für seinen Gegner 23 gewonnene und
vier verlorene Auftritte zu Buche. [1]

Nachdem die Kontrahenten in der ersten Runde Maß genommen hatten,
ergriff Linares in der zweiten die Initiative und schickte Cotto kurz
vor der Pause mit einer Rechten zum Kinn auf die Bretter. Die dritte
Runde hatte kaum begonnen, als der Puertoricaner abermals zu Boden
gehen mußte. Er kam zwar rechtzeitig wieder auf die Beine, wurde aber
sofort mit einer Serie von Körpertreffern angegriffen. Cotto blickte
fragend zum Ringrichter, ob es sich nicht um Tiefschläge handle, was
aber nicht der Fall war. Unterdessen schlug Linares weiter auf ihn
ein, bis ihn der Gegner umklammerte und im Fallen mit herunter auf die
Matte zog. Als der Puertoricaner abermals hochkam, gaben seine Beine
nach, so daß er wieder zu Boden stürzte, worauf seine Ecke das
Handtuch zum Zeichen der Aufgabe warf. Dem entsprach Referee Raul
Caiz, der den Kampf nach 1:31 Minuten der dritten Runde für beendet
erklärte. [2]

Laut der Statistik von CompuBox hatte Linares 58 von 132 Schlägen ins
Ziel gebracht (44 Prozent), während Cotto lediglich bei 20 von 103
Versuchen erfolgreich war (19 Prozent). Welch furioses Finale der
Venezolaner hingelegt hatte, belegen 18 seiner insgesamt 25 schweren
Treffer in der dritten Runde und damit der letzten halben Minute des
Kampfs. Dies dokumentiert die Überlegenheit des früheren Weltmeisters
im Feder-, Superfeder- und Leichtgewicht, der inzwischen wieder mit
seinem langjährigen Trainer Jorge Zerpa zusammenarbeitet.

In einer ersten Stellungnahme nach seinem Erfolg verlieh Linares der
Freude Ausdruck, die Premiere im Halbweltergewicht gut über die Bühne
gebracht zu haben. Er komme in diesem Limit immer besser zurecht und
sei bereit, sich mit den besten Akteuren zu messen. Cotto räumte ein,
er sei zwar gut vorbereitet angetreten, habe aber nicht erwartet, daß
der Gegner so hart schlagen könne. Linares sei indessen nicht
irgendein beliebiger Kontrahent, sondern ein früherer Champion in drei
Gewichtsklassen. Zu seinem Bedauern war es dem Puertoricaner nicht
gelungen, vor den Augen seines prominenten Cousins Miguel Cotto zu
glänzen, der das Geschehen vor Ort verfolgt und ihn angefeuert hatte.

Jorge Linares hatte aus einer fast lückenlosen Deckung heraus
gekämpft, mit der er den Jab und linken Haken des Gegners weitgehend
abblocken konnte. Daß Cotto nur selten mit seinen Schlägen durchkam,
unterstrich die signifikant ausgeprägteren technischen Fertigkeiten
des Venezolaners. Der Puertoricaner konnte recht heftig zuschlagen,
doch erschöpften sich darin auch schon seine nennenswerten Qualitäten,
weshalb die Runden gezählt waren, die er mit dem ehemaligen Champion
überstand. Es handelte sich von vornherein um einen ungleichen Kampf,
was für Linares ungewöhnlich ist, der sich in aller Regel mit
hochklassigen Kontrahenten mißt. Da er jedoch nach der Niederlage
gegen Wassyl Lomatschenko wieder Zuversicht fassen mußte und zudem
erstmals im Halbweltergewicht antrat, ist verständlich, daß die Wahl
auf einen vergleichsweise leichten Gegner gefallen war.

Am 12. Mai war es zu einem Gipfeltreffen in New York gekommen, bei dem
Jorge Linares den WBA-Titel im Leichtgewicht gegen Wassyl Lomatschenko
verteidigte. Um diesen spektakulären Kampf möglich zu machen, hatten
Oscar de la Hoya von den Golden Boy Promotions und Bob Arum von Top
Rank ausnahmsweise ihre langjährige Feindschaft zurückgestellt. Der
Ukrainer schrieb dabei vor mehr als 10.000 Zuschauern im Madison
Square Garden Boxgeschichte, wurde er doch bereits in seinem zwölften
Profikampf Weltmeister in der dritten Gewichtsklasse. Lomatschenko
behielt in einem harten und relativ ausgeglichenen Kräftemessen in der
zehnten Runde gegen Jorge Linares die Oberhand und nahm ihm damit den
Titel ab.

Der körperlich unterlegene Ukrainer traf in New York erstmals seit
langem wieder auf einen Gegner, der mit seinem hochklassigen
technischen Können zurechtkam und ihm beträchtliche Probleme
bereitete. Nachdem Linares in der ersten Hälfte des Kampfs leichte
Vorteile verbucht hatte, kam Lomatschenko im späteren Verlauf stärker
auf. In der sechsten Runde mußte er jedoch nach einem Volltreffer
erstmals in seiner Profilaufbahn zu Boden gehen. Die Entscheidung fiel
dann im zehnten Durchgang, als Linares von einer Schlagserie in die
Seile getrieben wurde und dort nach einem Körpertreffer auf ein Knie
sank. Wenngleich er rechtzeitig wieder hochkam, hielt ihn Ringrichter
Ricky Gonzalez für schwer angeschlagen und brach den Kampf ab.

Nach dem Titelverlust faßte Jorge Linares den Entschluß, aus dem
Leichtgewicht, in dem er seit 2010 angetreten war, ins
Halbweltergewicht aufzusteigen, um sich dort auf die Jagd nach einem
Gürtel zu machen. Gegen Abner Cotto, der zuvor fünf Auftritte in Folge
für sich entschieden hatte, ging er behende, versiert und fokussiert
zu Werke. Vor allem aber hat er auch im höheren Limit seine
Schlagwirkung nicht eingebüßt, so daß er sich wohl auch dort behaupten
kann. Allerdings muß sich natürlich erst noch erweisen, ob er
gefährlichen Kontrahenten wie Regis Prograis, Jose Ramirez, Josh
Taylor oder Maurice Hooker gewachsen ist, die von anderem Kaliber als
Abner Cotto sind. Prograis dürfte in diesem Quartett gegenwärtig der
stärkste Rivale sein. Was seine Deckung, Schnelligkeit und
Kombinationen betrifft, ist Linares ein Kandidat der allerersten
Garnitur. Allerdings schienen die wenigen Treffer, die er gegen Cotto
einstecken mußte, doch seine Aufmerksamkeit erregt zu haben. Da der
Puertoricaner längst nicht so wirksam schlägt wie die Prominenz in
dieser Gewichtsklasse, muß sich Linares auf eine Kanonade gefaßt
machen, wenn er ans Tor der Weltmeister pocht.

Vor seinem jüngsten Auftritt in New York hatte Linares zwei Gründe
genannt, die ihn dazu veranlassen könnten, sein Glück doch noch einmal
im Leichtgewicht zu versuchen. Eine Revanche gegen Wassyl Lomatschenko
oder ein Kampf gegen Mikey Garcia, der ebenfalls einen Titel in seinem
Besitz hat, würden ihn reizen, dorthin zurückzukehren. Die Niederlage
gegen den Ukrainer sei ein Stachel in seinem Fleisch, den er nur zu
gern herausziehen möchte, so der Venezolaner. Wenngleich er gegen den
mutmaßlich besten Boxer der Branche verloren habe, wünsche er sich
nichts so sehr, als ihn ein zweites Mal vor die Fäuste zu bekommen.
Was Mikey Garcia angeht, habe er wiederholt sein Interesse zum
Ausdruck gebracht, sich mit ihm zu messen. Vielleicht komme es ja im
nächsten Jahr zu diesem Kampf. Davon abgesehen sei er bereit und in
bester Verfassung, um sich im Halbweltergewicht durchzusetzen, wo
beispielsweise ein Titelkampf gegen Jose Ramirez eine attraktive
Perspektive eröffne.


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2018/09/jorge-linares-destroys-abner-cotto-results/

[2] www.espn.com/boxing/story/_/id/24839876/jorge-linares-stops-abner-cotto-junior-welterweight-debut
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BILDUNG/3275: Vortrag zur Waldentwicklung im Nationalpark Harz - Clausthal-Zellerfeld, 1.10.


Pressemitteilung - NABU Südost-Niedersachsen, Nr. 23/18

NABU im Oberharz: Vortrag zum Nationalpark Harz

Dr. Friedhart Knolle referiert am 1. Oktober 2018 über den
Nationalpark Harz



Clausthal-Zellerfeld - Am Montag, 1. Oktober 2018 lädt der NABU in
Clausthal-Zellerfeld ab 19 Uhr zu einem Vortrag von Dr. Friedhart
Knolle über den Nationalpark Harz und seine Waldentwicklung ein.
Speziell wird der Referent auch auf die Rolle des Borkenkäfers im Park
und die aktuellen Waldbilder eingehen, die für viel Diskussionsstoff
sorgen. Veranstaltungsort sind die Räumlichkeiten der Evangelischen
Studentengemeinde in der Graupenstr. 1a, 38678 Clausthal-Zellerfeld.

Mitten in Deutschland gelegen, entstand der länderübergreifende
Nationalpark Harz 2006 durch die Vereinigung der Nationalparke
"Hochharz" in Sachsen-Anhalt und "Harz" in Niedersachsen. Er schützt
und entwickelt eine einzigartige Mittelgebirgslandschaft mit Wäldern,
Mooren, Fließgewässern und zahlreichen weiteren Lebensräumen. Über
7000 Tier- und Pflanzenarten kommen hier vor, von denen viele vom
Aussterben bedroht sind. Der Nationalpark ist größtenteils auch als
Natura 2000-Gebiet (FFH- und Vogelschutzgebiet) der Europäischen Union
ausgewiesen.

Der Nationalpark Harz hat schon eine lange Geschichte - schon Hermanns
Löns plante ein solches Schutzgebiet bei Bad Harzburg und auf Flächen,
die heute innerhalb des Parks liegen. Heute hat der Nationalpark Harz
zu jeder Jahreszeit viel zu bieten. In seiner Mitte liegen die
bekannten Tourismusmagneten Brocken und Torfhaus mit attraktiven
Nationalpark-Besucherzentren. Auch in allen Nationalparkgemeinden rund
um das Schutzgebiet finden Sie Informations- und Bildungsangebote. Ein
jährlich neu aufgelegtes Naturerlebnisprogramm gibt einen Überblick -
das aktuelle Programm wird der Referent mitbringen - und noch viel
mehr Information.

Der Eintritt ist frei, eine Spende ist willkommen!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, Nr. 23/18

NABU Regionalgeschäftsstelle Südost-Niedersachsen

Kurt-Schumacher-Ring 4, 38228 Salzgitter

E-Mail: info@NABU-Suedostniedersachsen.de

www.NABU-suedostniedersachsen.de
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MELDUNG/042: Zum Weltvegetariertag wirbt der Tierschutzbund für eine tierfreundliche Ernährung (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 28. September 2018

Weltvegetariertag (1.10.)

Tierfreundliche Ernährung ist schmackhaft und populär



Anlässlich des Weltvegetariertags am 1. Oktober wirbt der Deutsche
Tierschutzbund für eine tierfreundliche Ernährung. Die Gründe, auf
vegetarische oder rein pflanzliche Produkte zurückzugreifen, sind zahlreich
und reichen von ethischen bis hin zu politischen und sozialen
Gesichtspunkten. Die Tierschützer begrüßen die Entwicklung, dass sich immer
mehr Menschen für weniger Tierleid und für eine bewusste vegetarische oder
vegane Ernährungsweise entscheiden.

"Jegliche Umstellung hin zu einer vegetarischen oder veganen Lebensweise
bedeutet ein Mehr an Tierschutz", sagt Verena Jungbluth, Leitung Veganismus
beim Deutschen Tierschutzbund. Für den menschlichen Fleischkonsum sterben
weltweit jährlich 56 Milliarden Tiere, Meeresbewohner nicht eingerechnet.
Die Herstellung von Fleisch, Milch und Eiern hat mit Bauernhofromantik
nicht mehr viel gemein. "Tiere in der Landwirtschaft haben oft nur noch
einen Preis und keinen Wert mehr", so Jungbluth. "Jeder, der seine
Essgewohnheiten umstellt - oder seinen Fleischkonsum auch nur reduziert -
leistet einen Beitrag."

Tatsächlich wächst die Nachfrage nach vegetarisch-veganen Produkten in
Deutschland seit Jahren, der Fleischkonsum geht stetig zurück. Viele
Menschen greifen immer häufiger zu Alternativen zu Wurst, Schnitzel und Co.
In jeder größeren Stadt eröffnen vegane Cafés und Restaurants und die
zunehmende Zahl an veganen Köchen und Kochbüchern zeigt die kulinarische
Vielfalt der pflanzlichen Küche - so zum Beispiel das vegane Kochbuch
"Tierschutz genießen" des Deutschen Tierschutzbundes. Auch eine Vielzahl an
Internetseiten und Broschüren liefert Rezept-, Restaurant- oder Hoteltipps.
Der Deutsche Tierschutzbund informiert in seinem Mitgliedermagazin DU UND
DAS TIER regelmäßig über die tierfreundliche Lebensweise. In der aktuellen
Ausgabe stellt das Magazin ein Rezept von Vegankoch Björn Moschinski vor:
Süßkartoffel-Omelett mit Avocado-Zucchini-Salat. Im Interview mit Björn
Moschinski sprach DU UND DAS TIER über die tierfreundliche Lebensweise und
seine Inspiration für neue Rezepte - nachzulesen unter:

www.duunddastier.de/moschinski

Weitere Informationen rund um vegetarische und vegane Ernährung finden
Interessierte auch auf der Website des Deutschen Tierschutzbundes
unter:

www.tierschutzbund.de/veganismus

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 28. September 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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